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Teil I. 

Das G. ffi. b. H.- Gesetz 
Erster Abschnitt. 

Errichtung der Gesellschaft. 

§ 1. 
§ Gesellschaften mit beschränkter Haftung können nach Maßgahe der Be­
§ stimmungen dies·es Gesetzes zu jedem ge.setzlich zulässigen Zweck errichtet I werden. § 2. 

§ Der Gesellschaftsvertrag bedarf des Abschlusses in gerichtlicher oder 
§ notarieller Fonn. Er ist von sämtlichen Ge.sellschaftern zu unterzeichnen. 
~ Die Unt·erzeichnung durch BevollmächHgte ist nur auf Grundemer gericht-

§ 3. 
Der Gesellschaftsvertrag muß enthalten: 

1. die Firma uIlld ·den Sitz der Gesellschaft, 
2. den Gegenstand des Unternehmens, 
3. den Betrag des Stammkapitals, 
4. den Betrag der von jedem Ge.sellschafter auf das Stammkapital zu leisten­

den Einlage (Stammeinlage). 
Soll das Untemehmen auf eine gewisse Zeit be.schränkt sein oder sollen 

den Gesellschaftern außer der Leistung von Kapitaleinlagen noch andere Ver­
§ pflichtungen ge·genüber der Gesellschaft auferlegt werden, so bedürfea auch 
§ diese Bestimmungen der Aufnahme in ,den Gesell.schaftsvertrag. 

§ 4. 
Die Firma der GeseH.schaft muß entwe·der von dem Gegenstande d·es Unter­

nehmens entlehnt sein, oder die Namen der Gesellschafter oder den Namen 
wenig.stens eines derselben mit einem das Vorhandenseineines Gesellschafts­
verhältnisses andeutell'den Zusatze enthalten. Die Namen anderer Personell 
als .der Ges·ellschafter dürfen in die Firma nicht aufgenommen werden. Die 
Beibehaltung der Firma e,ine,s auf die Gesellschaft übergegangenen Geschäfts 
(Handelsgesetzbuch § 22) wird hierdurch nicht ausge.schlossen. 

Di-e Firma der GeseLlschaft muß in allen Fällen die zusätzliche Bezeichnung 
"mit beschränkter Haftung" enthalten. 

§ 5. 
Das Stammkapital der Gesellschaft muß mindestens zwanzi,gtausend Reichos­

mark, die Stammeinlage jede.s Ges,ellschafters muß mindestens fütrlhunderl 
Reich.smark betragen. 

Kein Gesellschafter kann bei Errichtung der Gesellschaft mehrere Stamm­
einlagen übemehmen. 

Der Betra.g der Stammeinlage kann für die einzelnen Gesellschafter ver­
schieden bestimmt werden. Er muß in Reichsmark durch hundert teilbar &ein 
Der Ge.samtbetrag der Stammeinlagen muß mit dem Stammkapital überein­
stimmen. 
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Sollen von Gesells,chaftern Einlagen, welche nicht in Geld zu leiLstim sind, 
auf das Stammkapital gemacht oder soll die Vergütung für Vermögeo.s,g'egen­
stände, welche die Gesellschaft übernimmt, auf Stammeinlagen angerechnet 
werden, so muß die Person des Gesellschafters, der Gegenstand der Einlag'e 
oder Uebernahme sowie der Geldwert, für welchen die Einlag,e angenommen 
wird, oder die für die übernommenen Gegenstände zu gewährende Vergütung 
im Gesellschaftsvertrage festgesetzt werd'en. 

§ 6. 
Die Gesellschaft muß einen oder mehrere Geschäftsführer haben. 
Zu Geschäftsführern können Gesellschafter oder andere Personen bestellt 

werden. Die Bestellung erfolgt entweder im Gesellschaftsvertrage oder nach 
Maßgabe ,der Bestimmungen des dritten Abschnitts. 

Ist im Gesellschaftsvertrage bestimmt, daß sämtliche Gesellschafter zur 
Geschäftsführung berechtigt s,ein sollen. so gelten nur die der Gesellschaft bei 
F ests'etzung dieser Hestimmung angehörenden Personen als die bestellten Ge­
schäftsführer. 

§ 7. 
Die Gesellschaft ist bei dem Gericht, in dess,en Bezirke sie ihren Sitz hat, 

zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 
Die Anmeldung darf nur erfolgen, nachdem von jeder Stammei,rrlage, soweit 

nicht andere als in Geld zu leistende Einlagen auf das Stammkapital gemacht 
sind, ein Viertel, mindestens aber der Betrag von zweihundertundfünfzig Reichs­
mark eingezahlt ist. 

§ 8. 
Der Anmeldung müssen beigefügt sein: 

1. der Gesellschaftsvertrag und im Falle des § 2 Absatz 2 die Vollmachten 
der Vertreter, welche den Gesellschaftsvertrag unterzeichnet haben, 
oder eine beglaubigte Abschrift dies'er Urkunderr, 

2. die Legitimation der Geschäftsführer, sofern dieselben nicht im Gesell­
schaftsvertrage bestellt sind, 

3. eine von den Anmeldenden unterschriebene Liste der Gesellschafter, 
aus welcher Name, Vorname, Stand und Wohnort der letzteren, sowie 
der Betrag der von einem jeden derselben übernommenen Stammeinlage 
ersichtlich ist, 

4. in dem Falle, daß der Gegenstand des Untemehme'lTS der staatlichen 
Genehmigung bedarf, die Genehmigungsurkunde. 

In der Anmeldung ist die Versicherung abzugeben, daß die im § 7 Absatz 2 
- bezeichneten Leistungen auf die Stammeinlagen bewirkt sind und ,daß der 

Gegenstand der Leistungen sich in ,der freien Verfügung der Geschäftsführer 
befindet. 

-

Die Geschäftsführer haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem 
Gerichte zu zeichnen. 

§ 9. 
Die Anmeldenden haften der Ges'eUschaft solidarisch für die Richtigkeit 

ihrer Angaben hinsichtlich der auf die Stammeinlagen gemachten Leistungen 
(§ 7 Absatz 2). 

Verzichtleistungen oder Vergleiche ,der Gesellschaft in betreff der ihr nach 
Absatz 1 zust'ehenden Ersatzansprüche sind unwirksam, soweit der Ersatz zur 
Befriedigung der Gläubiger der Gesellschaft erforderlich ist. Auf einen Ver­
gleich, welchen der Ersatzpflichtige im Falle der Zahlungsunfähigkeit zur Ab­
wendung oder Beseitigurrg des Konkursverfahrens mit seinen Gläubigern ab­
schließt, findet diese Bestimmung keine Anwendung. 

Die Ansprüche auf Grund der vorstehenden Bestimmungen verjähren in 
fünf Jahren seit der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister. 

§ 10. 
Hei der Eintragung in das Handelsregister sind die Firma und der Sitz der 

Gesellschaft, der Gegenstand des Unternehmens, die Höhe des Stammkapitals, 
der Tag des Abschlusses des Gesellschaftsvertrags und die Personen der Ge­

_ schäftsführer anzugeben. 
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Enthält der Gesellschaftsvertrag besondere Be.stimmungen über die Zeit­
dauer der Gesellschaft oder über die Befugnis der Geschäftsführer oder der 
Liquidatoren zur Vertr'etung' der Gesellschaft, so -sind auch diese BeIStimmun­
gen eirrzutra,gen. 

In die Veröffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt gemacht 
wird, .sind außer dem Inhalt der Eintragung die nach § 5, Abs.4getroffenen 
Festsetzungen und, sofern der Gesellschaftsvertrag besondere Bestimmungen 
über die Form enthält, in welcher öffentliche Bekanntmachungen der GeISelI­
schaft erlaoSsen werden, auch diese Bestimmungen aufzunehmen. 

§ 11. 
Vor der Eintragung in das Handel.sregister des Sitzes der Gesellschaft be­

steht die Gesellschaft mit beoSchränkter Haftung als .solche nicht. 
Ist vor der Eintragung im Namen der Gesellschaft gehandelt worden, so 

haften die Handelnden persönlich und solidarisch. 

§ 12. 
Auf die Anmeldung der GeselLschaft zur Eintragung in das Handelsregister 

eines Gerichts, in dessen Bezirke sie eine Zweigrriederlas.sung besitzt, finden 
die Bestimmungen im § 8 Absatz 1 und 2 keine Anwendung. Der Anmeldung 
ist eine von dem Gerichte der HauptniederlaoSsung beglaubigte Abschrift des Ge­
sellschaftsvertrages und der Liste der Gesellschafter beizufügen. 

Die Eintragung hat die im § 10 Absatz 1 und 2 bezeichneterr Angaben zu 
enthalten. In die Veröffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt­
gemacht wird, sind auch die im § 10 Ab.satz 3 bezeichneten Bestimmungen auf­
zunehmen, die nach § 5 Absatz 4 getroffenen Festsetzungen jedoch nur dann, 
wenn die Eintragung inrrerhalb der ersten zwei Jahre nach der Eintragung in 

_ das Handel.sregister des Sitzes der Gesellschaft erfolgt. 

Die Entstehun~ der G. ID. h. H. 
1. Allgemeines. 

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung beruht auf einem 
Re:chsgesetz. betreffend die Gesellschaften mit beschränkter I-Iaf­
tung vom 20.4. 1892 in de,r Fassung vom 20.5. 1898. Dazu tritt 
eine Gesetzes änderung vom 28.6. 1926 und zu beachtende Bestim­
mungt'n aus verschIedenen Notverordnungen und Verordnungen. 
(vgl. Teil II.) 

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (hier stets ab­
gekürzt mit G. m. b. H.) ist der Typ einer Kapitalgesell­
schaft ähnlich der A.G. Wenn es nämlich darauf ankommt, 
kleint're Kapitalbeträge für einen Unternehmungszweck 
Ztisammt'nzubringen, ohne daß eine Vollhaftung der Grün­
der erforderlich wird, so ist dazu die form der G. m. b. H. 
besonders geeignet. 
Mit dem Haftungsauss.chluß ist der Gläubiger bei einem 
Konkur3 zweifellos benachteiligt. In der Zeit der Zu­
sammenbrüche trat dieser Mangel besonders deutlich in 
Erscheinung. Die heutigen Bestrebungen zielen darauf ab, 
die Mängel der Anonymität zu beseitigen, worüber im 
11. Teil nähere Ausführungen gemacht werden. Bemerkt 
sei. hier jedoch schon, daß die form der G. m. b. H. als 
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Kapitalgesellsdhaft in ihrer Grundform erhalten bleiben 
wird, weil sie, summarisdh betrachtet, sich in der jahr­
zeihnt.elangen Zeit ihres Bestehens bewährt hat. 

Die Unterschiede zwischen der G. m. b. H. und den 
übrigen GeseUschaftsformen sind kurz f 0 I gen d e : 

(1) Zwischen der Aktiengesellschaft 
1. Die Uebertragung der Aktien ist eine fr eie, 
während die Uebertragung oe.<; G. m. b. H.-AnteiLs 
oft er sc h wer t ist. 
2. Die G. m. b. H.-Gesellschafter können zur 
Leistung von Nachschüssen verpflichtet werden, 
nicht da,gegen bei der A.-G. 
3. Die strengen GrÜDdungsvorschriften der A.-G. 
finden keine Anwendurrg. 
4. Auch die genauen Formvorschriften der A.-G. 
kommen ,in Fortfall; iI18besondere besteht kein 
Publikationszwang (Ausnahme G. m. b. H.-Ban­
ken). Dadurch entstehen wesentliche K 0 s t e n­
ersparnisse bei der G. m. b. H. 
5. Beweglichere Geschäftsführung durch den 
Fortfall des Auf&ichisratBor!!aIl8 (bei der G. m 
b. H. fakultativ). 

(2) Zwischen der offenen Handelsgesellschaft: 
1. Bei der o. H.-G. haften die Inhaber (Komple­
mentäre) voll, bei der G. m. b. H. nur das G e -
seILs c haft sv e r m ö ge rr. 
2. Die o. H.-G. hat nicht die Rechte einer juristi­
schen Person wie die G. m. b. H. 
3. Die Aufnahme neuer Mitglieder ist bei der 
o. H.-G. nur mit ZlllStimmung aller GeselLschafter 
möglich. Bei der G. m. b. H. sind die GeschäftB­
anteile ver ä u ß e r li eh und vererblieh. 
4. Bei der o. H.-G. wirken die Gesellschafter an 
der Geschäftsführung persönlich mit. Die G. m. 
b. H. wird durch G e s c h ä f t s f ü h r e r ver­
treten. 

(3) Zwischen der Genossenschaft: 
1. Es muß stetB ein genossenschaftlicher Zweck 
vorliegen ("Förderung des Erwerbes und der 
Wirtschaft der Mitglieder"). Die G. m. b. H. 
kann für alle g es e t z I ich e r lau b t e n 
Z w eck e gegründet werdeIL 
2. Bei der GenosseßlSchaft erstreckt sich die Haft­
pflicht auf den Anteil und eine statutarisch fest­
gesetzte Haftsumme, bei der G. m. b. H. nur auf 
die G e s c h ä f t Ban t eil e. 
3. Die Genossenschaft muß bestimmte Formvor­
schriften beachten und besitzt als Organe Auf­
sichtsrat und Generalversammlung. Dadurch ist 
die Arbeitsweise der Genossenschaft s c h wer -
f ä lli ger. 
4. Die Gründung der Genossenschaft ist schwerer 
(u. a. Mindestzahl 7 Personen) als bei der G. m. 
b. H. 



2. Der Zweck der G. m. b. H. 

I Die Gründung ist gem.§lzu jedem.gesetzlichen Zw'eck 
möglich. "Gesetzlichi" ist derjenige Zweck, der nicht gegen ein 
bestehendes Gesetz verstößt. 

Wir finden die Form der G. m. b. H. überall im Wirt­
schaftsleben. Syndikate, Kartelle, Interessengemein­
schaften kleiden sich in die Form der G. m. b. H., 
ebenso Ans tal t end es ö f f e n t I ich e n 
Rechts und öffentlich-rechtliche Be­
tri e b e. 

Die Gründung der G. m. b. H. :unterliegt lediglich den 
No r m a t ivb estim m unge n des G. m. b. H.- Gesetzes, 
genau wie die A.G. Irgendeine KonzessionspfIidht besteht 
nicht,es sei denn, daß der Gegenstand des Unternehmens 
eine staatliche Genehmigung notwendig macht. 

3. Form und Inhalt des Gesellschaftsvertrages. 

§ 2 enthält die Muß vor s c h r i f t, daß der Gesellschaftsver­
trag in gerichtlicher oder notari,eUer Form abgescblossen wer­
den muß und von sämtlicben GeseUscbaft·ern zu unterzeichnenisft. 

De'r Ges,elIschaftsv,ertrag bildet die G r u nd lag e für die 
E nt s te h u n g de r G. m. b. H. Ist der Gesellschaft~­
vertrag nicht bei einem Notar oder vor dem Gericht ge­
schlossen worden, so führt di,eser Formmangel zur Ni eh -
ti g k e i t der G. m. b. H. Dasselbe gilt hinsichtlich der 
Unterschrift der Gründer. Der Gesellschaftsvertrag hat 

unbedingt Hestimmungen 
zu enthalten: über Firma und Sitz der Gesellschaft, Gegen­
stand des Unternehmens, Betrag des Stammkapitals, Be­
trag der von jedem Gesellschafter auf das Stammkapital 
zu leistenden Einlag,e (Stammeinlage). 
Sofern noch andere V,erpflichtung,en den Gesellschaftern 
gegenüber der Gesellschaft auferlegt werden sollen, so 
sind auch diese in den Vertrag ,aufzunehmen. 

Neben die6em Muß in hai t des Gesellschaftsver­
trage6 können noch 

freiwillige Vertragsvereinbarungen 
aufgenommen werden. Naturgemäß darf der frei­
willige Inhalt keine gesetzliche Rahmenvorschrift um­
gehen oder irgendwie 8ll$Schließen. 

4. Die Firma der G. m. b. H. 
Di,e Firma der G. m. b. H. muß aus dem Gegenstand des Unter­
nehmens, also aus der Branche, hervorgehen oder aber aus den 
Namen der Gesellschafter bezw.einem einzigen Namen mit einem 
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entsprechenden Zusatz, aus dem das Gesellschaftsverhältnis er­
kennbar ist, gebildet sein. Die Bezeichnung "mit beschränkter 
Haftung" ist stets erforderlich. 

Beispiele für Firmenbezeichnungen: 
1.. Aus .~em Gegenstand des Unternehmens ("S ach -
firma ): 
"C h e m i s c h e Fa r b wer k e G. m. b. H.", "G e -
seIlschaft für Wasserbohrungen m.b.H.". 
"Ver tri e b s g e s e 115 c h a f t m e d i z i n i s ehe r 
Apparate m. b. H.". 
2, Aus den Personennamen der Gesellschafter ("P e r­
so n e n f i r m a"): 
Es ist nicht notwendig, daß alle Namen der Gesell­
schafter aufgeführt werden. Wenn beispielsweise 
Richter, Beiz und Krüger die Gesellschafter sind, so 
könnte die Firma lauten: "R ich te r & Be t z, Ge -
seIl sc h a f t mit be sc h r ä n k te r Ha f tun g"; 
sie könnte auch heißen: "R ich t e r, B e t z & Co. 
G. m. b . H,". Es genügt sogar, einerr Gesellschafter 
zu nennen. Dann muß der Vorname vermerkt wer­
den. Beispiel: "E mi I Be t z G. m. b. H.". 

Auch di'e Beibehaltu~g der bisberig,en Firma eines auf die 
Gesellschaft übergegangenen Geschäftes ist möglich, wenn 
die früheren Inhaber damit einverstanden sind und der 
Zweck des Unternehmens keine wesentliche Aenderung 
erfahren hat. 

Beispiel: Die offene Handelsgesellschaft Wittler & Co 
wird G. m. b. H.; lSie Hrmiert: "W i t t I e r & Co. 
G. m. b. H.". 

5. Stammkapital und Stammeinlag.en. 
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Wir !haben grundsätzlich bei der G. m. b. H. das Stamm­
kapital und die Stammeinlagen zu unterscheiden. Beide 
Begriffe werden oft verwechselt. Wir stellen deshalb klar: 
Die Stammeinlag,e steIlt die Beteiligung des einzelnen Ge­
sellschafters an der G. m. b.B. dar, wie sie auf Grund des 
Gesellschaftsvertrages für den einzelnen Gesellschafter 
bestimmt ist. Die Summe der Stammeinlagen bildet das 
Stammkapital, das die Haftungshöhe gegenüber den Gläu­
bigern anzeigt. 

Das Stammkapital der G. m.b. H.beträgt 20000 RM., die 
Stammeinlage jed'es Gesellschafters mindestens 500 RM. Die 
Stammeinlag,en können für die einzelnen Gesellschafter ver­
schieden 'hoch sein. Dagegen darf kein Gesellschafter bei 
Gründung der Gesellschaft me h re reS t a m m ein 1 a gen 
übe r n eh m e n. 

Die Mindeststammeinlag,e beträgt 500 RM. Wenn eine 
Gründung durch 2 p.ersonenerfolgt, so müßte A 19 5~0 RM. 
Stammeinlage übernehmen und B 500 RM. Stammeinlage. 



Na eh de r S tab His i e run g betrug die 
Mindesthöhe des Stammkapitals nur 5000 
Reichsmark und die Mindeststammeinlage 
50 RM. Durch das 

Gesetz vom 28. Juni 1926 
ist jedoch das Stammkapital bezw. die 
Stammeinlage wieder auf den vorkriegs­
mäßig,en Stand ,erhöht worden. Gesell­
schaften, die vor dem 1. Juli' im Handels­
register eingetragen oder zur Eintragung 
angemeldet worden sind, dürfen das er­
mäßigte Stammkapital mit der Mindest­
einzahlung (25 RM. auf 50 RM. Stamm­
einlage) beibehalten. 

6. Bar- und Sacheinzahlungen. 

Auf Jede Stammeinlage 
sind mind~tens 25 0/0 in bar oder in Sachen 

einzuzaJhlen. Die Mindesteinzahlung beläuft sich auf 250 RM. 

Sacbeinzahlungen 
- der Oesetzgeber spricht von "E i n 1 a gen, we I ehe 
nielht in Geld zu leisten sind" - sind im Gesell­
schaftsvertrag unter Angabe der Person des Gesellschafters 
aufzuführen. Dasselbe gilt für eingebrachte Gegenstände, 
für di,e dne besondere Vergütung festgesetzt wird, bei­
spielsweise Patente, Kundenwert, Forderungen, Debitoren. 
Maschinen ,ete. 

Die Mindasteinzahlung von 250 RM. erhält z. B. Be­
deutung, wenn eine Stammeinlage von 500 RM. (der 
oder die anderen Gesellschafter übernehmen 19 500 
Reichsmark) besteht. Eine Einzahlung von 25% würde 
nur 125 RM. ausmachen, so daß der Gesetzgeber be­
wußt die geringste Irrteressennahme auf die Mindest­
einzahlung von 250 RM. beschränkt hat. 

7. Die Best,ellung der Geschäftsführ,er. 

In der Einleitung wurde bereits :hervorgehoben, daß die 
O. m. b. H. dne juristische Person ist und daher eine Ver­
tretung mach außen hin benötigt. 

Di'e Gesellschaft muß daher einen odler mehrere Geschäftsführer 
haben. Zu Oesehäftsführern können auch Gesellschafter gemäß 
§ 6 ernannt werden. 

Der Ges-::häftsführer kann .sich "Direktor" nerrnen. 
ein,e Bezeichnung, die naturgemäß nur bei größeren 
Gesellschaften m. b. H. berechtigt ist. 

Neben den Oeschäftsführern können als weitere Organe 
die Gesellschafterversammlung und der Aufsichtsrat treten. 
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Die Bildung dieser beiden Organe kommt nur für Gesell­
schaften größeren Umfanges in Betracht; sie erfolgt über­
dies f re i will i g und ist nicht durch Gesetz wie bei der 
A.G. oder Genossenschaft vorgeschrieben. 

8. Anmeldung und Eintragung ins Handelsregister. 

Nachdem die Einzahlungen in bar oder in Sachen geleistet 
worden sind, ist die Gesellschaft bei dem zuständigen 
Gericht zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 

Gemäß § 8 muß der 
Anmeldung zum Handelsregister 

unbedingt beigefügt werden: 

(1) Der Gesellschaftsvertrag (bei Unterzeichnung durch Bevoll­
mächtigte deren Vollmachten), 

(2) di,e Legitimation der Geschäftsführer (sofern diese nicht 
im Gesellschaftsvertrage bestellt sind), 

(3) die Liste fder Gesellschaft,er mit Angabe des Namens, Vor­
namens, Standes und Wohnortes, außerdem der Betrag der von 
jedem Gesellschafter übernommenen Stammeinlagen. Die Liste 
der Gesellschafter muß von den Anmeldenden unterschrieben sein .. 

(4) Eine schriftliche Erklärung, daß die Einzahlungen auf die 
Stammeinlagen geleistet worden sind und daß sich diese Ein­
zahlungen in Ir·e i e r V e rf ü gun g der Ge s eh ä ft s f ü h r er 
befinden. 

Der oder die Geschäftsführer haben ihre Unterschrift zur 
Aufbewahrung bei dem Gericht zu zeichnen. 

Eine Genehmigungsurkunde ist schließlich noch bei­
zufügen, wenn der Zweck des Unternehmens eine 
staatliche Genehmigung notwemdig macht. 

Die Anmeldenden haften der Gesellschaft (nicht den Gläu­
bigern oder den einzelnen Gesellschaftern) solidarisch 
für die Richtigkeit ihrer Angaben bezüglich der 
Einzahlungen auf die Stammeinlagen. Bei der Eintra­
gung in das Handelsregister sind gemäß § 10 f i r mau n d 
S i t z der Gesellschaft, Ge gen s t a n d des U nt er -
n e h m e n s, H ö h e des S t a m m kap i tal s, Tag de s 
Ab s c:h lu s ses des Gesellschaftsvertrages und die Namen 
der Geschäftsführer anzugeben. 

Erst mit der Eintragung in das Handelsregister e n t s te h t die 
G. m. b. H. Sind vor der Eintragung von den GeseIls·chaftern Ge-
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schäfte gemacht, so haften <He Handelnden persönlich und soli­
darisch. 

Eine Zweigniederlassung der G. m. b. H. muß eben­
falls die Anmeldung zum Handelsregister vornehmen. 
Die Beifügung des Gesellschaftsvertrages und die 
Legitimation der Geschäftsführer ist nicht erforder­
lich. Dagegen muß eine von dem Gericht der Haupt­
niederlassung beglaubigte Abschrift des Ge!':ell­
schaftsvertrages und der Liste der Gesel1schefie~ bei­
gefügt werden. 

Zweiter Abschnitt. 

Rechtsverhältnisse der GescUscbft und der Gesellschafter. 

§ 13. 
Die Ges2llschal, mit beschränkter Haftung als solche hat selbständig ihre 

Rechte und Pflichten; sie kann Eigentum und andere dingliche Rechte an 
Grundstücken erwerh:;n, vor Gericht klagen und verklagt werden. 

Für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet den Gläubigern derselben 
nur das Gesellschafts,vermögerr. 

Die Gesellschaft gilt als Handelsgesellschaft im Sinne des Handelsgesetz­
buchs. 

§ 14. 
Der Geschäftsanteil jedes Gesellschafters bestimmt sich nach ,dem Betrage 

_ der von ihm übernommenen Stammeinlage. 

§ 15. 
Die Geschäftsanieile sind veräußerlich und vererblieh. 
Erwirbt ein Ges·ellschafter zu seinem ursprünglichen Geschäftsanteile 

- weitere Geschäftsanteile, so behalten dieselben ihre Selbständigkeit. 
Zur Abtretung von Geschäftsanteilen durch Gesellschafter bedarf es eines 

in gerichtlicher oder notarieller Form geschlossenen Vertrages. 
Der gerichtlichen oder notariellen Form bedarf auch eine Vereinbarung, 

- durch welche die Verpflichtun,g eines Gesellschafters zur Abtretung eines Ge­
schäftsanteils begründet wird. Eine ohne .diese Form getroffene Vereinbarung 
wird jedoch ,durch den nach Maßgabe des vorigen Absatzes geschlossenen Ab­

_ tretungsvertraggültig. 

-

Durch den Gesellschaftsvertrag kann die Abtretung der Geschäftsanieile 
an weitere Voraussetzungen geknüpft, insbesondere von der Genehmigung der 
Gesellschaft abhängig gemacht werden. 

§ 17. 
Die Veräußerun,g von Teilen eines Geschäftsanteils kann nur mit Geneh­

migung der Gesellschaft stattfinden. 
Die Genehmigung be,darf der schriftlichen Form; sie muß die Person des 

Erwerbers und den Betr3!g bezeichnen, welcher von der Stammeinlage des un­
geteilten Geschäftsanteils auf jeden der durch die Teilung entstehenden Ge­
schäftsanteile entfällt. 
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Im Gesellschaftsvertrage kanu bestimmt werden, ,daß für die Veräußerung 
von Teilen eines GeschäftsanteiLs an andere Gesellschafter, sowie für die 
Teilung von Geschäftsanteilen verstorbener Gesellschafter unter der Erben 
eine Genehmigung der Gesellschaft nicht erforderlich ist. 

Die Bestimmungen im § 5 Absatz 1 und 3 über ,den Betrag der Stammein­
la,gen finden bei der Teilung von Geschäftsanteilen entsprechende Anwen,dung. 

Eine gleichzeitige Uebertragung mehrerer Teile von Geschäftsanteilen eines 
Gesell .... chafters an denselben Erwerber ist unzulässig. 

Außer dem Falle der Veräußerung und Vererbung findet eine Teilung von 
Geschäftsanteilen nicht statt. Sie kann im Gesellschaftsvertrage auch f\ir 
diese Fälle ausgeschlossen werden. 

§ 18. 
Steht em Geschäftsanteil mehreren Mitberechtigten ungeteilt zu, so 

können sie die Rechte aus demselben nur gemeinschaftlich ausüben. 
Für die auf den Geschäftsanteil zu bewirkenden Leistungen haHen sie dee 

Gesellschaft solidarisch. 
Rechtshandlungen, welchedlc Gesellschaft gegenüber dem Inhaber des 

Anteils vorzunehmen hat, sind, sofern nicht ein gemeinsamer Vertreter der 
Mitberechtigten vorhanden ist, wirksam, wenn sie auch nur gegenüber einem 
Mitberechtigten vorgenommen werden. Gegenüber mehreren Erben eines 
Gesellschafters findet diese Belstimmung nur in bezug auf Recht .... han,dlungen 
Anwendung, welche nach Ablauf eines Monats .... eit dem Anfalle der Eroochaft 
vorgenommen werden. 

§ 19. 
Die Einzahlungen auf die Stammeinlagen sind nach Verhältnis der letzteren 

- zu leisten. 

-

Die Stammeinlagen können den Gesellschaftern außer dem Falle einer 
Herabsetzung ,des Stammkapital.... weder erlassen noch gestundet werden. Eine 
Aufrechnung können die Gesellschafter nicht geltend machen; eben .... owenig 
findet an dem Gegenstande einer nicht in Geld zu leistenden Einlage wegen 
Forderungen, welche sich nicht auf den Gegenstand beziehen, ein Zurück­
behaltungsrecht statt. 

Eine Leistung auf die Stammeinlage, welche nicht in Geld besteh'! oder 
welche durch Aufrechnung einer für die Ueberlassung von Vermögensgegen­
ständen zu gewährenden Vergütung bewirkt wird, befreit den Gesellschafter 
von seiner Verpflichtung nur, soweit sie in Ausführung einer nach § 5 Absatz 4 
getroffenen Bestimmung erfolgt. 

§ 20. 
Ein Ge .... ellschafter, welcher den auf die Stammeinlage eingeforderten 

Betrag nicht zur rechten Zeit einzahlt, ist zur Entrichtung von Verzugszinsen 
von Rechts wegen verpflichtet. 

§ 21. 
Im Falle verzögerter Einzahlung kann an den säumigen Gesellschafter eine 

- erneute Aufforderung zur Zahlung binnen einer zu bestimmenden Nachfrist 
unter Androhung seines Ausschlus.ses mit dem Geschäftsanteil, auf welchen 
die Zahlung zu erfolgen hat, erlassen werden. Die Aufforderung erfolgt mittels 
eingeschriebenen Briefes. Die Nachfrist muß mindestens einen Monat betra,gen. 

Nach fruchtlo .... em Ablauf der Fnst ist ,der säumige Gesellschafter seines 
Geschäft.santeils und der geleisteten Teilzahlungen zugunsten der Gesellschaft 
verlustig zu erklären. Die Erklärung erfolgt mittels eingeschriebenen Briefes. 

Wegeu des Ausfalls, welchen ,die Gesellschaft an ,dem rückständigen Be­
trage oder den später auf den Geschäftsanteil eingeforderten Beträgen ,der 

- Stammeinlage erleidet, bleibt ihr der ausgeschlossene GesellschaHer verhaftet. 

§ 22. 
Wegen .des von dem ausge6chlos.senen Gesellschafter nicht bezahlten Be­

trages der Stammeinlage ist der Ges,ellschaft ,der letzte und jeder frühere, bei 
der Gesellschaft angemeldete Rechtsvorgänger des Ausgeschlossenen verhaftet. 

Ein früherer Rechtsvorgänger haftet nur, lSoweit die Zahlung von .dessen 
_ Rechtsnachfolger nicht zu erlangen ist; dies ist bis zum Beweise des Gegen-
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§ teils anzunehme-I1, wenn der letztere die Zahlung nicht bis zum Ablauf eines 
~ Monats geleistet hat, nachdem an ihn ,die Zahlungsaufforderung und an den 
~ Rechtsvorgänger -die Benachrichtigung von derselben erfoJ,gt ist. 
§ Die Haftpflicht das Rechls'Vorgä'ngers ist auf die innerhalb der Frist von 
~ fünf Jahr-en auf die Stammeinlage eingefor-dert.en Einzahlungen beschränkt. 
§ Die Frist beginnt mit dem Tage, an we.lchem der Uebergan'g des Geschäftsan­
~ teils auf den Rechtsnachfolger ordnungsmäßig angemeldet ist. 
~ Der Rechtsvorgängererwirbt gegen Zahlung ,des rückständigen Betrages 
~ den Geschäftsanteil des aus,geschlossenen Gesellschafters. 

§ 23. 
§ Ist die Zahlung des rückständigen Betrags von Rechtsvorgängern nicht zu 
§ erlangen, 50 kann die Gesellschaft den Geschäftsanteil im We,g öffentlicher 
~ Versteigerung verkaufen lassel1. Eine andere Art des Verkaufs ist nur mit Zu­
i_~ stimmung des ausgeschlossenen Gesel~S~~~fters zulä.ssig. 

Soweit eine Stammeinlage weder von den Zahlungspflichtigen eingezogen, 
- noch ,durch Verkauf des Geschäftsanteils gedeckt werden kann, ha-ben die 

übrigen Ges,elIschafter den Fehlbetrag nach Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
= aufzubringen. Beiträge, welche von einzelnen Gesellschaftern rricht zu erlangen 

i====_~ sind, werden nach dem bezeichnelen ; ;~~ältniS auf die übrigen verteilt. 

Von den in den §§ 21 bis 24 bezeichneten Rechtsfolgen können die Gesell­
schafter nicht befreit werden. 

§ 26. 
Im Gesellschaftsvertrage kann bestimmt werden, daß die Ge.selLschafter 

über den Betrag der Stammeinlagerr hinaus die Einforderung von weiteren 
Einzahlungen (Nachschüssen) beschließ.en können. 

Die Einzahlung der Nachschüsse hat nach Verhältnis der Geschäftsanteile 
zu erfolgen. 

Die Nachschußpflicht kann im Gesellschaftsvertrage auf einen bestimmten, 
nach Verhältnis der Geschäftsanlei.le festzusetzenden Betrag beschränkt werden. 

§ 27. 
Ist die Nachschußpflicht nicht auf einen bestimmten Betrag beschrärrkt, 

so hat jeder Gesellschafter, falls er die Stammeinlage vollständig einge_zahlt 
- hat, da.s Recht, sich von der Zahlung des auf ,den Geschäftsanteil eingeforderten 

Nachschu.sses dadurch zu befreien, ,daß 'er innerhalb eines Monats nach -der 
Aufforderung zur Einzahlung den Geschäftsanteil der Gesellschaft zur Be-

= friedigung aus dems-elben zur Verfügung .stellt. Ebenso kann die Gesellscha.ft, 
wenn der Gesellschafter binnen der angegebenen Frist weder von der bezeich­
neten Befugnis Gebrauch macht, noch die Einzahlung leistet, demselben mittels 
eingeschriebenen Briefes erklären, daß sie den Geschäftsanteil als zur Ver­
fügung geslellt betrachte. 

Die Gesellschaft hat den Geschäftsanteil innerhalb eines Monats nach der 
Erklärung des Gesellschafters odercler Gesellschaft im Wege öfferrtlicher Ver­
steigerung verkaufen zu lassen. Eine andere Art ,des Verkaufs i.st nur mit Zu­
stimmung des Gesellschafters zulässig. Ein nach Deckung der Verkaufskosten 
und des rückständigen Nachschusses verbleibender Ueberschuß ,gebührt dem 
Gesellschafter. 

Ist die Befrie-digung der Gesellschaft durch den Verkauf nicht zu erlangen, 
so fällt der Geschäftsanteil der Gesellschaft zu. Dieselbe ist befugt, den An­
teil für ei,gene Rechnung zu veräußern. 

Im Gesellschaftsvertrage kann die Anwendung der vorstehenderr Bestim­
mungenauf den Fall beschränkt werden, daß die auf den Geschäftsanteil ein­
geforderten Nachschüsse einen bestimmten Betrag überschreiten. 

§ 28. 
Ist die Nachschußpflicht auf einen bestimmten Betrag beschränkt, 50 

finden, wenn im Gesellschaftsvertrage nicht ein anderes festgasetzt ist, im 

13 



~ FaUe verzögerter Einzahlung von Nachschü.ssell die auf die Einzahlung der 
~ Stammeinlagen bezüglichen Vorschriften der §§ 21 bis 23 entsprechende An­
~ wendung. Das gleiche .gilt im Falle des § 27 Absatz 4 auch bei unbeschränkter 
§ Nachschußpflicht, soweit die Nachschüsse den im Gesellschaftsvertrage fest­
§ gesetzten Betrag nicht überschreiten. 
§ Im Gesellschaftsvertrage kann bestimmt werden, daß die Einforderung von 
§ Nachschüssen, auf deren Zahlung die Vorschriften der §§ 21 bis 23 Anwendun.g 
~== finden, schon vor vollställ'diger Einforderung der Stammeinla.gen zulässig ist. 

§ 29. 
~ Die Gesellschafter haben Anspruch auf den nach der jährlichen Bilanz sich 
§ ergebenden Reing'ewinn, soweit nicht im Gesellschaftsvertrag ein anderes be­
§ stimmt ist. 
§ Die Verteilung erfolgt nach Verhältnis der Geschäftsanteile. Im Gesell-
1== schaftsvertrag kann ein anderer Maßstab der Verteilung festgesetzt werden. 

§ 30. 
§ Das zur Erhaltung des Stammkapitals erforderliche Vermögen der Ges,ell­
§ schaft ,darf an die Gesellschafter nicht ausgezahlt werden. 
~ Eingezahlte Nachschüsse könrren, soweit sie nicht zur Deckung eines Ver­
§ lustes am Stammkapital erfor,derlich sind, an die Gesellschafter zurückgezahlt 
§ werden. Die Zurückzahlung darf nicht vor Ablauf von drei Monaten erfolgen, 
§ nachdem der Rückzahlungsbeschluß durch ,die im Gesellschaftsvertrage für die 
~ Bekanntmachungen der Gesellschaft bestimmten öffentlichen Blätter und in 
§ Ermangelung solcher durch die für die Bekanntmachungen aus dem Handels­
=: register bestimmten öffentlichen Blätter bekanrrtgemacht ist. Im Falle des 
- § 28 Absatz 2 ist die Zurückzahlung von Nachschüssen vor der Volleinzahlung 

des Stammkapitals unzulässig. Zurückgezahlte Nachschüsse gelten als nicht 
eingezogen. 

§ 31. 
Zahlungen, welche den Vorschriften des § 30 zuwider geleistet sind, müssen 

der Gesellschaft erstattet werden. 
War der Empfänger in gutem Glauben, S'O kann die Erstattung nur insoweit 

verlangt werden, als sie zur Befriedigung der Gesellschaftsgläubiger erforder­
lich ist. 

Ist die Erstattung VOll dem Empfänger nicht zu erlangen, so haften für den 
zu erstattenden Betrag, soweit er zur Befriedigung der Gesellschafts,gläubi,ger 

_ erforderlich ist, die übrigen Ge/lellschafter nach Verhältnis ihrer Geschäftsan­
- teile. Beiträge, welche von einzelnen Gesellschaftern nicht zu erlangen sind, 

werden nach dem bezeichneten Verhältnis auf die übrigen verteilt. 
Zahlungen, welche auf Grund der vorstehenden Bestimmungen zu leisten 

sind, könnell den Verpflichteten nicht erlassen werden. 
Die Ansprüche ·der Gesellschaft verjähren in fünf Jahren; die Verjährung 

beginnt mit dem Ablauf des Tages, an welchem die Zahlung, deren Erstattung 
- beansprucht wird, geleistet ist. Fällt ,dem Verpflichteten eine bösliche Hand­

lungsweise zur Last, so findet die Bestimmung keine Anwendun,g. 
Für die in den Fällen des Absatz 3 geIeistete Erstattung einer Zahlung 

sind dell Gesellschaftern die Geschäftsführer, welchen in betreff der ,geleisteten 
Zahlung ein Verschulden zur Last fällt, solidarisch zum Ersatze verpflichtet. 

§ 32. 
Liegt die im § 31 Absatz 1 bezeichnete Voraussetzung nicht vor, so /lind 

die Ges,ellschafter in keinem Falle verpflichtet, Beträ,ge, welche sie in gutem 
- Glauben als Gewinnanteile bezogen haben, zurückzuzahlen. 

§ 33. 
Die Gesellschaft darf eigene Geschäftsanteile, auf welche die Stammein­

lage noch nicht vollständig eingezahlt ist, nicht erwerben. 
Sie soll auch eigene Geschäftsanteile, auf welche die Stammeinlage voll­

ständig eingezahlt ist, nicht erwerben, soferll nicht der Erwerb aus dem über 
_ den Betrag des Stammkapitals hinaus vorhandenen Vermögen geschehen kann. 

14 



§ 34. 
§ Die Einziehung (Amortisation) von Geschäftsanteilen darf nur erfolgen, 60-

~ weit sie im Ges·ellschafts,vertrag zugelassen ist. 
§ Ohne die Zustimmung des Anteilsberechtigten findet die Einziehung nur 
~ statt, wenn die VorauScsetzurrgen derselben vor dem Zeitpunkt, in welchem 
~ der Berechtigte ,den Geschäftsanteilerworben hat, im Gesellschaftsvertrag 
§ festgesetzt waren. 
~ Die Bestimmung im § 30 Abs. 1 bleibt unberührt. 

Rechte und Pflichten der G. ID. h. H. 

und ihrer Gesellschafter 

1. Die G. m. b. H. als juristische Person. 

Das Wesen der G. m. b. H. als juristische Person besteht 
darin, daß sie s,elbständig Recht,e und Pflichten besitzt. Sie 
kanu zum Beispiel Eigentum und andere dingliche Rechte 
an Grundstücken ,erwerben, vor Gericht klagen und ver­
klagt werden. Sie gilt als Ha n dei s ge se II s c h a f t im 
Sinne des HGB. Aus dieser Stellung als juristische Person 
ergibt sich als weitere Folge, daß für ihre Verbindlich -
keifen den Gläubigern gegenüber nur das Gesellscha'fts­
v,ermögen haftet. 

2. Der Geschäftsanteil, sein Erwerb und seine Veräußerung. 

I Unter Geschäftsanteil v,ersteht man denj'enig:en Betrag, der 
auf die Stammeinlag,e zur Einzahlung . gekommen ist. 

Daraus ergibt sich, daß Stammeinlage und Geschäfts­
anteil ni c h t identisch sind. Der Geschäftsanteil wird 
nur durch die Stammeinlage begründet. Sind sämtliche 
Einzahlungen auf die Stammeinlage erfolgt, so fällt die 
Stammeinlage mit dem Geschäftsanteil zusammen. Ist 
dies nicht der Fall, so bleibt ein Einzahlungsrest. Die 
Geschäf'tsanteile sind veräußerlich und vererblich. Oi.e 
Abtretung von Geschäftsanteilen durch Gesellschafter kann 
nur durch einen Vertrag in gerichtlicher ode r no­
ta r i eil e r F 0 r m geschehen. Auch die Vorverträge, die 
die Verpflichtung eines Gesellschafters zur späteren Ab­
tretung begründen, müssen gerichtlich oder notariell ab­
geschlossen sein. 

"Gerichtliche oder notarielle Form" be·deutet, daß 
es sich um eine Be ur k und u n g und nicht etwa 
um eine Beglaubigung handelt. 

Der Gesellschaftsvertrag kann die Abtretung der Ge­
schäftsanteile an ge w iss e Vo rau s set z u n gen knüp­
fen, vor allem von der Genehmigung der Gesell-
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s c ~h a f tab h ä n gig machen. Erwir bt ein Gesellschafter 
zu seinem ursprünglichen Geschäftsanteil weitere Ge­
schäftsanteile, so behalten diese naturgemäß ihre Selb­
ständigkeit. 

Der Erwerber eines Geschäftsanteils hat die P f I ich t, den Er­
werb unter Nachweis des Ueberganges bei der Gesellschaft an­
zumelden. Sonst muß er Rechtshandlungen, die noch gegen den 
Veräußerer gerichtet worden sind, gegen sich gelten lassen .. 

Teile ,eines Geschäftsanteiles können dagegen nur mit 
Genehmigung der Gesellschaft gemäß § 17 ver­
ä u ß er t werden. Die Genehmigung der Gesellschaft muß 
in s c h r i f t I ich er F 0 r m erfolgen, wobei die Person des 
Käufers und derjenige Betrag zu bezeichnen ist, der von 
der Stammeinlage des ungeteilten Geschäftsanteils auf 
die Geschäftsanteile nach der Teilung entfällt. 

Die Teilung der Geschäftsanteile kann nur 
bei Veräußerung oder Vererbung 

eintreten; jedoch kann dies auch im Gesellschaftsver­
trage für heide Fälle aus g es chI 0 oS sen werden. 

Steht ein Geschäftsanteil mehreren Mitberechtigten un­
geteilt zu, etwa im Falle einer Erbgemeinschaft oder bei 
ehelicher Gütergemeinschaft, so können sie die Rechte 
aus dem Gesc:häftsanteil nur gemeinschaftlich ausüben. 

3. 'Pflicht zur Einzahlung auf die Stammeinlag,en. 

I Die Einzahlungen auf die Stammeinlagen sind nach dem Ver­
Ihältnis der Stammeinlagen zu leisten (vgl. § 19 Abs. 1 ). 

Gemäß § 19 werden also alle Gesellschafter verhältnis-
mäßig zur Einzahlung herangezogen. Dabei können die 
Stammeinlagen den Gesellschaftern weder erlassen noch 
gestundet werden (Ausnahme: Herabsetzung des Stamm­
kapitals). Ebenso können die Gesellschafter k ein e Au f­
r e c h nun g geltend machen. 
S ach ein z a h I u n gen müssen gleichfalls bewirkt wer­
den, es sei denn, daß eine Abänderung des Gesellschafts­
vertrages vorgenommen wird. 

Die Folge verspäteter Einzahlung trägt gemäß § 20 der Gesell­
schafter, indem er bis zur Entrichtung der Einzahlung Verzugs­
zinsen zu zahlen hat. 

16 

Bei verzögerte·r Einzahlung 
sind gegen den säumigen Gesellschafter folgende Maß­
nahmen möglich: 
(1) Erneute Aufforderung zur Zahlung mit N ach f r ist 
unter Androhung seines Ausschlusses. Aufforderungsweg : 
Eingeschriebener Brief. 



(2) Nach Ablauf der Nachfrist ist der säumige Gesell­
schafter seines Antleils und der darauf geleisteten Teil­
zahlung zugunsten der Gesellschaft verlustig zu ,erklären. 
Verlusterklärung : Durch eingeschriebenen Brief. 
(3) Der ausgeschlossene Gesellschafter 'haftet für den 
Ausfall, den die Gesellschaft infolge seiner Nichteinzah­
lung auf di,e Stammeinlage erleidet. 

Ist ein eingeforderter Betrag auf die Stammeinlage nicht bezahlt, 
so hat die Gesellschaft gemäß § 22 die Möglichkeit, den fälligen 
Betrag von dem Rechtsvorgänger des Ausg,eschlossenen, also 
dem früheren Inhaber des Geschäftsanteils zu fordern. 

Ist dieser letztere ebenfalls zahlungsunfähig, so haftet 
ein evtI. vorhandener früherer Rechtsvorgänger. Es 
wird also von Rechtsvorgänger zu Rechtsvorgärrger 
Rückgriff - sogenannter Reihenrückgriff, kein 
Sprungrückgriff - genommen. 

Die Haftpflicht des Rechtsvorgängers ist auf die inner­
halb von 5 Jahren auf di,e Stammeinlagen eingeforderten 
Einzahlungen beschränkt. 

Die letzte Möglichkeit 
bei Nichterlangung der Zahlung des rückständigen Be­
trages besteht im Verkauf des Geschäftsanteils durch 
öHentliche Verst,eig,erung. Eine andere Verkaufsmöglich­
keit gibt es nicht, sondern ist höchstens mit Zustimmung 
des ausgeschlossenen Gesellschafters denkbar. 

Tritt der Fall ein, daß der rückständige Betrag auf die Stamm­
einlage weder durch die Zahlungspflichtigen noch durch den Ver­
kauf gedeckt ist, so haben die übrigen Gesellschafter 

den Fehlbetrag nach dem Verhältnis ihrer 
G e s c h ä ft san t eile auf z u b r i n gen. 

Ist einer der in Anspruch genommenen Gesellschafter nicht zah­
lungsfähig, dann wird der fehlende Betrag im Verhältnis auf die 
übrigen Gesellschafter zur Zahlung verteilt. 

4. Die Einforderung von NachS\:hüssen. 

Die Kapitalbasis der G. m. b. H. ist an sich das Stamm­
kapital. Nach § 26 ist es möglich, ein So nd e r kap i tal 
durch die Einforderung von weiteren Einzahlungen, so­
genannten Nach sc h ü s sen, heranzuziehen. I Die Zahlung von Nachschüssen muß im Gesellschaftsvertrag 

vorgesehen sein. Jeder Gesellschafter wird nach dem Ver­
hältnis seiner Geschäftsanteile zu der Einzahlung der Nach­
schüsse herangezogen. 
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Hinsichtlich der Nachschußpflicht gibt es 
folgende Arten der G. m.b. H. : 

(1) G. m. b. H. 0 h n e Nachschußpflicht, 
(2) G.m.b.H. mit beschränkter NachschuB­
p f 1 i ch t (bei Nennung bestimmter Nachschußbeträge im 
Gesellschaftsvertrag ), 
(3) G.m.b.H. mit unbeschränkter NachschuB­
pflicht. 

Bei der G. m. b. H. mit unbeschränkter Nachschußpflicht 
kann der Gesellschafter abandonnieren, das heißt, er kann sich 
gemäß § 27 von der Zahlung des auf den Geschäftsanteil ,einge­
forderten Nachschusses dadurch befreien, daß er innerhalb eines 
Monats nach der Aufforderung zur Einzahlung seinen Geschäfts­
anteil der Gesellschaft zwecks Befdedigungzur Verfügung steIlt. 
Tritt der Gesellschafter von sich aus nicht an die Gesellschaft 
heran, so kann die Gesellschaft durch eingeschriebenen Brief 
erklären, daß sie den Geschäftsanteil als zur Ver füg u n g 
ge s tell t betrachte. 

Die Verwertung des Geschäftsanteiles 
geschieht nun in der Weise, daß die Gesellschaft inner­
halb eines Monats (gerechnet von dem Tage der vorher 
erwähnten Erklärung) den Geschäftsanteil durch ö f fe n t­
li ehe Ver s t ei ger u n g ver kau f e n läßt. 

Der Verkauf kann auch mit Zustimmung des Gesell­
schafters in anderer Weise erfolgen. Der nach Ab­
zug der Verkauhkosten und des rückständi,gen Nach­
schusses verbleibende Ueberschuß gehört dem Gesell­
schafter. 

Besteht für den Geschäftsanteil k ein e Ver kau f s m ö g -
1 ich k e i t, so fällt der Anteil der Gesellschaft zu, die ihn 
dann für ,eigene Rechnung veräußert. 

Hei Gesellschaften mit beschränkt,er Nachschußpflicht 
finden im falle verzögerter Einzahlung von Nachschüssen die 
entsprechenden Vorschriften für die Einzahlung auf Stammein­
lagen (§§ 21-23) Anwendung. Es ist demnach möglich, die zum 
NachschuB unfähigen Gesellschafter auszuschließen. Außerdem 
wäre der Rück g riff auf die Vo r m ä n ne r des zahlungsunfähi­
gen Gesellschafters möglich. 

Vor der voIIständig,en Einforderung d,er Stammeinlagen 
ist die Einforderung von Nachschüssen möglich, sofern 
dies im Gesellschaftsvertrag-e vorgesehen ist. 

5. Der Gewinnanspruch der Gesellschafter. 
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Die Gesellschafter haben Anspruch auf dien Re i n g e w in n, 
der sich auf Grund der Jahresbilanzergibt, vorausg,esetzt, daß 
der GeseIIschaftsv,ertrag nichts anderes bestimmt. 



Die Gewinnverteilung 
wird gemäß § 29 nach dem V,erhältnis der Geschäftsanteile 
vorgenommen. Auch hier handelt es sich nur um eine 
Rah me n vor s ehr i f t; im Gesellschaftsvertrag kann ein 
anderer Maßstab für die Verteilung festgesetzt werden . 

Voraussetzung für die Reingewinnverteilung ist die 
Auf s tell u n gei n erB i 1 a n z und (nach kauf­
männischen Begriffen]' einer Gewinn- und Verlust­
rechnung. Der Reingewinn ergibt sich nach Abzug 
der Aufwendungen einschließlich der Ahschreibun­
gen. Erst nach FeoStstellung der Dividende ergibt sich 
für den GeoSell.schafter ein klagbarer Anspruch. 

An der e M ö g I i eh k e i te n der Ge w i n n ver t eil u n g 

wären zum Beispiel die Aus gab e von Gen u ß -
scheinen bezw. von Dividendenscheinen. - Di,e 
Schaffung von Vorzugsgeschäftsanteilen mit bevorrech -
tigter Dividende ist grundsätzlich zulässig (vgl. Parisius 
und Crüger, S. 99), obwo'hl kein Gesellschafter ohne seine 
Zustimmung >eine Schmälerung seiner Rechte sich gefallen 
zu lassen braucht. 

6. Die Unantastbarkeit des Stammkapitals. 

Wie bereits ausgeführt wurde, ist das Stammkapital als 
"das im Gesellschaftsvertrage festgesetzte So 11- Ver -
m ö gen, welchem das Aktiv-Vermögen der Gesellschaft 
zur Deckung gegenübersteht", aufzufassen (vgl. die Be­
gründung des Entwurfs 1). 

Deshalb bestimmt § 30, daß das zur Erhaltung des Stamm­
kapitals ,erforderlicbe VIermögen der Gesellschaft an die Ge­
sellschafter nicht ausgezahlt werden darf. 

Die Gläubiger, die im Hinblick auf das ursprüngliche 
Stammkapital Kredite gewährten, würden überdies dann 
benachteiligt sein. Anders verhält es sich mit den ein­
gezahlten Nachschüssen. 

Eingezahlte Nachschüsse können nämlich an die Gesellschafter 
zurückg,ezahlt werden, falls sie nicht mehr zur Deckung eines 
Verlustes am Stammkapital - also einer U nt erb i I a n z - not­
wendig sind. 

Als Termin der Rückzahlung nennt der Gesetzgeb~r 
,den "Ablauf von 3 Monaten", gerechnet von 
dem Zeitpunkt der Bekanntmachung des Rück­
zahlungs beschluss es durch die im Gesellschaftsver­
trage bestimmten öffentlichen Blätter. Ist im Gesell­
schaftsvertrage vorge.sehen, daß vor VoUeinzahlung 
des Stammkapitals Nachschüsse verlarrgt werden 
können, 50 ist die Zurückzahlung von Nachs·chüssea 
u n zu 1 ä s s i g, 



Die Folgen der unberechtigten Auszahlungen 
bestehen in der R ü c k e r s ta tt u n g s p f I ich t ge g,e n -
übe r de r Ge seil s ch a f t. War der Empfänger aller­
dings in gutem Glauben, so kann die Erstattung nur in­
soweit verlangt werden, als sie zur Befriedigung der 
Oesellschaftsgläubiger erforderlich ist. 
Ist die Rückerstattung des ausgezahlten Betrages vom 
Empfänger nicht mehr zu erlangen, so haften für den 
zu erstattenden Betrag die übrig,en Gesellschafter nach 
dem Verhältnis ihrer Geschäftsanteile, soweit der Rück­
erstattungsbetrag zur Befriedigung der Gesellschaftsgläu­
biger ·erforderlich ist. Die zur Zahlung Verpflichteten 
können keinen Erlaß erhalten. 

Die Verjährung der Ansprüche der Ge.seJl.schaft hst 
auf 5 J a h re bemessen. Für unrechtmäßig ge­
leistete Erstattungen haften die Geschäftsführer den 
Gesellschafternge·genüber, sofern die geleis,tete Zah­
lung auf ihr Verschulden zurückzuführen ist. 

Beträge, die die Gesellschafter in gut em GI a u b e 11 als 
G e w in n a n t eil e bezogen haben (wobei § 31 Absatz 1 
nicht vorliegt), brauchen ni c h t zur ü c k ge z a hit zu 
werden (vgl. § 32). 

7. Ueber den Erwerbeig,ener Geschäfts,anteile. 

Der § 33 bestimmt, daß·eigene Geschäftsanteile, auf die die 
Stammeinlage noch nicht volIßtändigeinge.zahlt ist, nicht ,erwor­
ben werden dürfen. 

Dagegen ist der Erwerb eigener Geschäftsanteile, auf 
die die Stammeinlage voll s t ä nd i gei n g e z a h lt ist,. 
möglich, wenn der Erwerb aus dem über den Betrag 
des Stammkapitals hinaus vorhandenen Vermögen erfolgt, 
wenn es sich also um . den Erwerb eigener Anteile aus 
Reserven, aus dem R1eingewinn, aus dem Gewinnvortrag 
etc. handelt. Auch aus dem N ach sc h u ß kap i tal wäre 
ein solcher Erwerb angängig. 

8. Die Amortis:ation von Ges~häftsanteilen. 

Die Amortisation (E i n z ie h u n g von G e s eh ä f t s -
an te i I e n) darf nur dann ,erfolg,en, wenn im GeseU­
schaftsvertrag eine entsprechende Bestimmung aufgenom­
men worden ist. 

Amortisation (Einziehung) und der vorher erwähnte 
Erwerb .sind begrifflich nicht zu verwechseln. Der 
dur c hEr wer b zurückerlangte Anteil bleibt als 
sol c her e rh alt e n und kann weiter veräußert 
werden; die Einziehung dagegen bezieht sich auf die 
Ver ni c h tun g cl es An t eil s, indem die Rechte 
aus diesem Anteil erlöschen. 



Dritter Abschnitt. 

Vertretung und Geschäftsführung. 

§ 35. 
Die Ge,sellschaft wird durch die Geschäfhs.führer gerichtlich und außer­

gerichtlich vertreten. 
Dieselben haben inder durch den Gesellschaft.svertrag bestimmten Form 

ihre Willenserklärungen kundzugeben und für die Gesellschaft zu zeichnen. 
Ist nichts darüber bestimmt, so muß die Erklärung und Zeichnung durch sämt­
liche Geschäftsführer erfolgen. Ist der Gesellschaft gegenüber eine Willens­
erklärung abzugeben, .so genügt es, wenn dieselbe an einen der Geschäftsführer 
erfoIgL 

Die Zeichnung ge.schieht in der Weise, daß die Zeichnenden zu der Firma 
der Ge.sellschaft ihre Namensunterschrift beifügen. 

§ 36. 
Die Ge.sellschaft wird durch die in ihrem Namen von den Geschäftsführern 

- vorg·enommenen Rechtsgeschäfte berechtigt und verpflichtet; es ist gleichgültig, 
ob das Geschäft ausdrücklich im Namen der Gesellschaft vorgenommen worden 
ist, o·der ob die Umstände ergeben, daß es nach dem Willen der Beteiligten 
für die Gesellschaft vorgenommen werden sollte. 

§ 37. 
Die Geschäftsführer sind der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Be­

_ schränkungen einzuhalten, welche für den Umfang ihrer Befugnis, die Gesell­
- schaft zu vertreten, ·durch den Gesellschaftsvertrag o·der, soweit dieser nicht 

ein anderes bestimmt, durch die BeschlÜLSseder Gesellschafter festges'etzt sind. 
Ge.gen dritte Personen hat eine Beschränkung ,der Befugnis der Geschäfts­

führer, die Gesellschaft zu vertreten, keine rechtliche Wirkung. Dies gilt ins­
besondere für den Fall, daß die Vertretung sich nur auf gewisse Geschäfte oder 
Arten von Geschäften erstrecken oder nur unter g·ewissen Umständen oder 

- für eine ,gewisse Zeit oder an einzelnen Orten stattfinden soll, oder daß die 
Zustimmung .der Gesellschafler oder eines Organs der Ges·ellschaft für einzelne 
Geschäfte erforderlich ist. 

§ 38. 
Die Bestellung der Geschäftsführer ist zu jeder Zeit widerruflich, unbe­

schadet der Entschädigungsansprüche aus bestehenden Verträgen. 
- Im Gesellschaftsvertrage kann die Zulässigkeit ,des Widerrufs auf den' Fall 

beschränkt wer·den, daß wichtige Gründe dens·elben notwendig machen. Als 
solche Gründe sind insbes·ondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur 

= ordnungsmäßigen Geschäftsführung anzusehen. 

§ 39. 
Jede Aenderung inden Personen der Geschäftsführer s,owie die Beendi­

gung der Vertretungsbefugnis eines Geschäftsführers ist zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden. 

Der Anmeldung ist eine Abschrift der Urkunden über die Bestellung der 
Geschäftsführer oder über die Beendigung der Vertretungsbefugnis beizufügen. 
Diese Be.stimmung findet auf die Anmeldung zum Handelsregister einer Zweig­
niederlassung keine Anwendung. 

Die Geschäftsführer haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem 
Gerichte zu zeichrren. 

§ 40. 
Alljährlich im Monat Januar haben die Geschäftsführer eme von ihn-en 

unterschriebene Liste ,der Gesellschafter, aus welcher Name. Vorname, Stand 
und Wohnort .der letzteren sowie ihre Stammeinla·gen zu entnehmen sind, zum 
Handel.sregister einzureichen, Sind seit Einreichung der letzten Liste Ver­
änderungen hinsichtlich der Person der Gesellschafter urrd des Umfangs ihrer 
Beteiligung nicht eingetreten, so genügt die Einreichung einer entSiprechenden 
Erklärung. 
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§ 41. 
Die Geschäftsführer sind verpflichtet, für die ordnungsmäßige Buchführung 

_ der Gesellschaft zu !Sorgen. 
Sie müssen in .den ersten ·drei Monaten ·des Geschäftsjahres die Bilanz für 

das verflossene Geschäftsjahr nebst einer Gewinn- und VerlUJStrechnung auf­
steUen. 

Durch den Gesellschaftsvertrag kann die bezeichnete Frist bis auf sechs 
Monate, bei Gesellschaften, deren Unternehmen den Betrieb von Geschäften 
in überseeischen Gebieten zum Ge-genstande hat, bis auf neun Monate er­

- streckt werden. 

-
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Für Gesellschaften, bei welchen der Gegenstand -des Unternehmens im 
Betriebe von Bankgeschäften besteht, ist die Bilanz innerhalb der vorbezeich­
neten Fristen in den im § 30 Absatz 2 bestimmten öffentlichen Blättern durch 
die Geschäftsführer bekanntzumachen. Die Be-kanntmachung ist zum Handels­
register einzureichen. 

§ 42. 
Für die Aufstellung der Bilanz kommen die Vorschriften des § 40 des 

HandeLsgesetzbuchs mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 
1. Anlagen und sonstige Vermöge!lJS'ge-genstände, welche nicht zur Weiter­

veräußerung, sondern dauernd zum Betriebe des Unternehmens bestimmt 
sind, -dürfen höchst.ens zu -dem Anschaffungs- oder Herstellungspreise 
angesetzt werden; sie können ohne Rücksicht auf einen geringeren Wert 
zu diesem ;Preise angesetzt werden, sofern ein der Abnutzung gleich­
kommender Betrag in Abzug o·der ,ein ,derselben entsprechender Er­
neuerungsfonds in Ansatz gebracht wird; 

2. die Kosten der Organisation und Verwaltung dürfen nicht als Aktiva 
in die Bilanz eingesetzt werden; 

3. das Recht der Gesellschaft zur Einziehung von Nachschüssen der Ge!Sell­
schafter ist als Aktivum in die Bilanz nur insoweit -einzustellen, als die 
Einziehung bereits beschIos",en ist und den Gesellschaftern ein Recht, 
durch Verweisung atfl den Geschäftsanteil sich von der Zahlung der 
Nachschüsse zu befreien, nicht zusteht; den in die Aktiva der Bilanz auf­
genommenen Nachschußansprüchen muß 'ein gleicher Kapitalbetmg in 
den Pas",iven gegenüberge",tellt wer-den; 

4. der Betrag des im Gesellschaftsvertrag he",timmten StammkapitaLs ist 
unter die Passiva aufzunehmen. Das gleiche gilt von dem Betrag eines 
jeden Reserve- und Erneuerungsfonds sowie von dem Gesamtbetrag der 
eingezahlten Nachschüsse, soweit nicht die Verwendung eine Abschrei­
bung -der betreffenden Passivposten begründet; 

5. der aus der Vergleichung sämtlicher Aktiva und Passiva !Sich erge-bende 
Gewinn oder Verlust muß am Schluß der Bilanz besonders ange-geben 
wer·den. 

§ 43. 
Die Geschäftdührer haben in den Angelegenheiten der Ge",ellschaft die 

Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden. 
Geschäftsführer, welche ihre Obliegenheiten verletzen, haften der Gesell­

schaft solidarisch für den entstandenen Schaden. 
Insbesondere !Sind sie zum Ersatze verpflichtet, wenn den Bestimmungen 

des § 30 zuwider Zahlungen aus dem zur Erhaltung des Stammkapitals erforder­
lichen Vermögen der GeseU",chaft gemacht oder den Bestimmungen des § 33 
zuwider eigene Geschäftsanteile der Gesellschaft erworben worden sind. Auf 
den Ersatzanspruch finden die Bestimmungen im § 9 Absatz 2 entsprechende 
Anwendung. Soweit der Ersatz zur Befriedigung der Gläubiger der Gesell­
schaft erforderlich ist, wird die Verpflichtung der Geschäftsführer dadurch 
nicht aufgehoben daß dieselben in Befolgung eines Beschlusses der GelSell­
!Schafter gehandelt haben. 

Die Ansprüche auf Grund der vorstehenden Bestimmungen verjähren in 
fünf Jahren. 

§ 44. 
Die für die Geschäftsführer gegel>enen Vorschriften gelten auch für Stell­

vertreter von Ge&chäftsführern. 



§ 45. 
~ Die Rechte, welche den Gesellschaftern in den Angelegenheiten der Ge­
§ sellschaft, insbesondere in bezug auf die Führung der Geschäfte zUIStehen, so­
§ wie die AUlSiibung derselben bestimmen sich, soweit nicht gesetzliche Vor­
:§ schriften entgegenstehen, nach dem GesellschaftlSvertrage. 
§ In Ermangelumg besonderer Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages finden 
:§ die Vorschriften der §§ 46 bis 51 Anwendung. 

§ 46. 
Der Bestimmung der Gesellschafter unterliegen: 

1. die Feststellung der Jahresbilanz und die Verteilung des aus derselben 
sicherg.ebenden Reingewinns; 

2. die Einforderun.g von Einzahlungen auf die Stammeinlagen; 
3. die Rückzahlung von Nachschüssen; 
4. die Teilung sowie die Einziehun.g von Geschäftsanteilen; 
5. die Bestellung und die Abberufung von Geschäftsführern sowie die Ent­

lastung derselben; 
6. die Maßregeln zur Prüfung und Ueberwachung der Geschäftsführung; 
7. die Bestellung von Prokuristen und von Handlungsbevollmächtigten zum 

gesamten Geschäftsbetriebe; 
8. die Geltendmachung von Ersatzansprüchen, welche der Gesellschaft aus 

der Gründung oder Geschäftsführunggegerr Geschäftsführer oder Gesell­
schafter zustehen sowie die Vertretung der Gesellschaft in Prozessen, 
welche sie gegen die Geschäftsführer zu führen hat. 

§ 47. 
Die von den Gesellschaftern in den Angelegenheiten der Ges,ellschaft zu 

treffenden Bestimmungen erfolgen durch Beschlußfassung nach der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 

Jede hundert Reichsmark eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 
Vollmachten be·dürfen zu ihrer Gültigkeit der schriftlicherr Form. 
Ein Gesellschafter, welcher durch ,die Beschlußfassung entlastet oder von 

einer Verbindlichkeit befreit werden soll, hat hierbei kein Stimmrecht und darf 
ein solches auch nicht für andere ausüben. Dasselbe gilt von einer Beschluß­
fassung, welche die Vornahme eines Rechtsgeschäfts oder die Einleitung oder 
Erledigung eines Rechtsstreites gegenüber einem Gesellschafter betrifft. 

§ 48, 

Die Beschlüsse der Gesellschafter werden in Versammlungengefaßt. 
Der Abhaltung einer Versammlung bedarf es rricht, wenn sämtliche Gesell­

schafter schriftlich mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der schrift­
lichen Abgabe der Stimmen sich einverstanden erklären. 

§ 49. 
Die Versammlung der Gesellschafter wird durch die Geschäftsführer 

berufen. 
Sie iJst außer den ausdrücklich bestimmten Fällen zu berufen, wenn es im 

Interesse der Gesellschaft erfor·derlich erscheint. 
Insbesondere muß die Versammlung unverzüglich berufen werden, wenn 

aus der Jahresbilanz oder aus einer im Laufe ·des Geschäftsjahres aufgestellten 
Bilanz sich ergibt, daß die Hälfte des Stammkapitals verlorerr ist. 

§ 50. 
Gesellschafter, deren Geschäftsanteile zUISammen mindestens dem zehnten 

Teile des Stammkapitals ent.sprechen, sind berechtigt, unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe die Berufung der Versammlung zu verlangen. 

In gleicher W.eise haben die Gesellschafter das Recht zu verlangen daß 
Gegenstände zur Beschlußfassung der Versammlung angekündigt werden. 

Wird dem Verlangen nicht entsprocherr oder sind Personen, an welche 
.dasselbe zu richten wäre, nicht vorhanden, so können die im Absatz 1 bezeich­

_ neten Gesellschafter unter Mitteilung des Sachverhältnisses die Berufung oder 
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Ankündigung selbst bewirken. Die Versammlung beschließt, ob d.ie ent­
standenen Kosten von der Gesellschaft zu tragen sind. 

§ 51. 
Die Berufung der Ver~ammlung 'erfolgt durch Einladung der Ges.ellschafter 

mitte1st eingeschriebener Briefe. Sie ist mit einer Frist von mindestens einer 
Woche zu bewirken. 

Der Zweck ·der Versammlung soll jederzeit bei der Berufung angekündigt 
werden. 

1st die Versammlung nicht ordnungsmäßig berufen, so können Beschlüsse 
nur dann ·gefaßt werden, wenn sämtliche Gesellschafter anwesend sind. 

Das Gleiche gilt in bezug auf Be",chlüsse über Gegerutände, welche nicht 
minde", tens drei Tage vor der Ver",ammlung in der für die Berufung vor­
geschriebenen Weise angekündigt worden ",ind. 

§ 52. 
Ist nach dem Gesellschaftsvertrage ein Aufsichtsrat zu bestellen, so finden 

aufd,ens,elben, soweit nicht im Geselil>chaftsvertracge ein andere.s bestimmt ist, 
die für den Aufsicht5rat einer Aktienges·e.!lschaft rrach § 243 Absatz 1, 2, 4. 
§§ 244 bis 248 und § 249 Absatz 1, 2 ,des Handelsgesetzbuch.s geltend.en Vor­
schriften entsprechende Anwendung. 

Scha,densersatzansprüche gegen ,die Mitglieder des Aufsichtsrat5 wegen 
_ Verletzung ihrer Obliegenheiten verjähren in fünf Jahren. 

Vertretung u. Geschäftsführung der G.rn.h.B. 

1. Die Vertretung der G. m. b. H. durch die Geschäftsführer. 

I 

Z4 

Nach ß 35 Absatz 1 wird die G. m. b. H. durch die Geschäfts-
führer gerichtlich und außerg,erichtlich vertreten. 

Es gibt folg;ende Arten der Vertretung: 
(1) Die Einzelvertretung : Jeder Geschäftsführer vertritt 
all ein die Gesellschaft. 
(2) Die Gesamtvertr,etung,: Alle Geschäftsführer müssen 
ge m ein sam die Erklärungen der Gesellschaft zeichnen. 
(3) Di'e Kollegialvertr,etung: 

a) Von mehreren Ge",chäftsführern müssen 2 Ge­
schäftsführer gemeinschaftlich zeichnen bzw. die 
Ge.s·ellschaft vertreten oder nur ein b es, tim m -
te r Geschäftsführer mit an der e n Geschäfts­
führerrr. 

b) Jeder o·der nur bestimmte Geschäftsführer in Ge­
meiruchaft mit einem Prokuristen können die Ge­
sellschaft vertreten oder zeichnen. 

Falls über die Abgabe von Willenserklärungen k ein e Be­
stimmungen im Gesellschaftsvertrag getroffen sind, ist die 
Gesamtvertretung ,erforderlich. Es müssen also alle Ge­
schäftsführer gemeinsam Willenserklärungen abgeben und 
di,e Firma gemeinsam zeichnen. 

Die Zeichnung der Firma geschieht in der Weise, daß 
zu dem Firmenstempel bzw. zu der geschriebenen 
Firmac\.ie N a m e n s u n t e r iS c h r i f t des Zeich· 
nungsherechtigten ge.setzt wird. 



2. Die Tragweite der Erklärungen der Geschäftsführer. 

S 36 enthält die selbstverständliche Bestimmung, daß die 
Gesellschaft durch die in ihrem Namen von den Geschäfts·­
fÜhr.ern vorgenommenen Rechtsgeschäfte verpflichtet wird. 
Dritten gegenüber ist die Vertretung durch die Geschäfts­
führer unbeschränkt und auch nicht beschränkbar. 
Im Innenverhältnis dagegen - zwischen Geschäftsführer 
und Gesellschaft - können den Geschäftsführern 

Beschränkungen auferlegt 

werden (vgl. § 37). Der Umfang der Vertretungsbefugnis. 
'wird für gewöhnlich im Gesellschaftsvertrag niedergelegt 
oder durch die Beschlüsse der Gesellschafter bestimmt. 

Bei Uebertretungendieser Befugnisse kann die Ges",U­
schaft den Geschäftsführer f ii r den e n t s t a n -
den e n S c h ade TI" haftbar machen. 

3. Die Bestellung der Geschäftsführer. 

In der Praxis erfolgt in der Mehrzahl der Fälle die Be­
stellung der Geschäftsführer durch den GesellschaftsveJr­
trag. Eine Mußvorschrift besteht darüber nicht (v gl. § 3), 
so daß die Bestellungsurkunde auch au ß er haI b des 
Ge seil s c ha f t s ver t rag e s laufen kann. 

Die Bestellung des Geschäftsführers ist gemäß § 38 zu jeder Zeit 
widerruflich, unbeschadeteventueller Entschädigungsansprüche. 

Im Gesellschaftsvertrag kann allgemein bestimmt sein. 
daß "w i ch ti g e G r ü n de" die Zulässigkeit des Wider­
rufs begründen sollen. 

Als wichtige Gründe gelten ins~sondere 
a) g r 0 b e P f 1 ich t ver 1 e t z u n g, 
b) U n f ä h i g k e i t zur ordnungsmäßigen Geschäfts­

führung. 

Gemäß § 10 sind die Per so n e n der Geschäftsführer in 
das Hand eis r e gis te reinzutragen. 

Als logische Folge dieser Bestimmung ist der § 39 aufzufassen, 
in dem bestimmt wird, daß auch jed1e Aenderung in den Personen 
der Geschäftsführer sowie die Beendigung der Vertretungs­
befugnis eines Geschäftsführers zur Eintragung in das Handels­
register anzumelden ist. 

Der Anmeldung ist eine Abschrift der Bestellungs­
urkunde oder geg~b-enenfalls ~ine Urkunde über die 
Beendigung der Vertretungsbefugnis beizufügen. A e n­
de run g ~ n, betreffend die Geschäftsführer, sind 
auch dem Handelsr.egister der Zweign'iederlassun;! 
anzumelden, allerdings 0 h ne Beifügung der vorher 
erwähnten Urkunden. 

Di'e Gesohäftsführer haben ihre Unterschrift zur Aufbe­
wahrung bei dem Gericht abzugeben; möglich ist die 
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Zeichnung der Unterschrift vor Gericht oder deren Ein­
reichung in beglaubigter Form. 

4. Die Pflichten der Geschäftsführer. 

Nach § 40 haben die Geschäftsführer die Aufgabe, all­
Jährlich im Monat Januar eine vollständige Liste sämt­
licher Gesellschafter, nicht allein eine Anzeige der ,ein­
getretenen Aenderungen, einzureichen; sie muß von ihnen 
unterschrieben sein und Name, Vorname, Stand 
und \Vohnort des Gesellschafters, außerdem die 
H ö he der S t a m me in lag e n enthalten. 

Sind seit der letzten Liste keine Aenderungen ein­
getreten, so genügt die Einreichung einer entsprechen­
den Erklärung. 

Die Liste der Gesellschafter ist sowohl zum Handels­
register der Hauptniederlassung als auch zum Handels­
register der Zweigniederlassung einzureichen. 

Die Geschäftsführer sind verpflichtet, für die 0 r d nun g s -
m ä ß i ge B u c h f ü h run g der Gesellschaft zu sorgen. 

Dazu gehört: 
(1) Aufstellung der Bilanz und Gewinn- und Verlustrech­
nung für das verflossene Geschäftsjahr innerhalb der 
crs te n 3 Mon at e des neuen Geschäftsjahres. 

Die Frist zur Bilanzaufstellung kann durch 
Gesellschaftsvertrag bis auf 6 Mon a te 
ausgedehnt werden) bei U e b er see -
betrieben sogar bis auf l) Monate. 

(2) Bei Bankbetrieben in Form der G. m. b. H. muß der 
Geschäftsführer die Bilanz innerhalb der Frist \'on 3 Mo­
naten (bezw. 6 Monaten) in den im Gesellschaftsvertrage 
bestimmten öffentlichen Blättern bekannt-
111 ach e n lassen. 
(3) Der Geschäftsführer hat für die ordnungsmäßige Auf­
stellung der Bilanz im Sinne des § -12 (in Verbindung mit 
§ 40 des HGB.) Sorge zu tragen. Dies gilt insbesondere 
auch für den materiellen Inhalt der Bilanz, für 
den richtigen Ans atz der Ver m ö gen s wer t e. 

Die Bilanzvorschriften 
und die Technik der Bewertung werden in einem beson­
deren Abschnitt behandelt. 

5. Die Haftung der Geschäftsführer. 
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Der § n bestimmt allgemein, daß die Geschäftsführer 
die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes bei der 
Geschäftsführung anzuwenden habel1. 



Die Geschäftsführer sind schadeusersatzpflichtig, wenn sie ihre 
Obi i e gen he i te n, die durch den GeselIschaftsvertrag oder 
durch das Gesetz festgelegt sind, ver let zen; sie haften der 
Gesellschaft solidarisch für den entstandenen Schaden. 

Obwohl die 
"Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes" 

:;:ehr weit ausgelegt werden kann, zählt der Gesetzgeber 
noch 

folg'ende Fälle 
auf, die ohne weiteres eine Ersatzpflicht begründen. 

a) Rückzahlungen aus dem zur Erhaltung des Stamm­
kapitals erforderlichen Vermögen. 
b) Erwerb von eigenen Geschäftsanteilen, der dem 
§ 33 zuwiderläuft: Erwerb von Geschäftsanteilen, auf 
die die S t a m m ein lag e no c h ni c h t voll­
s t ä nd i gei n g e z a hit ist oder Erwerb eigener 
Geschäftsan'ieile aus der Stammkapitalsubstanz. Die 
Ansprüche in bezug auf die Haftung verjähren erst in 
5 Jahren. 

Die Vorschriften für die Geschäftsführer, insbesondere auch die 
strengen Haftungsvorschriften, finden auch auf die Stellvertreter 
der Geschäftsführer Anwendung. 

6. Die Beteiligung der Gesellschafter an der Geschäftsführung. 

Der Umfang der Rechte der Gesellschafter an der Geschäftsfüh­
rung der Gesellschaft bestimmt sich nach dem Gesellschaftsvertrage. 

In Ermangelung solcher Bestimmu!ngen hat der Gesetz­
geber in den ~§ 46-51 Rahmenvorschriften für die Rechte 
der Gesellschafter erlassen. 

Der wichtige § 46 sieht 

vor: 
folg,ende Rechte der Gesellschafter 

1. die Feststellung der Jahresbilanz und die Verte,ilung 
des aus derselben sich ergebenden Reingewinns; 

2. die Einforderung von Einzahlungen auf die Stamm­
einlagen; 

3. die' Rückzahlung von Nachschüs,sen; 
4. die Teilung sowie die Einziehung von Geschäfts­

anteilen ; 
5. die Bestellung und die Abberufung von Geschäfts­

führern sowie die Entlastung derselben; 
6. die Maßregeln zur Prüfung und Ueberwachung der Ge­

schäftsfülhrung; 
7. die Bestellung von Prokuristen und von Handlungs­

bevollmächtigten zum gesamten Geschäftsbetriebe; 
8. die Geltendmachung von Ersatzansprüch.e:n, welche der 

Gesellschaft aus der Gründung oder Geschäftsführung 
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gegen Geschäftsführer oder Gesellschafter zustehen 
sowie die Vertretung der Gesellschaft in Prozessen, 
we\chesie gegen die Geschäftsführer zu führen hat. 

(1) Die Beschlüsse der Gesells~hafter. I Für die Beschlüsse, die die Gesellschafter fassen, gilt die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen; jede 100 RM. 
eines GeschäftsanteiIs g ,ewähren ein e Stimme. 

Ein abwesender Gesellschafter kann einen anderen (Ge­
se l! schafter oder auch nicht Gesellschafter) zur :Stimm­
abgabe .bevollmächtig,en. 
Derienige Gesellschafter, der e nt las t e t oder von einer 
Vc r bin d I ich k e i t be f r e i t werden soll, hat sich bei 
der Abstimmung der Stimme zu enthalten. Er darf 
sem Stimmrecht auch nicht anderen zur Verfügung stellen. 

Dasselbe gilt für ein R e c h t s g e s c h ä f t 
oder für die Einleitung oder Erledigung 
eines Rech t s s t re i t e s, an dem ein Ge­
sellschafter interessiert ist. 

(2) Oie Gesellschafterversammlung. 

I Die Beschlüsse der Gesellschafter werden in einer Versamm­
lung, der sogenannten Gesellschafterversammlung, gefaßt. 

Eine Gesellschafterversammlung braucht nie h t s tat t­
zufinden: 

(1) wenn sämtliche Gesellschaiter sich schriftlich mit 
dem zu fassenden Beschluß einverstanden erklären 
oder 
(2) mit der schriftlichen Abgabe der Stimmen sich ein­
verstanden erklären. 

Die Einberufung der Gesellschafterversammlung ist S ach e der 
Ge s eh ä f t s f ü h r er ("gl. ~ 49). (U eber die Rechte des Auf­
sichtsrats und der Minderheit vgl. unten!) 

Die Gesellschafterversammlung ist zu berufen: 
a) I n den durch den Gesetzgeber oder durch den Gesell­
schaftsvertrag ausdrücklich bestimmten Fällen. 
b ) Wenn es das Inter,esse der Gesellschaft erfordert, z. B. 
beim Abschluß größerer Geschäfte (Spekulationsgeschäfte, 
große Bauten usw.). 
c) Wenn die Unterbilanz die Hälfte des Stammkapitals 
betr.ägt (zwecks Einleitung des Vergleichs oder Konkurs­
verfahrens oder sonstiger Sanierllngsmaßnahmen. 

(3) Das R'echt der Minderheit zur EinJ>.erufung der Gesellschafter­
versammlung. 
Genall wie bei der Aktiengesellschaft hat auch bei der G. m. b . H. 
eine Minderheit von Gesellschaftern (ohne Mithilfe des Gerichts), 
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deren Oeschäftsanteile zusammen mindestens 10"<1 des Stamm­
kapitals ausmachen, das Recht, unter Angabe des Zweckes und 
der Gründe, die Be'rufung der Gerreralve,rsammlung zu verlangen. 

Die Gesellschafter haben wiederum das Recht, zu ver­
langen, daß die Punkte, die zur Beschlußfassung kommen 
sollen, angekündigt werden. I m Gegensatz zur ordent­
lichen Generalversammlung handelt es sich hier um eine 
außerordentliche. 
Dem Verlangen der Minderheit muß entsprochen werden. 
Ist dies nicht der Fall, so kann die Minderheit die Be­
rufung der Generalversammlung mit der dazugehörigen 
Ankündigung unter Mitteilung des Sachverhalts sei b s t 
be \V i r k e n. 

Die Gesellschafterversammlung beschließt allerdings, 
ob die Einberufer 0 der die Gesellschaft die Kosten 
zu tragen hat. 

(4) Die Form der Berufung der Ges~ellschafterversammlung, 

Gemäß ~ 51 muß die Berufung der Versammlung durch Einladung 
der Gesellschafter mittels eingeschriebener Briefe erfolgen, und 
zwar mit einer Frist von mindestens einer W othe. 

Berechtigt sind zur Berufung der Ver­
sammlung folgende 0 r ga ne: Geschäfts­
führer gemäß § 49, der Aufsichtsrat ge­
mäß § 52 in Verbindung mit HGB. § 246, 
die Gesellschafter gemäß § 50. Die Proku­
risten sind nicht zur Einberufung der Ver­
sammlung berechtigt. 

Als So 11- Vor s ch I' i f t hat der Gesetzgeber vorgesehen, 
daß der Zweck der Versammlung bei der Berufung an­
zukündigen ist. Tritt nun der Fall ein, daß die Oesell­
schafterversammlung nicht ordnungsmäßig berufen ist, so 
können Beschlüsse nur gefaßt werden, wenn sämtliche 
Gesellschafter anwesend sind. 

"Anwesend" bedeutet nicht allein, daß der Geschäfts­
führer per s ö n 1 ich an wes end ist, .sondern daß 
er auch mit der Bescblußfassung über den angekündig­
ten Gegenstand einverstanden ist. 

7. Die Bestellung des Aufsichtsrates. 

Es wurde bereits erwähnt, daß ein Aufsichtsrat auf Grund 
des Gesellschaftsvertrages bei der O. m.b. H. bestellt wer­
den kann ;er ist fakultativ. Seine Bestellung kommt nur 
bei Gesellschaften mit g r ö ß er e m Kap i tal und z a h I­
re i eh enG e seIl s c ha f te r n in Betracht. 

Der Aufsichtsrat hat genau wie bei der Aktiengesellschaft (ver­
gleiche § 246) die Geschäftsführung der Gesellschaft in allen 
Zweigen der Verwaltung zu überwachen und sich von dem Stande 
der Geschäfte der Gesellschaft zu unterrichten. Er kann die Be­
richterstattung von dem Vorstand \'er langen. 
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Hervorzuheben ist, daß nach der Aktienrechtsnovelle die 
Rechte des Aufsichtsrates gemäß dem neuen § 244a be­
d e u t ende I' weit e I' t sind. Nach dem neuen Recht hat 
jedes MHgIied des Aufsichtsrates die Berechtigung, unter 
Angabe des Zweckes und der Gründe zu verlangen, daß 
der Vorsiüende u n ver z ü g I i eh den Auf s ich t s rat' 
beruft. Außerdem ist die Berichterstattungspflicht des 
Vorstandes gegenüber dem Aufsichtsrat insofern er­
weitert, als der Vorstand (bei der G. m. b . H. die Ge­
schäftsführer) über die Beziehungen einer abhängigen 
Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft zu berichten 
haben. 

Wichtig ist noch die Mitteilung der Gesamtbezüge 
des Aufsichtsrats im GeschäftISbericht und die Be­
stimmung, daß das Aufsichtsratsmitglied nicht Bilanz­
prüfer sein darf. Die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder 
darf nicht über 30 hinausgehen. 

Die Schadensersatzansprüche gegen die Aufsichtsratsmit­
glieder '.'legen Verletzung ihrer Obliegenheiten ver jäh­
ren in 5 J a h ren. 

Vierter Abschnitt. 

Abänderungen des Gesellschaftsvertrages. 

§ 53. 
~ Eine Abänderung des Ges·ellschaftsvertrages kann nur durch Beschluß der 
~ Gesell.schafter erfolgen. 
~ Der Beschluß muß gerichtlich oder notariell beurkundet werden, derseLbi? 
=: bedarf einer Mehrheit von drei Vierteilen der abgegebenen Stimmen. Der 
~ Gesellschaftsvertra,g kann noch andere Erfordernisse aufstellen. 
~ Eine Vermehrung der den Gesellschaftern nach dem Gesellschaftsvertrage 
~ obliegenden Leistungen kanrr nur mit Zustimmung sämtlicher beteiligter Gesell-
== schafter beISchlossen werden. 

§ 54. 
~ Die Abänderun6 des Gesellschaftsvertra6es ist zur Eintragung in das 
~ Handelsregister anz~meJ.den. 0 

~ Bei der Eintragung genügt, sofern nicht die Abänderung die im § 10 Ab­
~ &atz 1 und 2 bezeichneten Angaben betrifft, ,die Bezugnahme auf die bei ,dem 
~ Gerichte eingereichten Urkunden über die Abänderung. Die öffentliche Be­
=: kanntmachun6findet in betreff aller Be.stimmungen statt, auf welche ISich die 

im § 10 Abs:tz 3 und im § 12 vorgeschriebenen Veröffentlichungen beziehen 
Die Abänderung hat keine rechtliche Wirkung, bevor sie in das Handels­

register des Sitzes der Gesellschaft eingetragen ist. 
-

§ 55. 
Wird eine Erhöhun6 ·des Stammkapital.s beschlossen, so bedarf es zur 

U ebernahme jeder auf das erhöhte Kapital zu leistenden Stammeinlage eine r 
gerichtlich oder notariell aufgenommenen oder beglaubigten Erklärung des 
Uebernehmers, 

Zur Uebernahme einer Stammeinlage können von der Gesellschaft die bis­
herigen Gesel1schafter oder andere Personen, welche durch ,die Uebernahme 
ihren Beitritt zu der Ges,elLschaft erklären, zugelassen werden. Im letzteren 

_ Falle sind außer dem Betra·ge der Stammeinlage auch sonstige Leistungen , zu 
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~ welchen der Beitretende nach dem Gesellschaftsvertrage verpflichtet sein soll, 
~= inder im Absatz 1 bezeichneten Urkunde ersichtlich zu machen. 
_ Wird von einem der Gesellschaft bereits angehörenden Geliellschafter eine 
~ Stammeinlage auf das erhöhte Kapital übernommen, so erwirbt ·derselbe einen 
~ weitererr Geschäftsanteil. 
~ Die Bestimmungen im § 5 Absatz 1 und 3 über den Betrag der Stammein­
~ lagen sowie die Bestimmung im § 5 Absatz 2 über ·die Unzulässigkeit der Ueber­
~ nahme mehrerer Stammeinlagen finden auch hinliichtlich der auf d'as erhöhte 
~ Kapital zu leilitenden Stammeinlagen Anwendung. 

§ 56. 
~ Soll auf das erhöhte Stammkapital eine Einlage gemacht werden, welche 
~ nicht in Geld zu leisten ist, oder soll eine Vergütung für Vermögensgegen­
~ stände, welche die Gesellschaft übernimmt, auf eine Einlage angerechnet 
~ werden, so muß .die Perlion desjenigen, welcher ·die Einlage zu leisten oder die 
~ Vermögensgegenstände zu überlaslien hat, sowie der Ge·genstand der Einlage 
~ oder Ueberlassung und der Geldwert, für welchen die Einlage angenommen 
~ wird, oder die für ·den überlassenen Gegenstand zu gewährende Vergütung 
§ in dem Beschlusse auf Erhöhung .des Stammkapitals festgesetzt und in der im 
§ § 55 Absatz 1 bezeichneterr Erklärung angegeben werden. 

Anwendung. 

§ 57. 
Die beschlossene Erhöhung des Stammkapitals ist zur Eintragung in das 

Handelsregister anzumelden, nachdem das erhöhte Kapital durch Uebernahme 
von Stammeinlagen ge.deckt ist. 

Die Bestimmung im § 7 Absatz 2 über die vor der Anmel.dung des Gesell­
schaftsvertrages zu leistende Einzahlung, sowie die Bestimmung im § 8 Absatz 2 
über die in der Anmeldung abzugebende Versicherung finden entsprechende 
Anwendung. 

Der Anmeldung sind beizufügen: 
1. die im § 55 Absatz 1 bezeichneten Erklärungen oder eine beglaubigte 

Abschrift .derselben; 
2. eine von den Anmeldenden unterschriebene Liste der Personen, welche 

die neuen Stammeinlagen übenrommen haben; aus ·der Liste muß der 
Betrag der von jedem übernommenen Einlage ersichtlich sein. 

In bezug auf die Verantwortlichkeit der Anmeldenden für die Richtigkeit 
ihrer Angaben finden die Bestimmungen im § 9 entsprechende Anwendung. 

§ 58. 
Eine Herabsetzung des Stammkapitals kann nur unter Beobachtung der 

rrachstehenden Bestimmungen erfolgen: 
1. der Beschluß auf Herabsetzung des Stammkapital.s muß von den Ge­

schäftsführern zu drei verschiedenen Malen durch die im § 30 Absatz 2 
bezeichneten Blätter bekannt gemacht werden; in diesen Bekanntmachun­
gen sind zugleich die Gläubiger der Gesellschaft aufzufordern, sich bei 
derselben zu melden; die aus den Handelsbüchern der Gesellschaft er­
sichtlichen oder in anderer Weise bekannten Gläubiger sind durch be­
sorrdere Mitteilung zur Anmeldung aufzufordern; 

2. die Gläubiger, welche sich bei der Gesellschaft melden und der Herab­
setzung nicht zustimmen, sind wegen der erhobenen Ansprüche zu be­
friedigen oder sicherzustellen; 

3. die Anmel.dung des Herabsetzungs.beschlusses zur Eintra,gung in das 
Handelsregister erfolgt nicht vor Ablauf eines Jahres .seit dem Tage, an 
welchem die Aufforderung der Gläubiger in den öffentlichen Blättern 
zum dritten Male stattgefunden hat; 

4. milder Anmeldung .sin'd die Bekanntmachungen des Beschlusses einzu­
reichen; zugleich haben die Geschäftsführer die Versicherung abzugeben. 
daß die Gläubiger, welche sich bei der Gesellschaft gemeldet und der 
Herabsetzung nicht zugestimmt haben, befriedigt oder sichergestellt sind. 
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Die Bestimmung im § 5 Absatz 1 über den Mindestbehag des Stamm ­
kapitals bleibt unberührt. Erfolgt die Hera'bsetzung zum Zweck der Zurück­
zahlung von Stammeinlagen oder zum Zweck ,des Erlasses der auf ,diese ge­
schuldeten Einzahlungen, so darf der verbleibende Beirag der Stammeinlagen 
nicht unter den im § 5 Absatz 1 und 3 bezeichneten Betrag herabgehen. 

§ 59. 
Auf die Anmeldungen zu dem Handelsregister eines Gerichts, in dessen 

Bezirke die Gesellschaft eine Zweigniederlas.sung besitzt, finden die Bestim­
mungen im § 57 Absatz 2, Absatz 3 Nr. 1 und im § 58 Absatz 1 NI". 4 kein e 

__ Anwendung. 

~'\bänderungen des Gesellschaftsvertrages 
1. Angemeine Abänderungen. 

Die Gesellschafter allein haben das Recht, den Gesell­
schaftsvertrag abzuändern. Unter "A b ä n der u n g" ist 
jede Aenderung des Gesellschaftsvertrages, z. B. auch ein e 
rein redaktionelle, aufzufassen. I Nut' durch den Beschluß der Ges,ellschafter kann 

eine Abänderung des Gesellschaftsvertrages erfolgen. Not­
wendig ist ferner eine 0 re i v i e r t ,e 1- M ehr he i t und ge­
richtliche oder notarielle Beurkundung. 

Auch eine Majorität von ein e m einzigen Gesellschafter. 
der die entsprechenden Stimmen auf sich vereint, könnte 
den Beschluß herbei,führen. 

Der Gesellschaftsvertrag kann gemäß § 53 noch ,.an­
dere Erfordernisse" aufstellen, das heißt, nur Er­
s c h wer u ng e n, weil die Rahmenvorschrift des 
Gesetzes nicht durchbrochen werden kann. 

Wichtig ist noch, daß eine Vermehrung der nach dem Ge­
sellschaftsvertrag ,erforderlichen Leistungen des einzel­
nen GesellsC'hafters nur mit Zustimmung sämtlicher be­
beteiligter Gesellschafter beschlossen werden kann. 

Beispiel: Eine G. m. b. H. beschließt nachträglich, daß 
der freie Verkauf von Geschäftsan'teilen nicht ge­
stattet sei oder ·daß Nachschüsse in anderer Form ein­
gezog·en werden sollen oder daß die Lieferungspflich ~ 
von Rohstoffen durch die Gesellschafter erhöht wird, 
In aUen solchen Fällen ist darin eine Vermehrung der 
Leistungspilicht des einzelnen GeselLschafters zu er­
blicken. Zu einem derartigen Beschluß müssen des­
halb alle Gesellschafter ihre Zustimmung geben. 

Die zustandegekommene Abänderung des Gesellschaftsvertrages 
muß zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet \verden. 
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Die rechtliche Wirksamkeit wird durch die Eintragung be­
gründet, vorausgesetzt natürlich, daß das O. m. b. H.­
Gesetz nicht durch den Beschluß verletzt wird. Eine Ab­
änderung des Gesellschaftsvertrages hat vor erfolgter 
Eintragung keine rechtliche Wirkung. 



Die Anmeldung der Abänderung :hat durch die Geschäfts­
führer zu erfolgen, und zwar durch diejenigen, die zur 
Vertretung der Gesellschaft berechtigt sind. 

2. Die Erhöhung des Stammkapitals. 

Die Erhöhung des Stammkapitals stellt eine Aenderung 
des Gesellschaftsvertrages dar; sie ist nicht etwa ~bhängig 
davon, daß das frühere Kapital der Gesellschaft vollständig 
eingezahlt ist. I Bei der Stammkapitalerhöhung bedarfes zur Uebernahme jeder 

auf das erhöhte Kapital zu leistenden Stammeinlage einer ge­
richtlich oder notariell aufgenommenen oder beglaubigten Er­
klärung des Uebernehmers. 

Die Uebernahmeerklärung 
bildet mithin einen wichtigen Teil des Vertrages. Als 
Uebernehmer der neuen Stammeinlage kommen die bis­
herigen Gesellschafter in Betracht, jedoch auch dritte Per­
sonen, die durch die Uebernahme ihren Beitritt zu der 
Gesellschaft erklären. Der neu Eintretende muß wissen, 
welche Leistungen er neben der Stammein­
lage zu übe r n eh m e n hat; deshalb bestimmt S 55 
Abs.2, daß die sonstigen Leistungen, zu denen das neue 
Mitglied nach dem Gesellschaftsvertrage verpflichtet sein 
soll, aus der Uebernahmeerklärung hervorgehen müssen. 

Die Uebernahmeerklärung enthält u. a.: 
Die Bezugnahme auf den Kapitalerhöhungs­
beschluß, den Ne n n be t rag der über­
nommenen Stammeinlage unter Angabe des 
U e be r nah m e p r eis e s, die Angabe über 
die Art der Einzahlung, die mit der 
Stammeinlage verbundenen Verpflichtungen 
und gegebenenfalls die Angabe der So n­
derrechte. 

Der der Gesellschaft bereits angehörende Gesellschafter cr\\irbt 
durch di e Uebernahmc einer neuen Stammeinlage infolge der 
Kapitalerhöhung auch einen weiteren Geschäftsanteil. 

Es ist auch möglich,. lIie notwendigen neuen Einzahlungen 
nicht in bar, sonderrn in Sachen zu leisten, z. B. Ein­
bringung von Maschinen, Patenten etc. 

Bei Sacheinzahlungen muß nach ~ 56 dIe Person des Sacheinzahlers 
~ow;e die Art der Sacheinzahlung unter Angabe des Geldwertes 
in der Uebernahmeerklärung genannt sein. 

Die beschlossene Kapitalerhöhung ist zur Eintragung in 
das Handelsregister anzumelden. Dic rechts\'crbindliche 



Abgabe der Erklärungen wegen Uebernahme der Stamm­
ei'nlagen und der teilweisen Einzahlung derselben müssen 
schon vor der Eintragung des Erhöhungsbeschlusses statt­
finden (vgl. Parisius und Crüger, S. 151); die Mitglied­
sC'haftsrechte kommen erst durch die Eintragung zur Ent-
stehung. 

Der Anmeldung zum Handelsregister sind 
beizufügen: 
(1) Die Uebernahmeerklärungen (bezw. be­
glaubigte Abschrift). 

(2) Eine Liste derjenigen Personen, die die 
neuen Stammeinlagen übernommen haben. 
Der Betrag der übernommenen Einlage muß 
ersichtlich sein, außerdem muß die Liste 
von den Anmeldenden unterschrieben sein. 

3. Die Herabsetzung des Stammkapitals. 
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Genau wie die Erhöhung des Stammkapitals, so stellt 
auch dessen Herabsetzung eine A end er u n g des Ge­
seIl s c h a f t s ver t rag e s dar. 
Die Kapitalherabsetzung bringt für die Gläubiger Na c h­
te i le, so daß im Interesse des Gläubigerschlltzes \veit­
gehendere Bestimmungen getroffen werden mußten als 
bei der Kapitalerhöhung, die eine Erweiterung der Haf­
tungsbasis der Gesellschafter nach sich zieht. Nach ~ 58 sind 

folgende Punkte bei der Kapitalherabsetzung 
zu beachten: 
(1) Der Kapitalherabsetzungs-Beschluß ist von den Ge­
schäftsführern dreimal zu verschiedenen Zeiten in den 
öffentlichen Blättern bekanntzumachen. 

Die Gläubiger der Gesellschaft sind aufzufordern, sich 
zu melden. Denjenigen Gläubigern, die der Gesell· 
schaft bekarrnt sind (z, B. aus den Büchern), müssen 
entsprechende Mitteilungen erhalten, 

(2) Widerspenstige Gläubiger, die mit der Kapitalherab­
setzung nicht einverstanden sind, müssen befriedigt wer­
den, gegebenenfalls durch Sicherstellung. 

(3) Die Anmeldung des Kapitalherabsetzungsbeschlusses 
zur Eintragung in das Handelsregister erfolgt erst nach 
Ablauf 1 Jahres, gerechnet von dem Tage, an dem 
die öffentliche Aufforderung durch die Zeitungen an die 
Gläubiger zur Anmeldung ihrer Ansprüche erging. 

(4) Mit der Anmeldung zum Handelsregister ist die Be­
kanntmachung des Herabsetzungsbeschlusses einzureichen. 
Die Geschäftsführer haben eine e n t s pr e ehe n d e E r -
k I ä run g abzugeben, daß die der Kapitalherabsetzung 



nicht zustimmenden Gläubiger Befdedigung oder Sicher­
stellungerhalten haben. 

Durch die Kapitalherabsetzung dürfen die im Gesetz genannten 
1\1.indestbeträge für Stammkapital, Stammeinlagen und Einzahlun­
~'en nicht unterschritten werden. 

Durch die 3. Verordnung des Reichspräsidenten zur Siche­
rung von Wirtschaft und Finanzen vom 6. Oktober 1931 
ist die 

Kapitalherabsetzung in erleichterter Form 

eingeführt worden; diese kommt in Te i I I I zur Bespre­
chung. 

Auflösung 
Fünfter Abschnitt. 

und Nichtigkeit der Gesellschaft. 
§ 60. 

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung wird aufgelöst: 
1. durch Ablauf .der im Gesellschaftsvertrage bestimmten Zeit; 
2. durch Beschiuß .der Gesellschafter; derselbe bedarf, soferrr im Gesell­

schaftsvertrage nicht ein anderes bestimmt ist, einer Mehrheit von .dre: 
Vierteilen ,der abgegebenen Stimmen; 

3. durch gerichtliches Urteil oder durch Ent.scheidungdes Verwaltungs­
gerichts oder der Verwaltungsbehör.de inden Fällen der §§ 61 und 62: 

4. durch .die Eröffnung des Konkursverfahrens; wir.d das Verfahren nach 
Abschluß eines Zwangsvergleichs aufgehoben oder auf Antrag des Ge­
meinschuldners eingestellt, so können die Gesellschafter die Fort­
setzung der Gesellschaft beschließen. 

Im Gesellschaftsvertrage können weitere Auflösungsgründe festgesetzt 
werden. 

§ 61. 
Die Gesellschaft kann durch gerichtliches Urteil aufgelöst werden, wenn 

die Erreichung des Gesellschaftszweckes unmöglich wird, oder wenn andere, 
in den Verhältnissen .der Gesellschaft liegende, wichtige Gründe für die Auf­
lösung vorhanden sind. 

Die Auflösungsklage ist gegen die Gesellschaft zu richten. Sie kann nur 
von Gesellschaftern erhoben wer.den, deren Geschäftsanteile zusammen min­
destens dem zehnten Teile des Stammkapitals entsprechen. 

Für die Klage ist das Landgericht ausschließlich zuständig, in dessen Be­
zirk die Gesellschaft ihren Sitz hat. 

§ 62. 
Wenn eine Gesellschaft das Gemeinwohl dadurch gefährdet. daß die Ge­

- sellschafter gesetzwidrige Beschlüsse fassen oder gesetzwidrige Handlungen der 
Geschäftsführer wissentlich geschehen lassen', so kann sie aufgelöst werden, 

- ohne ,daß deshalb ein Anspruch auf Entschädigung stattfindet. 
Das Verfahren und die Zuständigkeit der Behörden richtet sich nach den 

für streitige Verwaltungssachen landesgesetzlich geltenden Vorschriften. Wo 
ein Verwaltungsstreitverfahren nicht besteht, kann die Auflösung nur durch 
gerichtliches Erkenntnis auf Betreiben der höheren Verwaltungsbehörde er­
folgen. Ausschließlich zuständig ist in diesem Falle das Landgericht, in dessen 
Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz hat. 

§ 63. 

- U eber das Vermögen der Gesellschaft findet das Konkursverfahren außer 
_ dem Falle der Zahlungsunfähigkeit auch in dem Falle der Ueberschuldung statt. 



Die auf das Konkursverfahren über das Vermögen einer Aktiengesellschaft 
bezüglichen Vorschriften im § 207 Absatz 2, § 208 der Konkursordnung finden 
auf die Gesellschaft mit beschränkter Haftung ents'prechende Anwendung, 

§ 64. 
Wird die Gesellschaft zahlungsunfähig, so habenclie Geschäftsführer ohne 

schuldhaftes Zögern, spätestens aber zwei Wochen nach Eintritt der Zahlungs­
unfähigkeit, die Eröffnung des Konkursverfahrens oder die Eröffnung des ge ­
richtlichen Vergleichsverfahrens zu beantragen; entsprechendes gilt, wenn sich 
bei der Aufstellung der Jahresbilanz oder einer Zwischenbilanz ergibt, daß das 
Vermögen nicht mehr die Schulden deckt. Eine schuldhafte Verzögerung des 
Antrags liegt nicht vor, wenn die Geschäfts.führer die Eröffnung des gericht­
lichen Vergleichsverfahrens mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäfts­
manns betreiben. 

Die Geschäftsführer sind der Ges·elLschaft zum Ersatze von Zahlungen ver­
pflichtet, die nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft oder nach 
Feststellung ihrer Ueberschuldung geleistet werden. Dies gilt nicht von Zah­
lungen, die auch nach diesem Zeitpunkt mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Geschäftsmanns vereinbar sin,d. Auf den Ersatzanspruch finden die Bestim­
mungen im § 43 Ahs. 3 und 4 entsprechende Anwendung. 

§ 65. 
Die Auflösung ,der GeselLschaft ist außer dem Falle des Konkursverfahrens 

zur Eintragung in ,das Handelsregister anzumelden. Das gleiche gilt von einer 
Fortsetzung der Ges,ellschaft in den im § 60 Absatz 1 NT. 4 bezeichneten Fällen. 

Die Auflösung ist von den Liquidatoren zu ,drei verschiedenen Malen durch 
die im § 30 Absatz 2 bezeichneten öffentlichen Blätter bekanntzumachen. 
Durch die Bekanntmachung sind zugleich die Gläubiger der Gesellschaft auf­
zufordern, sich bei derselben zu melden. 

§ 66. 
In den Fällen der Auflösung außer dem Falle des Konkursverfahrens er­

folgt die Liquidation durch die Geschäftsführer, wenn nicht dieselbe durch 
den Gesellschaftsvertrag oder durch Beschluß der Gesellschafter anderen 
Personen übertragen wird. 

Auf Antrag von Gesellschaftern, deren Geschäftsanteile zusammen min­
destens dem zehnten Teile des Stammkapitals entsprechen, kann aus wichtigen 

- Gründen die Bestellung von Liquidatoren durch das Gericht (§ 7 Absatz 1) er-
- folgen. 

-

Die Abberufung von liqUidatoren kann durch das Gericht unter derselben 
Voraussetzung wie die Bestellung stattfinden. Liquidatoren, welche nicht vom 
Gericht ernannt sind, können auch durch Beschluß der Gesellschafter vor Ab­
lauf ,des Zeitraums, für welchen sie bestellt sind, abberufen werden. 

§ 67. 

Die ersten Liquidatoren sind durch die Geschäftsführer, jede Aenderung 
in den Personen der Liquidatoren sowie eine Beendigung ihrer Vertretungs­
befugnis ist durch die Liquidatoren zur Eintragung in das Handelsregister an­
zumelden. 

Der Anmeldung ist eine Abschrift der Urkunden über die Bestellung der 
Liquidatoren oder über die Aenderung in den Personen derselben beizufügen. 
Diese Vorschrift findet auf die Anmeldung zum Handelsregister einer Zweig­

_ niederlassung keine Anwendung. 
Die Eintragung der gerichtlicherr Ernennung oder Abberufung von liqui­

datoren geschieht von Amts wegen. 
Die Liquidatoren haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Ge­

richte zu zeichnen. 
§ 68. 

~ Die Liquidatoren haben inder bei ihrer Bestellung bestimmten Form ihre 
~ WiJlenserklärungen kundzugeben und für die Gesellschaft zu zeichnen. Ist 
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nichts darüber bestimmt, so muß die Erklärung und Zeichnung durch sämtliche 
Liquidatoren erfolgen. 

Die Bestimmung ist mit der Bestellung der Liquidatoren zur Eintragung i:t 
das Handelsregister anzumelden. 

Die Zeichnungen geschehen in der Weise, daß die Liquidatoren der bis­
herigen, nunmehr als Liquidationsiirma zu bezeichnenden Firma ihre Namens­
unterschrift beifügen. 

§ 69. 
Bis zur Beendigung der Liquidation kommen ungeachtet der Auflösung d~:' 

Gesellschaft in bezug auf die Rechtsverhältmssederselben und der Gesell­
schafter die Vorschriften des zweiten und dritten Abschnitts zur Anwendung, 
soweit sich' aus den Bestimmungen deöl ·gegenwärtigen Abschnitts und aus dem 
Wesen der Liquidation nicht ein anderes ergibt. 

Der Gerichtsstand, welchen die Gesellschaft zur Zeit ihrer Auflösung 
hatte, bleibt bis zur vollzogenen Verteilung des Vermögens bestehen. 

§ 70. 
Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beendigen, die Ver­

pflichtungen .der auf.gelösten Gesellschaft zu erfüllen, die Forderungen der­
selben einzuziehen und das Vermögen ·der Gesellschaft in Geld umzusetzen; 
sie haben die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. Zur 
Beendigung schwebender Geschäfte können die Liquidatoren auch neue Ge­
schäfte eingehen. 

§ 71. 

Ergibt sich die Zahlungsunfähigkeit der aufgelösten Gesellschaft, sC> haben 
- die Liquidatoren die Eröffnung des Konkursverfahrens zu beantragen; das­

selbe gilt, wenn sich bei der Aufstellung der Jahresbilanz oder einer ZwiseChen­
bilanz ergibt,daß das Ve,rmögen nicht mehr die Schulden deckt. 

-

Sie haben sofort bei Beginn der Liquidation und demnächst in jedem Jahre 
eine Bilanz aufzustellen. 

Im übrigen haben die Liquidatoren die aus §§ 36, 37, § 41 Abs. 1, § 43 
Abs. 1, 2 und 4, § 49 Abs. 1 und 2, § 64 Abs. 2 sich ergebenden Rechte und 
Pflichten der Geschäftsführer. 

§72. 
Das Vermögen der Gesellschaft wird unter die Gesellschafter nach Ver­

hältnis ihrer Geschäftsanteile verteilt. Durch den Gesellschaftsvertrag kann 
ein anderes Verhältnis für die Verteilung bestimmt werden. 

§73. 
Die Verteilung darf nicht vor Tilgung oder Sicherstellung der Schulden 

der Gesellschaft und nicht vor Ablauf eines Jahres seit ·dem Tage vorgenommen 
werden, an welchem die Aufforderung an die Gläubiger (§ 65 Absatz 2) in den 
öffentlichen Blättern zum dritten Male erfolgt ist. 

Meldet sich ein bekannter Gläubiger nicht, so ist der geschuldete Betrag, 
wenn die Berechtigung zur Hinterlegung vorhanden ist, für den Gläubiger zu 
hinterlegen. Ist ·die Berichtigung einer Verbindlichkeit zurzeit nicht ausführ­
bar oder ist eine Verbindlichkeit streitig, so darf die Verteilung des Ver­
mögens nur erfolgen, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleistet ist. 

Liquidatoren, welche diesen Vorschriften zuwiderhandeln, sind zum Ersatze 
der verteilten Beträge solidarisch verpflichtet. Auf den Ersatzan:spruch find~n 
die Bestimmungen im § 43 Absatz 3 und 4 entsprechende Anwendung. 

§ 74. 
Nach Beendigung der Liquidation sind die Bücher und Schriften der Ge­

sellschaft für die Dauer von zehn Jahren einem der Gesellschafter oder ~inem 
Dritten in Verwahrung zu geben. Der Gesellschafter oder der Dritte wird in 
Ermangelung einer Bestimmung des Gesellschaftsvertrages oder eiites Be­
schlusses der Gesellschafter durch das Gericht (§ 7 Absatz 1) bestimmt. 

Die Gesellschafter und deren Rechtsnachfolger sind zur Einsicht der 
Bücher und Schriften berechtigt. Gläubiger der Gesellschaft könn~n von dem 

_ Gericht (§ 7 Absatz 1) zur Einsicht ~rmächtigt werden. 
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§ 75. 
§§ Enthält der Gesellschaftsvertrag nicht die nach § 3 Absatz 1 wesentlichen 
~ Bestimmungen oder ist eine ,dieser Bestimmungen nichtig, so kann jeder Ge­
~ sellschafter, jeder Geschäftsführer und, wenn ein Aufsichtsrat bestellt ist, jedes 
~ Mitglied des Aufsichtsrats im Weg der Klage beantragen, ,daß die Gesellschaf t 
~ für nichtig erklärt werde. 
~ Die Vors'chriften der §§ 272, 273 des Handelsgesetzbuchs Iinderr ent-
~_=_=- sprechende Anwendung. 

§ 76. 
~ Ein Mangel, der die Bestimmungen über die Firma oder den Sitz der Ge­
~ seilschaft oder den Gegenstand des Unternehmens betrifft, kann ,durch ein-

=== stimmigen Beschluß der GeSellSChaft~r 7~~heilt werden. 

Ist die Nichtigkeit einer Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen. 
§§ so linden zum Zwecke der Abwickelung ihrer Verhältnisse die für den Fall der 
~ Auflösun'ggeltenden Vorschriften entsprechende Anwendung. 
~ Die Wirk$amkeit der im Namen der Ge.sellschaft mit Dritten vorgenom-
§§ menen Recht.sge3chäfte wird durch die Nichtigkeit nicht berührt. 
~ Die Gesellschafter haben die versprochenen Einzahlungen zu leisten, soweit 
!====_~ es zur Erfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten erforderlich ist. 

Sechster Abschnitt. 

Schlußbestimmungen. 

§ 78. 
Die in diesem Gesetz vorgesehenen Anmeldungerr zum Handelsregister 

sind durch die Geschäftsführer oder die Liquidatoren, die im § 7 Absatz 1. 
§ 12 Absatz 1, § 57 Absatz 1, § 58 Absatz 1, Nr. 3, § 80 Absatz 5 vorgesehenen 
Anmeldungen sind durch sämtliche Geschäftsführer zu bewirken, 

§ 79. 
In Ansehung der in §§ 7, 54, § 57 Absatz 1, § 58 Absatz 1 Nr. 3, § 80 Ab­

satz 5 bezeichneten Anmeldungen zum Handelsregister findet, soweit es sich 
um die Anmeldung zum Handelsregister de.s Sitzes der Gesellschaft handelt, 

_ eine Verhängung von Ordnungsstrafen nach § 14 des Handelsgesetzbuchs 
nicht statt. 

§ 80. 
Wird eine Aktiengesellschaft zum Zweck der Umwandlung in eine Gesell­

schaft mit beschränkter Haftung auf,gelöst, so kann die Liquidation derselbell 
unterbleiben, wenn hinsichtlich der Errichtung der neuen Gesellschaft den 
nachstehenden Bestimmungen genügt wird. 

Das Stammkapital der neuerr Gesellschaft darf nicht geringer sein als das 
Grundkapital der aufgelösten Gesellschaft. 

Den Aktionären ist durch öffentliche Bekanntmachung oder in sonst ge­
eigneter Weise Gelegenheit zu geben , mit dem auf ihre Aktien entfallenden 
Anteil an dem Vermögen der aufgelösten Gesellschaft sich bei der neuen Ge­
sellschaft zu beteiligen. Die Aktien der sich beteiligenden Mitglieder müssen 
mindestens drei Vierteile des Grundkapitals d er aufgelösterr Gesellschaft 
darstellen. 

Der auf jede Aktie entfallende Anteil an dem Vermögender aufgelösten 
Gesellschaf t wird auf Grund einer Bilanz berechnet, welche der Generalver­
sammlung der Aktionäre zur Genehmigung vorzulegen ist. Der Beschluß. 
durch welchen die Genehmigung erfolgt, bedarf einer Mehrheit von drei Vier­
teilen des in der Generalversammlung vertretenen Grundkapitals. 

Die neue Geseilschaft muß spätestens bin'nen einem Monat nach Auflösung­
der Aktiengesellschaft zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet wer­
den. Die Eintragung darf nur erfolgen, nachdem die Beobachtung der vor­
stehenden Bestimmungen nachgeWIesen ist. 



§ 81. 

In dem Falle des § 80 geht das Vermögen der aufgelösten Gesellschait 
einschließlich ihrer Schulden mit der Eintragung der neuen Gesellschaft in das 
Handelsregister auf diese von Rechts wegen über. 

Je·der Aktionär, welcher bei der neuen Gesellschaft sich nicht beteiligt 
hat, kann von dieser die Auszahlung eines seinem Anteil an dem Vermögen 
der aufgelösten Gesellschaft entsprechenden Betrages verlangen. 

Unverzüglich nach der Eintragung der neuen Ge,sellschaft in das Handels­
register sind die Gläubiger der aufgelösten Gesellschaft nach Maßgabe der Be­
stimmungert des § 297 des Handelsgesetzbuchs durch die Geschäftsführer der 
neuen Gesellschaft aufzufordern, sich bei dieser zu melden. Die Gläubiger, 
welche sich melden und der Umwandlung nicht zustimmen, sind zu befriedigen 
oder sicherzustellen. Die Geschäftsführer sind den Gläubigern der aufgelösten 
Gesellschaft persönlich und solidarisch für die Beobachtung dieser Vor­
schriften verantwortlich. 

§ 82. 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und zugleich mit Geldstrafe bis zu füni­

tausend Mark werden bestraft: 
1. Geschäftsführer und Mitglieder einer Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung, welche behufs Eintragung der Gesellschaft in das Handels­
register, sowie Geschäftsführer, welche behufs Eintragung einer Er­
höhung des Stammkapitals in das Handelsregister dem Gericht (§ 7 Ab­
satz 1) hinsichtlich der Einzahlungen auf die Stammeinlagen wissentlich 
falsche Angaben machen; 

2. Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, welche, 
um die Eintragung einer Herabsetzung des Stammkapitals in das Handels­
register zu erwirken, dem Gericht (§ 7 Absatz 1) hinsichtlich der Befrie­
digung oder Sicherstellung der Gläubiger wissentlich eine unwahre Ver­
sicherung abgeben; 

3. Geschäftsführer, Liquidatoren, sowie Mitglieder eines Aufsichtsrats oder 
ähnlichen Organs einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, welche in 
einer öffentlichen Mitteilung die Vermögenslage der Gesellschaft wissent­
lich unwahr darstellen oder verschleiern. 

Zugleich kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt ausschließlich die Geld­

_ strafe ein. 
§ 83. 

Die Strafvorschrilten der §§ 239-241 der Konkursordnung finden gegen die 
Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, welche ihre Zah­
lungen eingestellt hat oder über deren Vermögen das Konkursverfahren er­
öffnet worden ist, Anwendung, wenn sie in dieser Eigenschaft die mit Strafe 
bedrohten Handlungen begangen haben. 

§ 84. 

Mit Ge!ängnis bis zu drei Monaten und zugleich mit Geldstrafe werden 
bestraft: 

1. die Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wen:! 
entgegen der Vorschrift des § 64 Abs. 1 der Antrag auf Eröffnung des 
Konkursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleich,sverfahrens unter­
lassen ist; 

2. die Liquidatoren einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wenn 
entgegen der Vorschrift des § 71 Abs.1 der Antrag auf Eröffnung des 
Konkursverfahrens unterlassen ist. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt ausschließlich die Geld­
strafe ein. 

Straflos bleibt derjenige, bezüglich dessen festgestellt wird, daß der An­
trag auf Eröffnung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleichs­

_ verfahrens ohne sein Verschulden unterblieben ist. 
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Die Auflösung der G. m. b. H. 
1. Die Auflösungsmöglichkeiten der G. m. b. H. 

Paragraph 60 nennt die Auflösungsmöglichkeiten, die für die 
G. m. b. H. in Betracht kommen. 

Auflösungsgründe 
können sein: 

(1) Fristablauf gemäß Gesellschaftsvertrag. 
(2) Freiwilliger Auflösungsbeschluß der Gesellschafter mit 

Dreiviertel-Mehrheit (sofern der Gesellschaftsvertrag 
eine derartige Beendigung der G. m. b. H. nicht aus-~ 
schließt). 

(3) Gerichtliches Urteil bezw. Regierungsentscheidung bei 
Unmöglichkeit der Erreichung des Gesellschaftszwecks 
oder wenn wichtige Gründe vorliegen (§ (1), schließ­
lich, \\"enn die Gesellschaft das Gemeinwohl gefährdet 
(§ (2). 

(4) Konkurs. Wird das Konkursverfahren jedoch durch 
Z\vangsvergleich oder auf Antrag eingestellt, so können 
die Gesellschafter die fortführung der G. m. b. H. be­
schließen. 

(5) Weitere, Auflösungsgründe gemäß Gesellschaftsvertrag'. 

Als "weitere Auflösungsgründe" können im Gesell­
schaftsvertrag hestimmt sein: T 0 cl, K 0 n kur s, früh­
zeitiger Aus tri t t des einzelnen Ge,sellschafters, 
Unterschreitung des vorgesehenen M a x i mal u m -
s atz e s, Nichterreichung einer gewissen Ren tab i­
li t ä t, Erschöpfung der A b bau m ö g 1 ich k e i t 
usw. 

2. Ueberschuldung als Konkursgrund. 

Nicht allein die Zahlungsunfähigkeit, sondern auch die Ueber­
schul dung führt zum Konkurs. 

I Eine Ueberschuldung liegt vor, sobald die Schulden nicht mehr 
durch aktive VermögensteiIe Deckung finden. 

Die Ueberschuldung wird wohl praktisch oft mit der Zahlungs­
unfähigkeit zusammenfallen, braucht es aber nicht immer (z. B. 
bei Erhalt größerer Kredite). Der durch Gesetz vom 25. März 
1930 neu gefaßte und erweiterte § 64 sagt deutlich, daß die Er­
öffnung des Konkursverfahrens oder die Eröffnung des gericht­
lichen Vergleichsverfahrens zu beantragen ist, "wenn sich bei der 
Aufstellung der Jahresbilanz oder einer Zwischenbilanz ergibt. 
daß das Vermögen nicht mehr die Schulden deckt". 
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Die Geschäftsführer haften gemäß § 64 für die rechtzeitige 
Einleitung des Vergleichs- bezw. Konkursverfahrens. 



3. Di,e Abwicklung der Liqui:dation der G. m. b. H. 

Die Auflösung der G. m. b. H. ist zur Eintragung in das Handels­
register anzumelden (auß,er im falle des Konkursverfahrens). Die 
Auflösung selbst ist von den Liquidatoren zu drei verschiedenen 
Malen durch die öffentlichen Blätter bekanntzumachen. Außerdem 
sind direkt die GläubIger der Gesellschaft aufzufordern, sich zu 
melden. 

(1) Die Liquidatoren der G. m. b. H. 
Normalerweise sind die Geschäftsführer auch dIe Liquidatoren 
der G. m. b. H. Ausnahmen können im Gesellschaftsvertrag fest­
gelegt sein oder durch Beschluß der Gesellschafter erfolgen. 

Eine Minderhe,it von 10 Proz,ent des Stammkapi,tals kann 
beantragen, daß die Bestellung der Liquidatoren durch das 
Gericht erfolgen soll. 

Gerichtlich bestelUe Liquidatoren können 
durch das Gericht abberufen werden. Nicht 
vom Gericht bestellte Liquidatoren können 
ihre Abberufung durch G e s e 11 s c h a f t e r -
be s ch I u ß erhalten. 

Die iersten Liquidatoren s.ind durch d,ie Geschäftsführer zur Ein­
tragung; in das Handels,register anzumelden. Jede A end e run g 
der Person der Liquidatoren, sowie die Beendigung ihrer Vertre­
tungsbefugnis ist durch die jeweils amtierenden Liquidatoren dem 
Registergericht anzuzeigen. 

Die Abschrift der Bestellungsurkunde ist der Anmeldung 
beizufügen oder die Abänderungsurkunde. 

Die Li q u i da tor e n !haben wie die Ge­
schäftsführer ihr,e Unterscbrift be1 dem Ge­
richt zu ~zeich:nen. Die Eintragung einer g e­
r i c'h tl ich e n Ernennung oder Abberu­
fung von Liquidatoren geschieht von Amts­
wegen. 

Die Liquidatoren müssen in der bei der Bestellung bestimmten 
form die firma zeichnen bezw. Willenserklärungen abgeben. 
Sollte ni c:h t s be s tim mt sein, so ikönnen nur alle Liquidatoren 
gemeinsam 'handeln oder die firma zeichnen. 

Die in Liquidation gehende firma ist als solche zu kenn­
zeichnen durch den Zusatz "in Liquidation". 

Beispiel: "R e i z k e & C o. G. In. b. H. i a L i q u i . 
da ti 0 n". 

Die Re c!h t s v e rh ä I t n iss e der Gesellschafter und der 
Gesellschaft bleiben bei der Liquidation gemäß § 69 die 
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gleichen wie bei normalem Gang, sofern nkht irgendein 
spezieller Liquidationsbeschluß dagegensteht. 

(2) Die Befugniss,e der Liquidatoren. 
Die Liquidatoren !haben gemäß! § 70 

f 0 I g,e n de Auf gabe n : 
a) Die laufenden Geschäfte zu beendigen, 
b) di,e Verpflichtungen der aufzulösenden GeseUschaften zu 

erfüllen, 
c) die Forderung,en der Gesells,chaft einzuziehen, 
d) das Vermög,en der Gesellschaft in Geld umzusetzen, 
e) neue Geschäfte zu tätig,en, sofern diese zur Beendigung 

schwebender Geschäfte ,erforderlich sind, 
f) die Gesellschaft gerichtlich und auß,ergerichtlich zu ver­

treten. 
Zu Beginn der liquidatIon ist eine Liquidationsbilanz auf­
zustellen. Liegt Za!hlungsunfähigkeit oder Ueberschuldung 
vor, so ist die Eröffnung des Konkursverfahrens zu be­
antragen. 

(3) Die Verteilung des Liquidationsvermögens. 
Das Liquidationsvermögen der Gesellschaft wIrd unter die Gesell­
schafter im Verhältnis ihrer Anteile verteilt. Der Gesellschafts­
vertrag kann allerdings auch einen anderen Verteilungsmaßstab 
bestimmen. 

Die Verteilung darf gemäß § 73 :nicht vor Tilgung oder Sicher­
st,ellung der Schulden der Gesellschaft und ,nicht vor Ablauf 
eines Jahres vorg,enommen werden, ge'rechnet von dem Tage~ 
an dem die Aufforderung an di'e Gläubiger in den öffentlichen 
Blättern zum dritten Male elTfolgt sind. 

Meldet sich ein bekannter Gläubiger nIcht, so ist der ge­
schuldete Betrag für den Gläubig,er zu hinterlegen. 
Ist eine Verbindlichkeit streitig oder ihre Berichtigung 
zurzeit nicht ausführbar, so darf die VerteHung des Ver­
mögens nur unter der Bedingung erfolgen, daß dem Gläu­
biger S ich e r h e i t ge I e j, s t e t worden ist. 

Die Liquidatoren sind bei Verletzung dieser Vor­
schrift zum Schadensersatz solidarisch verpflichtet. 

(4) Aufbewahrungspflicht der Bücher. 
Die Bücher und Schriften der Gesellschaft sind nach Beendigung 
der Liquidation 10 Jahre lang bei 'e:inem Gesellschafter oder ,einem 
Dritten aufzubewahren (vgt § 74). 
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Falls kein Aufbewahrer durch Gese1lschafterbeschluß, 
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4. Nichtigkeit und Auflösung. 

Der Gesellschaftsvertrag muß die im § 3 Absatz 1 gnannten we­
sentlichen Erfordernisse (firma und Siü der Gesellschaft, Gegen­
stand des Unternehmens, Betrag des Stammkapitals, Betrag der 
von jedem Gesellschafter auf das Stammkapital zu leistende Ein­
lage ) enthalten. 
Ist di,es nicht der Fall od,er ist eine di'eser B,estimmung,en nichtig, 
so kann jeder Gesellschafter und jeder Geschäftsführer (sofern 
ein Aufsichtsrat bestellt ist, Jedes Aufskhtsratsmitgliedl) im Klage­
wege beantragen, daß di,e Gesells,chaft für nichtig erklärt wird. 

Die Klag,e ist genau wie bei .der A.G. ge gen die Ge­
se 11 s eh a f t zu richten. Die Gesellschaft wird durch die 
Geschäftsführer, sofern diese nicht selbst klagen, ver­
treten. Zuständig für die NichtIgkeitsklage ist das Land­
gericht (vgl. die §§ 272 und 273 des HGI3.) . 

Eine Heilung der N.ichtigkeit kann 'durch einstimmigen Be­
schluß der Gesellschaft.er herbeigeführt werden, wenn es sich 
handelt : 

(1) Um die f ir m a oder den Sitz der Gesellschaft, 
(2) um den Gegenstand des Unternehmens. 
Ist die Nichtigkeit der Gesellschaft in das Handelsregister 
eingetragen, so wird sie genau so behandelt wi,eeine in 
Liquidation befindliche Gesellschaft. Dieselben Vorschrif­
ten finden Anwendung. 

5. Dile Um gründung eil1Jer A.G. in eine G. m. b. H. 

Sehr oft ,ergibt sich in der Praxis die Notwendigkeit, eine 
A.o. in eine G. m. b. H. umzugründen. Dazu wäre nor­
malerweise leine Liquidation der bestehenden A.G. er­
forderlich. 

Die Liquidation der A.G. kann unter bestimmten Voraussetzungen 
(vgI. § 80) bei der Umgründung unterbIeiben. 
Die Voraussetzungen für die 

sind: 
Umgründu:ng der A.Q. ohne Liquidation 

(1) Das Stammlkapital der neuen G. m. b. H. darf nicht 
das Grundkapital der aufgelösten Gesellschaft unter­
schreiten. 

(2) Den alten Aktionären ist durch öffentliche Bekannt­
machung (Benachrichtigungetc.) die Gelegenheit zu 
bieten, sich mit dem auf ihre Aktien entfallenden An­
teU an :der neuen Gesellschaft zu beteiligen. 

(3) Die Aktien der sich beteiligenden Mitglieder müssen 
mindestens 75 Proz,ent des Grundkapitals der umzu-



gründenden A.G. ausmachen. Die Berechnung der auf 
}ede AktieenHallenden Anteile geschieht auf Grund 
einer Schlußbilanz, die dIe Generalversammlung der 
A.G. g'enehmigen muß. Der Oenehmigungsbeschluß ist 
mit qualifizIerter Mehrheit, das heißt mit 75 0/0 

des vertretenen Grundkapitals, zu fassen. 
(4) Die aus der Aktiengesellschaft gegründete G. m. b. H. 

ist spätestens bin n e n ein e m Mon at nach Auf­
lösung der A.G. zur Eintragung in das Handels­
register anzumelden. Damit geht das Vermögen der 
aufgelösten GeselIsdhafteinschließ lich ihrer Schul'den 
auf die neue G. m. b. H. über. 

6. Strafvorschriften. 

Die Strafvorschriften sind in den §§ 82-84 ni,edergelegt. Sie be­
treffen hauptsächlich die Tatbestände, durch die die Sicherheit im 
Ge s ch ä f t s - und Kr ,e d i t ver k ehr verletzt wird. 

7. Anhang: Straferweit,erung. 

Durch das "Gesetz zur Abänderung strafrechtlicher Vorschriften" 
vom 26. Mai 1933 (RGB!. I 295/ 297) ist durch Art. III das 
G. m b. H.- Gesetz durch folgende Vorschrift ergänzt worden: 

= § 81 a. 
= We,r ruI.!; Geschäftsführer, Liqui,cLator Dder MitgLied ei1lJes Autfsichtsr,ats ooer 
§ emes äh.nJlichen Ol1/Sans e,mer Gesellsch·ruft mit beschränkter Ha,{tun,g vDm,ä,tz­
§ Lieh ~um Nachteil der GeselI.!;chaft handelt, wird mit Gefänlgtllis und mit GeM­
§] strrufe bestraft. Da!nehen kann auf V~1U1St der hür,gerlichen Eh1"enrechte e'r­
§ k,a.tliD.t weroen. 
§] In besoIllders schweren Fällen t,ritt an die StelLle de'r Ge1ängnisstl'afe Zucht­
§] haJUs bis zu zehn Jahren. Ein besonldem schwere,r Fall lielgt inshesoJljde'l'e dann 
~ vor, wenn die Tat das Wohl des Volkes g,es,ohä,cl.'i,gt o,de,r einen aooer·en be­
~ sonders großen Schaden zur FoLge ~ehaJbt o,der d'er Tät·er besonders ar@lisHg 
§ ge,handeIt hat. 

Mit dem neu erlassenen § 81 a ist eine wesentliche Verschärfung 
der Strafen erfolgt. Auch der Straf tatbestand ist insofern er­
weitert, als die S c h ä d i gun g des V 0 I k s w 0 h I e s weitgehende 
strafrechtliche Folgen nach sich zieht. Ebenfalls die große Scha­
denszufügung (z. B. durch bewußt herbeigeführte Zahlungsein­
stellungetc.) und die arglistige Täuschung gelten als schwere 
Fälle im Sinne des § 81 a. 
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Teil II 

Gesetze - Verordnungen 
Betriebswirtschaftliche und steuerliche 

Fragen 

Gesetzesänderungen 

1. Heraufsetzung der Mindestgrenrze für Stammkapital, Stamm­
einlagen und Mindest,einzahlungen. 

Durch das 

I "Gesetz zur Aenderung des Gesetzes betreffend die Gesell­
schaften mit beslchränkter Haftung" vom 28. Juni 1926 

(RGßt. I S. 477) 
ist das Stammkapital wIeder auf mindestens 20000 RM. be­
mess,en. Ebenso muß der Ge sam t be t rag der S t a m me i n -
lag e n mit dem Stammkapital in der eben erwä:hnten Höhe über­
einstimmen. Die Mindesteinzahlung beträgt 250 RM. Die Aende­
rung des Gesetzestextes (§§ 5, 7 und 47) sind bei der Wiedergabe 
des G. m. b. H.- Gesetzes in dieser Ausgabe bereits berücksichtigt. 

2. Pflicht zum Antrag auf Eröffnung des Konkurses oder des 
gerichtlichen VergIekhsverfahrrenS\. 

I 
Das 

"Gesetz über di,e Pflicht zum Antrag auf Eröffnung desl 
Konkurses oder des grerichtlicben Vergleichsverfahrens" 

vom 25. März ·1930 (R,eichsgesdzblatt I S. 93) 

brachte ein e an der e fa s s u n g der §§ 64, 71 und 84. Diese 
Aenderungen haben ebenfalls in dem vorher besprochenen Ge­
setzestext Aufnahme gefunden. 

3. Verlängerung der Antragsfrist für Konkurs oder Vergleichs­
verfahren. 

Durch die I "Verordnung des Reichs,präsidenten zur Aenderung der Frist 
für die Stellung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen 

V,ergleichsverfahrens' , 
ist die frist g,emäß § 64 Absatz 1, die nach dem Gesetz des 
Reichstages nur auf 2 Wochen festgesetzt war, 
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auf 3 Wochen verlängert 
worden.*) 
4. Verscbärfung des Straftatbestandes und der Strafvorschriften. 

Im 

I "Gesetz zur Abänderung strafrechtlicher Vorschriften" 
vom 26. Mai 1933 (RGßt. I 295/297) 

ist durch Artikel 3 das G. m. b. H.- Gesetz dur c h § 81 a ergänzt 
worden. Der Inhalt dieses Paragraphen ist mit einer kurzen Be­
sprechung auf S. 44 wiedergegeben. 

Die Kapitalherabsetzung in erleichterter Form 

1. Die Entstehung der Verordnung. 

I 
Durch die 

,,3. Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen" vom 6. 10. 1931 

(RGßI. S. 556) 
ist die Kapitalherabsetzung in erleichterter Form eingeführt wor­
den Dadurch sollte ,es den Kapitalgesellschaften, und zwar zu­
nächst der Aktiengesellschaft und der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien ermöglicht werden, ihr Kapital herabzusetzen, ohne di,e 
ausführlichen Gläubigerschutzbestimmungen dies Handelsgesetz­
buches beachten zu müssen. Die eben erwähnte Hauptverordnung 
sah im letzten Paragraphen (§ 12 Absatz 2) vor, daß entsprechende 
Bestimmungen auch für Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
erlassen werden können. Die 

1. Durchführungsverordnung vom 18.2.1932 (RGßt. 1 S.74) 
brachte dann auch für die G. m. b. H. die Kapitalherabsetzung in 
erleichterter Form. Der Inhalt der Verordnung ist im folgenden 
Abschnitt wiedergegeben. 

2. Die Vorschrift der Verordnung über die Kapitalhlerabsetzung in 
erleichterter Form. 

,Wie bereitserwä'hnt wurde, betrifft die Hauptverordnung vom 
6. 10. 1931 nicht die O. m. b. H. Es i,st deshalb von der Wieder­
gabe der Vorschriften abgesehen worden. 
Die 1. Durchführungsverordnung der Vorschriften über die er­
leichterte Kapitalherabsetzung behandelt in den §§ 1-4 und 
§ 6 Absatz 3-6 ·ebenfalls die A.-G. und Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, so daß auch dieser TeIl nicht wiedergegeben wurde. 

*) Druckfehlerberichtigung: Im Gesetzestext ist die Erweit,etl'UllIg dieser Fl"ist 
nicht berücksichtigt. Die in § 64 Aooatz 1 Satz Igenanrut'e Frist von 2 Wocherr ist 
auf 3 Wochen umzuändern. 
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Verordnung zur Durchführung der Vorschriften über 

die Kapitalherabsetzung in erleichterter Form 
vom 28. 2. 1932 (R 0 BI., I S. 75) 

Artikel1. 

Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien 
§§ 1-4 hier fortgelassen. 

§ 5. 
Soll dte Ge1li0ra:lversammLUIlJg, die über .die GerrehmiJglliThg ,der J,ahr·esbnanz 

zu besohlie,ßen hat, ZUJgleich über die Kap~t,ailhe'rra:b5etzuDlg in er1eiohberter Form 
Besohluß Fa5IS'en, so können ,in der BiI1a1Ilz Kapital und Reserv·en in d·erjellligen 
Höhe a1.1Sgew~e&en weroen, m der sie naoh Durchführung der Kapita,lherab­
setmIng hestehen sollen. In diesem F,aUe kann die Bilanz ntlir tIJIlte'1" der Be­
dinJ.gung lSenehmigt un,d die EntLastun.g von Vorstand und Aufuicbtsrat IlJlLl" unter 
der Be,dilngung erteilt weroelt, daß die erfolgte Kapita:lherra.ooetzung in das 
Harulelsr,egister eingetragen wird. Ist die Ammeldrung ZJ1lIl" Eintragung nicht bis 
Z1lln1 Ablrauf von dl"ei MODruten nach der Beschlußf,aswng erfoLgt oder die Ein­
tl"a~ng nioht illi1lJemalb von zwei Monaten IIJach de,r Anmeld~ bewirkt, so 
sind die Beschlüsse unwirks,am; dve Fl"isten LanlJfen nioht ab, bevor ütbrer eme 
etwa erhobene Am,eohtungs- (}d,er NichtDgkeitskll11ge rechts,krämg ent­
schiooen ist. 

§ 6. 
(1) Soll im Fa;lle des § 5 w1e,ichZJeiHg mit de,r Kapitalher,alxsetzulll,g in er­

leichterter Formeme El'höhu1lJg ,des GrlllI1dk,aputaLs beschlossen we,rden, B'O kann 
;weh diese Kapitalerhöh1.liJlJg in die zu genehmigeIlJde Bil!IiDz als vollzogen eqe­
setzt we,roen. In diesem Falle kann die BilaJnz nur 'tIJIlte'r der Bedin,gtmg ge­
nehm~gt und di'e EntLrustun,g von V orSitand und AuFsichtsl!'at nur UD,ter ,d·er 
Bed~ungertei1t wero,en, daß <!:ire Durohfühl"Un,g oowohl der KapitaLherab­
s>etZltlJllg .als auch der Kap~tru1el'höhungim <las Ha,ndellsl"eg'~ter eingetragen wird. 
Sind die AnmeLdungen zur Eintragung nicht bis zum AbLauf von drei Monaten 
nach der Beschlußfassung erfolgt oder die Eintra;gungen nicht irnIlJerllralb von 
zwei Monaten na,ch der AnmeLdung bewirkt, 00 sind die Bes,chlilils,e sämtlich 
unwirksam; die Frist,en Lauf·en nicht ab, bevor übe,r eim,e etwa erhobene An­
fe,chtungs- oder Nic!ht~gkeHskt<llge 'l"echtskräftig entschieden ist. 

§ 6 Abs. 2 bis Abs. 6 hier fortgelassen. 

§ 7. 
(1) In den Fällen de,r §§ 5, 6 sind in der Gewinn- und VerlUiStrechnun,g 

auf der Seite der Erträge ,die aJUS der Inanspruchnahme der Res,erv'en und aus 
der Kapitalherabs,etzung ,gewonnenen Beträ,ge besonders auszuweisen. Ferner 
ist auf der Seite der Aufwendungen 'aIltZugehen, ob und in welcher Höhe di'ese 
Beträge a) zum Ausgleich VOlt Wertmmd·erungen der Vermö,gensgegenstände 
der GeseMschaft, b) zur Deckung von sonstigen Verlusten oder c) zur Ein­
stellung im den gesetzlichen Reservefonds verwendet werden. 

(2) Die Bekanntmachung des J'lIIhres'abschll1sses gemäß § 265 Abs. 1 HGB. 
darf im Falle des § 5 erst n;ach Eint.ragung ·der erfolgten Kapitalherabsetzung, 
im Falle des § 6 erst nach Eintra;gung der erfoLgten Ka,pitalherabsetzung und 
Kapitalerhöhungerfolgen. 

(3) Die Vorschriften d'es § 2 finden in den Fällen der §§5, 6 keine An­
wendung. 

§ 8. 
Im F.aLle des § 6 kanneme Herabsetzung des Grun,dkapitals unter den ge­

setzlichen Mindestbetl"a& beschlossen werden, wenn dieser .durch d,ie Kapital­
_ erhöhtmg mindestens wieder erreicht wiro. 
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Art i k e I 2. 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 

§ 9. 

(1) Um ,das Stammkapital einer GeseLlschaft mit beschränkter HaHung an 
den insbesondere ,aus Amlaß der Wirtschafts entwicklung veränderterr Ver­
m&gens,stand anzupas,sen, kann eine Kapita1henubsehung in erleichterter Form 
nach Maßgabe .derfoLgenden VorschdHen vO!1genommen werden. 

(2) Die Kapitalherabset.zung ,in erleichterter Form kann nur his ;wm 
30. 6. 1932 beschlos-sen wel'den. 

§ 10. 
Die Geschäftsführer haJben d'er Gesellschafterversammlung, die über die 

Kapitalherabsetzung in erleichterter FOl'm beschließt, rrähere Auskunft .darüber 
zu erteilen, ~nwieweit die Ae.nderung des Verm&gensstandes der Gesellschaft 
die Kapiba1herabsetZ'UIlgerforderlich e,rscheinen läßt. 

§ 11. 
Die Kapitalherab-sebzungin erleichterter Form is,t nur zulässi,g, nachdem 

der über 10 v. H. des neuen Stammk,apitals hinausgehende Teil der zur Deckung 
eines Verlustes dienende Reservefonds vorweg aufgelöst worden ist. 

§ 12. 
(1) Auf Grun,d der Kapita:lhel'absetzuDJg in erleichterter Form .dürfen Zah­= 1un,gen an die GeselLschafter unbeschadet der nachfolgenden Vorschriften 

nicht erfolgen. 
(2) Die aua der Lnanspl'uchnahme der Res,erven und aus der Kapit,alherab­

setzung gewonnenen Beträge dürfen n,urzum Ausgleich von Wertminderungen 
der Vermögensge,genstände der Gesellschaft, zur Deckung von sonstigen Ver­
luaten oder Ziur BinstelLung in Reserve.f.onds verwe,lIIdet wer,den, die zur Deckung 
eines Ver1uste,s hestimmt sind. Die Reservefonds dÜl'fen nach de·r Einstellung 
10 v. H. des neuen Stammkapitals nicht übersteigen. 

(3) Ergibt sich nach der Bes.chlußliassung über die K,api·talherahs,etzung bei 
der Aufstellung de.r nächsten J,ahre-sbilanz, daß Wertminderun,genund sonstige 
Verluste in der bei der Besohlußfassungangenommenen Höhe tats.ächlich nicht 
eingetreten oder 'ausgeglichen sind, so ist der Unterschiedslbetra,g unter ·den Pas-= siven der Jahresbilanz als ReservefoIllds einzustellen. Dieser Reservefonds kann 
ganz oder te.i1weise nur unter Einhaltung der Vorschriften des § 58 des Gesetzes, 
betreffend ,die Gese,uschaften mit beschränkter Haftung, aufgelöst werden. 

§ 13. 
Eine GesellschaJft, die ihr St,ammkapital in el'leichterter Form herabsetzt, 

darf eine Gewiniliausschüttung erst ·dann vornehmen, wenn die zur Deckung 
- ein elS Verlustes beßtimmten Reservefon\ds mrinde·stenlS 10 v. H. d'es neuen Stamm .. 

-

kapitals betragen. 
§ 14. 

(1) Auf eine Kapitalherabsetzung in erleichterter Form finden die Vor­
schr~ften des § 58 Abs. 1 des Gesetzes, betreHend die Gesehls·chaften mit be­
schränkter Ha;,ftun,g, keine Anwendung. 

(2) Eine Befreiung der Gesellschafter von der Verpflichtung zur Leistung 
von Einlagen ·aluf die Geschäfts·anleile tl'itt nicht ein. 

§ 15. 
Zahlt eine Gesellschaft, die ihr Stammkapit,al in erleichterter Form hera;,b­

ge,setzt hat, Hir ein Ge&chäftsj'ahr, das früher als zwei J'a:hre nach der Beschluß­
fassung über die Kapit,alherahs'etzung beginnt, einen Gewin.nanteil von mehr 
als 6 v. H. des Stammkapitals <Ln GeseilschaHer, so ist den GläUlbigern, deren 

~ FOl'derungen bereits vor der Eintragung des Beschlusses über die Kapitalherah­
~ set:Z'l1llJg in das HandeLsregister begründet waren, Sicherheit zu leisten, soweit 
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~ sie mchl Belfriedigung verlangen können, wenn sie sich innerhafrb von drei 
~ MOl1!aten .llJach der Be~anntmachun,g der Jahresbilanz, auf Grund deren die Ge­
~ wlinnvert'eiLung be,sohlossen ist, o,der falls eine Bekanntmachung der Jahres­
§ hi;lanz gesetzlich nicht vorgeschdeben ist, innerhalb von drei Monaten nach 
==_= Ablauf des Geschäfbj,ahrs zu diesem Zwe,eke melden. 

§ 16. 
§ Bei Zahhmgen, die die Gesellschafter entgegen den Vorschriften dieses 
~ Artikels empfangen haben, finden die Vorschriften der §§ 31, 43, 44, 52 des Ge­
~ setzes, betreHend die Gesellschaften mit bes,chränkter HaHung, sillJngemäß 
~ Anwendung. 

1=== Die Vorschriften des Artikels 1 :§1~., 6 Abs.1, §§ 7, 8 dieser Verordnung 
finden entsprechende Anwendung. 

Art i k el 3. 

Gebührenvorschriften. 
§ 18. 

Soweit bei ,der BerechnullJg der Gebühren ~ür di'e relgistergerichtliche Ein­
l!1agung von BeschLüssen ,der Generalversammlung (Gesellscruafterversammlung) 

- über eine Kjapitalherabset1zung und für die Beurkundun,g der AnmeMung zur 
Eintl'agung als Wert ,des Gegenstandes der Betrag zugrunde zu legen ist, um 
den das Grundkapital (Stammkapital) herabgesetzt wird, giJt, wenn es sich um 
eine Kapitalherabsetzung in erleichterter Form handelt, der fünfte Teil dieses 
Bet!1ages als Wert des Gegenstandes. 

Die Vorschrift des Abs. 1 findet auch auf solche Eintra.gungen und Be­
urkundungen ,der in dieser Vorschrift bezeichneten Art Anwendung, die vor 

- - dem Inkl"afttreten dieser Verordnung vor,genommen sind. 

3. Die weiteren Durchführungsverordnung,en. 

Zu dieser Verordnung sind eine Anzahl 
Durchführungsverordnungen 

erschienen, und zwar: Eine 2. Ver 0 r d nun g vom 18.2. 1932 
(ROß!. I S. 77), eine 3. Ve r 0 r d nun g vom 26.4. 1932 (ROß!. I 
S. 184), eine 4. Verordnung vom 10.6.1932 (ROß!. IS.301), 
eine 5. Verordnung vom 5. 11. 1932 (ROß!. I S. 527), eine 6. Ve r­
ordnung vom 4.5.1933 (ROß!. I S.244), eine 7. Verord­
nung vom 30.11.1933 (ROß!. IS. 983), eine 8. Verordnung 
vom 14. 3. 1934 (ROß!. I S. 196) und endlich eine 9. Ver or d­
nun g vom 11. 5. 1934 (ROß!. I S. 378). 
In den aufgezählten Verordnungen werden durchweg Durchfüh­
rungsvorschriften und Fristverlängerungen gegeben. Die Durch­
führungsvorschriften betreffen die A.-O. und Kommanditgesell­
schaft auf Aktien. Für das O. m. b. H.- Recht kommen nur di~ 
FristverJängerungen in Betracht. Die letzte Fristverlängerung 
ist durch die 9. Verordnung bis zum 31. Dezember 1934 
erfolgt. 

4. Besp,rechung der Verordnung. 
(1) Di,e Voraussetzungen für die erleichterte Kapitalherabsetzung. 

Die allgemeine Voraussetzung für die Kapitalherabsetzung 
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in erleichterter form ist, daß eine u n g ü n s t i g e V e r­
änderung des Vermögens standes durch die 
Wir t s c h a f t se n t wie k I u n g dngetreten ist. Die Ge­
schäftsführer hahen diesbezügliche Aufklärungen der Ge­
sdlschafkrversammlung zu gehen. 
weit,er·e wichtig,e Voraussetzung besteht gemäß § 11 die I Als 

Klausel, daß der über 10 0;0 des neuen Stammkapitals 
hinausg.ehende T,eil der Reserven, und zwar derjenigen, die zur 
Verlustdeckung bestimmt sind, aufgelöst worden ist. 

Rückstellungen zählen be.i.spielsM'eise nicht .a!& 
VellllllStraserven, ,derun sie sind p\.anmäßig für die Ver­
wenodwn·g eines bastimmten Betriebszwe.ckes ent­
sta>nden. 

(2) Die Durchführung der Kapitalherabsetzung. 

Während bei der A.-O. die verschiedenen Arten der 
Kapital'herabsetzung in erleichterter form (Einziehung 
von Aktien, Herabsetzung des Nennbetrages, Zusammen­
legung von Aktien) angegeben sind, bestimmt § 9 Absatz 1 
für di·e O. m. b. H. lediglich allgemein, daß "eine Kapital­
'herabsetzung in erleichterter form" vorgenommen wer­
den kann. 

Die form der Kapitaliherabsetzung ist demnach eine freie. Sie 
kann ohne Herabsetzung des Nennbetrages der Oeschäftsanteile 
als auch ohne Einziehung bestimmter . Oeschäftsanteile (z. B. 
eigener) durchgeführt werden. Das Zi·el: die Herabsetzung des 
Stammkapitals, muß auf jeden Fall erreicht werden. 

(3) Die Verwendung der Erlöse aus der erleichterten Kapital­
herabsetzung. 

I Aus den durch die Kapitalherabsetzung frei werdenden Be­
trägen dürfen k ein CI Z ah I u n gen an die Gesellschafter er­
folgen. 

Die aus der Auflösung der Reserven und aus der erleichterten 
KapitaJherabsetzung geflossenen Beträge dürfen nur 

für folgende Zwecke 
verwandt werden: 
a) zum Ausgleich von Wertminderung·en der Vermögensgegen­

stände, also insbesondere für Wertver lustabschreibungen, 
b) zur Deckung von sonstigen Verlusten, 
c) zur DoHerung von Verlustreserven ; diese dürfen jedoch nicht 

10% des reinen Stammkapitals überschreiten. 
falls bei der Aufstellung der nächsten Jahresbilanz die Wert­
minderungen und sonstige Verluste nicht in der angenommenen 
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Höhe 'entstanden sind, so sind die Differenzen als Reservefonds 
unter die Passiva ,einzustellen. Die Auflösung dieser Reservefonds 
ist jedoch unter Beobachtung des § 58 des G.m.b.H.-Gesetzes 
möglich. 

(4) Beschr,änkung der Gewinnausschüttungen. I Gemäß § 13 darf ein, ,e GeSellSchaf,t, die die erl,eichterte Ka­
pitalherabsetzung in Anspruch genommen hat, eine Gewlinn­
ausschÜttung ,nur dann vornehmen, wenn di,e Ver I u S t res e r­
yen 100;0 des neu,en Stammkapitals betragen. 

Innerhalb der .nächsten 2 Jahre, die nach der Beschlußfassung 
über die Kapitaliherabsetzung folgen, darf 

k 'e i n höhe r erG e w i n n als 6 0/0 auf das S t a m m -
kap i tal 'a u s g e s c Ih ü t t e t 

werden; wird ein Ihöherer Gewinn ausgeschüttet, so ist den Gläu­
bigern, deren Forderungen bereits vor der Kapitalherabsetzung 
bestanden, Sicherheit zu (,eisten (Meldefrist 3 Monate nach Be­
kanntmachung :der Jahresbilanz bezw. Ablauf des Geschäfts­
ja,hres). 

(5) Folg,en der erleichterten Kapitalherabsetzung. 
Die im G. m. b. H.- Gesetz (§ 58) aufgeführten Bestimmun­
gen für die Herabsetzung des Stammkapitals, die vor­
wiegend dem Gläubigerschutz dienen, finden bei der er­
leichterten Kapitalherabsetzung naturgemäß keine Berück­
sichtigung. 

U nbevührt bleiben die Vorschriften über die Er­
stattung unrechtmäßiger Zahlungen (§ 31), über die 
Handlungen der Geschäftsführer (Sorgfalt eines 
ol"dentlichen Geschä:ftsrn:annes, § 43), über die Stell­
vertreter der GeschMtsführer (§ 44) und über die 
Stellung des Aufsichtsrats (Ueberw,achungspHicht, 
Schaderusersatz,MllSpriiche, § 52). 

(6) Zurückverlegung der Kapitalherabsetzung in erleic'hterter 
Form. 

Die Durchführungsverordnung bringt Vorschriften über 
die Zurückbezie'hung der Kapitalherabsetzung in erleich­
terter Form sowie einer gleichzeitigen Kapitalerhöhung. 
Die für die Aktiengesellschaften geltenden Vorschriften 
betreffen auch die G. m. b. H. Der Inhalt der Bestimmun­
gen .ist deshalb zum Abdruck gelangt (§ 5, § 6 Absatz 1, 
§§ 7 und 8). I Gemäß § 5 der DV. kann die G ,esellschafterversamm­

I u n g, die über die Genehmigung der Bilanz zu beschließen 
hat, zugleich über die Kapitalherabsetzung in erleichterter 
Form Beschluß fassen. Dabei können in der Bilanz Stamm-
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I kapital und R,e'serven in de,rjenigen Höbe ausgewi,esen werden, 
di,e nach Durchführung der Kapitalberabsehung bes,tehen 
würden. 

Die Genehmigung dieser Bilanz und die Entlastung der Geschäfts­
führer und des Aufsichtsrats kann nur unter der Be d i n gun g 
erteilt werden, daß die erfolgte Kapitalherabsetzung in das Han­
d'elsregistereingetra~en wird. Die Anmeldung zur Eintragung 
muß spätestens 3 Monate nach der Beschlußfassung erfolgen oder 
die Eintragung muß ,innerhalb von 2 Monaten nach der An­
meldung bewirkt sein. 

Soll mit der 
Kapitalherabsetzung auch eine Kapitalerhöhung 

verbunden werden, so kann auch die Kap i tal er h ö h u n g in 
der zu genehmigenden Bilanz als v 0 1 I1 zOg e n eingesetzt werden. 
Die Bedingung der Genehmigung (Eintragung! vgl. oben) bleibt 
dieselbe. 

Für diese Art der Kapitalherabsetzung mit eventuell ver­
bundener Kapitalerlhöhung sind bestimmte Formvorschrif­
ten für die Gewinn- und Verlustr,echnung aufgestellt wor" 
den (vgl. § 7). Auf der Ertragsseite der Gewinn- und 
Ver lustrechnung sind gesondert die Er t r ä ge aus der 
Auf lös u n g der Re s e r v e n und die aus der Kap i­
tal her ab se t z u n g ge w 0 n ne n e n Be t r ä g e auszu­
weisen. Auf der Seite der Aufwendungen müssen geson­
dert verzeichnet werden: Der Betrag zum Ausgleich von 
W;,e r t mi n der u n gell (W,ertverIustabschreibungen), der 
Betrag zur Deckung sonstiger Verluste und 
schließlich der Betrag zur 00 t i er u n g des Re s e r v e -
fon d s. 

(7) Befristung der Kapitalherabs,etzung inerleicherter Form. 
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Ursprünglich war die erleichterte Kapitalherabsetzung nur 
bis zum 30. Juni 1932 möglich. Durch die oben aufge­
führten Verordnungen ist die Frist immer wieder ver­
längert worden. Die 9. Verordnung befristet die Kapital­
herabsetzung in erleichterter Form 

bis zum 31. Dezember 1934. 



Das Kapitalanlagegesetz 

Gesetz über die Bildung eines Anleihestocks 
bei Kapitalgesellschaften (Kapitalanlagegesetz ) 

Vom 29. März 1934 (I. 295). 

g Die Reiohs,regiel'ung hat ·das fol.gende Gesetz beschlossen, was hierdurch 

========~=====~= verkündet wird: § 1. 
(1) KapH.algeseLlsohaften (§ 2) haben e.inen Anleihestock zu bUden, wenn 

1. .für e.in Geschäftsjahr, das in der ZeH vom 1. Oktoher 1933 bi.s zum 
31. Dezember 1934 endet, im Verhältnis ZUIl1l eingezahlten Kapital ein 
höherer Gewinn als im V orj,ahr ausgeschüttet wiro und 

2. der ausgeschüttete Gewinn sechs vom HUlIJd'ert des eingez.ahlten ~apitals 
_ überste.i~t. 

= (2) Hat ,der im Vorjruhr ausgeschüttete GewLnn seohs vom H\.IllJdert oder 
g mehr betragen, ISO ist e,in Betr~ anzulegen, der .gleich der Mehl'ausschüttung 
~ ge,genüber dem Vorjahr ilst. Hat der ,im Vorjahr 'ausgeschüttet'e Gewinn weniger 
~ als sechs vom Hundert betragen, so bemißt sich die Anlage nach dem Betrage, 
~ um den die Ausschüttun,g sechs vom Hundert übel'Ste~gt. 
~ (3) Die VOl'Sohriften der Absätze 1, 2 gelten nicht, wenn irr einem ,der drei 
~ vorange~angenen Geschäftsjahre .das Kapital herabgesetzt woroen war und IlJUr 
~ hierouroh die VoralliSSetzungen ·für die Anwe.ndung ,der VOl'Schriften g·ege.ben 
~ wären. Die Vorschriften geHen 1erner nicht, wenn vor IIlJkra;fttreten des Ge­I setzes über .eLie GewinnverteiLung bereits beschlossen worden i.st. 

- § 2. 

-

KapitalgeseHschaftea (§ 1) sind insbesondere: 
Akt,jengeseUschaften, 
Kommanditgese,Llschaften auf Aktien, 
Kolonial.geseHschaften, 
bergrechtliche Gewerkschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 

§ 3. 
Der Anleihestock jst unverzüglich nach dem Beschluß über die Gewinn­

ausschüttung aus Anleihen des Reichs, der Länder o·d·er der Gemeinden (Ge­
- m·eiooevel'lbände) zu bilden. Die Anleihen müss·en rlaufend veTzinslich, nur im 

Inl.aooe zahlhar und ZUll1l Handel an dootschen Börsen zugelassen sein. 

§ 5. 
Der Anleihestock ist in der Jahresbilanz gesondert unter den Aktiven 

-
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§ 8. 
Wer den VOl'6chr1ften der §§ 1, 3,4 oder 6 mlwiderha,ndelt, wird mit Gefäng­

nis und GeldlStmfe oder einer dieser Strafe·n be.straft. 

§ 9. 
Der Reichswirtschaft&minister wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 

Reichsminis,ter der Justiz und dem Reichsminister der Finanzen 
a) 2!ur Durchl.iührung und Er,gän~ dieses Gesetze.s Rechtsverordnungen 

undal1gemeiIre VerwaJtungsvors.chriHen zu erIassen, 
b) im einzelnen Fa:!l, insbesollodere für Zwecke der ArbeitsbescllaHung, Aus­

nahm'en von den Ve'rpflichtUJngen zuzulassen, die a'l1~ Grund dieses Ge­
setze.s entstehen. 

1. Volkswirtschaftliclrer Zweck des Anleihestocks. 
Das Gesetz über die Bildung eines AnleiheslockoS bei KiapitaLgesellschaften 

- Kap i tal an 1 ag e ge se t ,z genannt - hat den Zweck, die KapitaIgeseIl­
.schaften, sofern s,ie übermäßige Gew,innausschüttungen machen, stäI'ker ,an den 
öffentlichen AuEgaben, vor allemalISO an der AI'beibbeschaffrung, 2!Uinter­
essiereI1. Die Belebung des Binnenmarktes hat 2!we,ilfelJlos den KaJpital~esell­
schaften auch vermehrte Gewinne ,gemacht. Es ist deshalb dw-chaus zu hi1liJllen, 
wenn den Kapitalgesellschaften die Verpflichtung auferlegt wiI'd, einen ,g e -
r i n ,g e 11' Pr oz e n t s atz des el12!ieIten Mehrgewinne.s in öffentlichen An­
leihen für eine kurze Zeit festzulegen. Die Stärkung, die da'cLurch der Anleihe­
maI'kt erfährt, kommt wiederum den Gesellschaften in direkter oder illodirekter 
Fonn zugute. 

2. G. m. b. H. und Anleihestock. I Gemäß § 2 des Gesetzes sind zur Kapitalanlage die AkHen­
gesellschaften, Kommanditg,esellschaften auf Aktien, Kolonial­
gesellschaften, bergrechtliehe Gewerkschaften und Gesellschaf­
ten mit beschränkter Haftung verpflichtet. 

Wenn die unten erfüllten Voraussetzungen vorliegen, muß 
unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) nach dem Be­
schluß über die Gewinnausschüttung die Anschaffung der 
Anleihen vorgenommen werden. Gemäß § 3 des Gesetzes 
kommen 

nur die öffentlichen Anleihen 
(des Reiches, der Länder und Gemeinden) zur Bildung 
des Anlei'hestocks in Betracht; außerdem müssen sk 
laufend verzinslidh, nur im Inlande zahl'bar und zum 
deutschen Börsenhandel zugelassen sein. 

3. 6 % Gewinn als Freigrenze. 

Die G. m. b. H. ist unter folgenden zwei wichtigen Vorausset­
zungen zur Bildung des Anleihestocks verpflichtet, nämlich 

11. wenn für ein q,eschäftsjahr, das in d,er Zeit vom 1. Oktober 
1933 bis 31. De·z·ember 1934 endet, ein höherer Gewinn als 
im Vorjahre ausgeschüttet wird (berechnet im Verhältnis 
zum eingezahlten Kapital), 
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I 2. wenn der aus.geschütte,re Gewinn mehr als 6% des ein­
gezahlten Kapitals ausmacht. 

Die über 60/0 bin ausgehende Mebraussebüttung gegetnüber dem 
Vorjahre unterliegt der Anlagepflkht. D~e GeseNschafter können 
demnach den auch über 6 0/0 ausgeschütteten Mehrgewinn in Emp­
fang neihmen. Für den der Mehrausschüttung gleichkommenden 
Betrag sind dann öffentliche Anleihen zu erwerben. 

Beispiel: Die Allg·emeineMetaU G. m. b. H. hat 
am 31. Dezem:bet' 1933 14 % Ge w i n n auf das ein­
gezahlte Kapital aUStgescnüHet, d'aJgegen im Vorjahre 
13%. Es .unterliegt nur det' Mdmgewinon von 1 % der 
Antltgepflichtfür den Anileihestook. 

Ein anderes Beispiel: Die RiimaJg G. m. b. H. ver­
teilt 6% Dividende ,für 1933, im Vorjahre 0%. 
In diesem Falle bleibt die G. m. b. H. von der Ver­
pHichtUßIg 'zur Bildung des Anleihestocks be<freit, da 
die MinimaJigre'lllZe d'es Gewinnes ge1'laJde erreicht ist. 
Hätte dieselbe GesettscllaJH 8% GewillJIl e11Zielt, 80 
würde die Albgaibe s~ch ,auf 2% belaJUJfelL 

Die Gewinnbasis ist also mit 60/0 des eingezahlt'en Ka­
pitals als no r mal ang,enommen worden. Der Nachdruck 
liegt hier auf "eingezahlt". G.m.b.H.-Firmen, die 
die Gewinnaussdhüttung auch auf den nkhteingezahlten: 
Teil des Stammkapitals ausdehnen, sind demnach ver­
pflichtet, die Umrechnung des ausgeschütteten Gewil11nes 
auf den ,eingezahlt,en Tlfil des Stammkapitals vorzu­
nehmen. Dieselbe Umrechnung ist auch für das Ve r­
g le i c Ih s j a h r anzuwenden. 

Zweifel können nodh bei der BegrHfsfestlegung "Gewinn" auf­
tauchen. Fraglos sind dazu auch Sonderausschüttungen(Bonus) 
oder Rückvergütungen zu rechnen. Der Gesetzgeber hat aus 
na:heliegenden Gründen die engere Bezeichnung "Reingewinn" 
vermieden. 

4. Befreiung von der Bildung des Anleihestocks. 

Befreit von der Bildung des Anleihestocks sind: 
1. Diejenigen Gesellschaften, die in einem der 3 vorangegangenen 

Geschäftsjahre 
eirie~ Kapitalherabsetzung vorgenommen 

haben und nur hierdurch die Voraussetzungen für die an­
lei1hestockpflichtige Oewinnerzielung gegeben haben. 

2. Diejenigen Gesellschaften, die vor dem Inkrafttreten des Ka­
pitalgesetzes über die Gewinnverteilung beJleits beschlossen 
haben. 

5. Verfügungssperre und Bilanzierung. 

Gemäß '§ 6 darf 
bis zum 31. März 1936 

übel' die Bestände des Anleihestocks nicht verfügt werden. Aus-
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nahmen: Bei Liquidationen, Konkurs, Vergleichsverfahren. Bei 
Auslosung oder Rückzahlung der zum Anleihestock gehörenden 
Anleihen müssen für die zurückgezahlten Beträge unverzüglich 
neue öffentliche Anleihen angeschafft werden. 

Für di'e Bilanzierung des AnIeihestocks 
schreibt § 5 vor, daß der Anleihestock u n t erd e n Akt t v e n 
auszuweisen ist. BHanztechnisch gehört der Anleihestock zu den 
A n 1 ag e e ff e k t e n. 

Die Buchung beim Kauf der Anleihen lautet 

IIAnleihestoek-Ko,nto an K,asse (Bank ete.)". 
Es ist u. E. nicht richtig (wie ,andere Autoren vor­
schlagen), ,die Gewinn- und Verlustrechnun,g ,zu­
gunsten eineIS RücklllJgekontos zu hell1JSten, so daß ,auf 
der Passivs,eite ein Ge,gerrkonto für die AMiv,ierung 
vorhanden ist. Abgesehen d,av,on, ,Qa.ß es sich nur um 
ej.n~ Anlagevorschrilft handelt, ,die mit ,der Gewinn­
und Ve111ustrechnung nichts 'zu tun hat, ist der Ans­
weis eines P'alSSivkontolS IIlJnnöHg, da di~ Beze~chnung 
"Anleihes,toek" auf der Aktivs'eite vömg eindeutig 
ist und den Zweck ,der A1lJla,g'e el'kennen läßt. 

Die Umwandlung der G. m. b. H. 
Die eingeleitete Steuerre,form bringt zwei neue wichtige Gesetze: Das 

.,Gesetz über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften" und cl'as "Gesetz über 
Steuererleichterungen bei der Umwandlung und Auflösung von Kapitalgesell­
schaften". Damit ist ein großer wiehHger Schritt getan, die bisherige Au IS -

dehn u n ,g der KapitalgeselI..schaHen ein z u s c h r ä n k e n bzw. in die alten 
Formen der Persona1geselI..schaften ·zurückzuführen. Die Rückgliederung der 
KapitalgeselI..schaften, insbelSondere derjenigen kleineren Umfang,es, wird im nenen 
Steuerrecht noch dadurch verstärkt werden, daß Mi n des tb e s t e u e ru TI gen 
zur Einführurrg kommen. Zunächst ist jedenfalliS den kleineren Kapitalgesellschaf­
ten, insbesondere auch den G. m. b. H.-Firmen, die Möglichkeit gegehen, Umwand­
lungen vorzunehmen. Die folgenden beiden Gesetze bieten in handelsreehtlicher und 
steuerrechtlicher Beziehung wesentliche Erleichterungen, die automatisch die Um­
gründungstendenz fördern werden. 

Die Umwandlung in handelsrechtlicher Hinsicht 
t. Der Gesetzestext. 
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Gesetz über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
Vom 5. Juli 1934. 

Um in geei,gneten Fällen die Ahk0hr von al10nymen KapitaHormen zur 
Eigenverantwortung .des Untemehmers zu erleichtern, hat die Reichs~eg.i~rung 
dllJSfolgende Gesetz beschlosli'en, das hiermit ve~kündet wird: 

§ 1. 
(1) Eine AktiengeselI..schaft, eine KommanditgeseLI..schaft au.f Aktien oder 

ein,e GesellßchaJt mit ibes,chränkter Haftung kann nach Maßgab~ der foLgenden 
Vorschriften ,in eine oHene Handelsge.seIIßchaft, ia eine KommanditgeseHschaft 



oder in der Weise umgewandelt wel'den, daß ihr Vermö.gen unter Ausschluß 
der Liquidation auf den alleinigen Gesellschafter übertragen wird. 

(2) Die Vonschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf die Um­
wandlung von Gesellschaften, die nach dem 1. Juli 1934 enhst,anden sind. Die 
Umwandlung kann nur bis zum 31. Dezember 1936 beschlossen wel'den. 

Erster Abschnitt. 

Umwandlung von Aktiengesellschaften. 

1. Umwandlung durch Uebertragung des Vermögens 
offene Handelsgesellschaft. 

§ 2. 

auf eine bestehende 

Die Generalvers.rummlung einer AktiengeselLschaft kann .die Uebertragung 
·des Vermögems ·auf eline offene HandelsgeselLschaft beschließen, wenn sich aUe 
AJktien ~n der Hand der offenen HandelsgesellLschaft befinderr (Umwandlung); 
eines besonderen Veräußerurugsvertrrages bedarf es nicht. 

§ 3. 
Der Vonstand der AktiengeselLsohaft hat d~e Umw,andlung zur Eintragung 

in das Handelsregister anzumelden. Der Anmeldurrg sind eine AtlJSfertigung 
·des Protokolls und die der UmwandLung zugrunde gele1gte Bilanz beizufüg~n. 

§ 4. 

_ Mit der Eintl1agunJg geht .das Vermö·gen der Aktiengesellschaft e,inschließ­
- lieh der Schulden auf die offene Handel,sgetSe1lschaft über. Die AktiengetSell­

schaH ist damit aufgelöst. Einer besonderen Eintra1gung der Auflösung bedar·f 
es nicht. 

§ 5. 

(1) Mit der Aluflösungder Aktienge",ellschaft erlischt die Firma. 

(2) Führt die offene Hrul1deLsgesellschaft ·das von der Aktiengesellschaft 
betl1ietbene HamJdelslgeschäft weiter, so kann sie ihrer Firma einen das Nach­
fo1geverhältnisa,ndeutenden Zus,atz beifügen. Die Vorschriften detS § 22 des 
HandeLsgeset2Jbuchs Hnden keirre Anwendung. 

§ 6. = Den Gläubigern der Aktiengesellsohaft, die ",ich binnen ",echs Monaten 
nach der Bekanntmachung der Eintragung de", UmwaIlJdlungsbeschlusse.s in das 
Handelsregister zu diesem Zwecke melden, ist Sicherheit zu leisten, soweit sie 
nicht BefriedigUJl1g verlangen können. Die Gläubi.ger sind in der ~kanrrt· 
machung der Eintragung .aufdieses Recht hinzuweisen. 

§ 7. 

(1) Die ge",chäftsführenden GeseHscha.!ter ,der oHenen HandeLs.geselLschaft 
h<IJben dac<> Vermö,gen der AktiengeselLschaft getrennt zu verwalten. 

(2) Die beiden Vermögen dürfen erst vereinigt werden, wenn sechs Monate 
nach ·der BekanntmachUJll!g der Eintragung ,des Umwandlungsbeschlusses ver· 
strichen s~nd, UIlJd nur unter Be.achtung der nach § 6 für die Befriedigung und 
SichersteHung der Gläub~ger .geltenden Vonschriften. 

(3) Der bisherige Gerichts",t.and der Aktiengesellschaft bleibt bis dahin 
- bestehen. 

(4) Bis zu demselben Zeitpunkt gilt im Verhältnis der Gläubiger der Aktien· 
geseHsch<IJft zu der offenen Handelsge,se1hscha.ft und deren übrigen Gläubig~rn 
sowie zu den Privatgläubigern .der GeseLlschafter das übernommene Vermögen 
noch als Vermögen der AktLengese.\t.sc.haft. Zahlurugen a'us .dem übernomm~nen 
Vermögen an die Gesellschafter oder Entnahmen, die zu Lasten des Kapital. 
anteils oder des Reingewinneserfolgerr oder eine Verteilung ·des Ge&ellschafts· 

_ vermögens enthaHen, sind bis zu diesem Zeitpunkt un2Juläs",ig. 

57 



2. Umwandlung durch Uebertragung des Vermögens auf den alleinigen 
Gesellschafter. 

§ 8. 
~ (1) Wird das Vermögen einer Aktienge&ellschaft, deren Aktien sich in emer 
~ Hand berfinden, auf den ailleinigen Gesellschafter Üibertragen, so finden die 
§ Vorschriftea d~r §§ 2 bis 7 mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß 
§ an die St~Ue d~r oflfenen Handelsgesellschaft und der geschäftsführenden Ge­
~ sellsc·haifter der übernehmende Geseblschafter tritt. 
~ (2) Entnahmen aus dem übernommenen Vermögen Shld unzulässig, solange 

==

1=======_ die beiden Vermögen nicht vereinigt werden dürfen. 

3. Umwandlung unter gleichzeitiger Errichtung 
einer offenen Handelsgesellschaft. 

§ 9. 
~ Die Generalvel'\Slammlung einer Aktieng·e.sellschaft kann die Errichtung 
~ einer offenen Handelsge.sellschait, an der <Il1le Aktionäre als Gesellschafter be­
§ teHig! sind, und zwgleich die Ue.bertrag'U1lJg des Vermögens der Aktieonge.selJ­
§ schaft awf die offene Handelsgesellschaft besohließen (UmwandliUI1J!l). Die Vor­
~ schriften der §§ 2 bis 7 finden Anwe.ndung, außerdem gelten die folgende.rr 
§ besondere·n Vorschriften. 
~ § 10. 
~ (1) Dem Urow.andlungsbeschluß müssen aLle anwesen,den Aktionäre zu-
§ stimmen. Er ,bedaz;fzu s·einer WiTk\Samke~t atUch der Zustimmung der nicht er­
~ Ilchienoo·en Aktionäre, die ,gerichtlich oder notariell beurkundet werden muß. 
§ (2) In dem Beschluß sind die Firma und der Ort, wo die oUene Handelsgesell­
~ schaft ihren SHz hat, festzuset·zen und die weiteren zur Durchführung der Um­
~ wandlung und d~r Errichtung der Gesetilschaft erforderlichen Maßntahmenzu 
§ trerffen. 
§ (3) Die Brma muß den Vorschrifte.nfrÜr die Firmender offenen Handels­
~ gesellschaft entsprechen. Die Vorsohriften ,des § 5 Abs. 6blei,ben ulllberührt. 

~ § 11. 
~ (1) Der Anme1cLung des Umwandtuntgsbesch1usses ist ferner ei,Ire Ausferti-
§ .gung der Zustimmungserklärung der nicht ersohienenen Aktionäre Ilowie eine 
§ von den AnmeMenden unterschriebene Liste beit21ufü'gen, aus der die Gesell­
§ schafter der offenen Handels.geseLlschaft mit Namen, Vornamen, Stand und 
§ Wohnort ersichtlich s~nd. 
§ (2) Die offene Handelsge.swlschaH emsteM mit der Eintragung des Um­
~ wan.dlungsheschluss·es; sie ist von Amts welgen in das Haooelsregister ei1lJZu­
§ tragen. 
§ (3) Die Gesellschafter, welche die oUene Handel/l.ge.sdls chaft vertreten 
§ soUen, haben die Firma nebs,t ihrer UnterschriH zur Attrlbewahrung bei dem 
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4. Umwandlung in eine Kommanditgesellschaft. 
§ 12. 

Auf die Umwan,dlung einer AkHengesellschaft in eine Kommandit,gesell­
schaH finden die Vorschriften der §§ 2 bis 7 und 9 bis 11 entllprechende An­
wendung. Beschließt die Generalversammlung die Errichtung einer Komman­
ditg'esellscbaft, so muß der UmwandlunglSbeschluß außer den im § 10 vor­
gesehenen Angruben die Bezeichnl\lng der Kommanditisten und den Betr8l!! der 
Einlruge eines jeden von ~hnen enthalten. 

Z w e i t e rAh s c h n i t t. 
Umwandlung von Kommanditgesellschaften auf Aktien. 

§ 13. 
Auf die Umwandlung eirrer Kommanditgesellschaft auf Aktien finden die 

VorschrHten des Ersten Aoochnitts entsprechende Anwendung. Der Beschll\lß 



§ der Generalvensarnmlung bedarf auch der Zustimmung der pel'6ÖnJich halten-

§=====_~_~ den Ges01fflcha5ter, die ger~:t:i:: e~: :::::l~ ;;urkundet werden muß. 

Umwandlung von Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 
§ 14. 

§ Auf die Umwandlung einer Gesellschaft mit besooränikter HaHung finden 
§ die VOTISchriften des ETISten AhsclrilittlS entsprechende AnweIJ1dung. Die Um­
§ wandlung kanm nur in einer Gesellschalterversammlung und nur mit Zustimmung 
§ aller Gesellschafter beschlossen werden. Der Beschluß sowie die Zustimmung 
§ der nicht erschienenen Gesellschafter muß gerichtlich oder not'ar,iell be-

===_

!=== urkundet werden. V i e r t e r Ab s c h n i t t. 

Strafvorschrift. 
§ 15. 

§ Wer den Vorschriften der § 7 A,bs. 1, Ab6.2, Abs.4 Satz 2, § 8 Abs.2 zu­
§ widerhandelt, wird mit Gefä~nis und GeJdstl'afe oder einer diilSer Strafen 

1= bestraft. Schluß bestimmung. 
§ 16. 

§ Der Reichsminister der Jusl~z erläßt die zur Durch:führung dieses Gesetzes 
§ erIorder1ichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. SDweit er es zur Er­
§ reichung des Zwecks des Gesetzes für erforderlich hält, ltlJSibesondere um in 
§ anderen affl den im § 1 bezeichneten Fällen die Umwandlun,g Z<\l erleichtern, 
§, kann er alLgemeillle Vorschriften ergänzenden und abweichenden Inhalts treffen. 

2. Die Arten der Umwandlung. 

I Ein. e G. m. b .. H.kann in eine offe. ne HandelSgeSellSChaft,. in eine 
Kommanditgesellschaft oder in der Weise umg,ewandelt werden, 
daß ih;r V,ermögen unter Aussc'h:luß der Liquidation auf den ial­
le,inigen Gesellschafter übertragen wird. 

Der Gesetzgeber unterscheidet vi er Um w a n d lu n g s art e n, 
nämlich die Umwandlung durch Vermögensübertragung auf eine 
offene Handelsgesellschaft, die Umwandlung durch Ver­
m ö gen s übe r t rag u n gau f den a 11 ein i gen G ,e s e 11-
S c Ih a fte r, die U m w a n -cl I u n gun t erg lei c h zeit i ger E r­
ric!htungeiner offenen Handelsgesellschaft und 
sohließlich die Umwandlung in eine Kom man d itg e seIl schaft. 
Allgemeine Voraussetzung für die Umwandlung ist gemäß § 1 Ab­
satz 2, daß die G.m.b.H. nicht nach dem 1. Juli 1934 entstooden ist 
und daß die Umwandlung bis zum 31. Dezember 1936 beschlossen 
wird. 
(1) Umwandlung durch Vermögensübertragung auf eine bereits be­
stehende offene Handelsg,esellschaft. 

Zunächst behandelt der Gesetzgeber die Umwandlung in 
eine bestethende offene Handelsgesellschaft. Diese kann 
auch zu dem Zwecke der Umwandlung vorher gegründet 
sein. 
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Die umzuwandelnde G~m.b.H. kann in einer Gesellschafterver­
sammlung die Uebertragung des Vermögens auf eine offeine Han­
delsg,es,ellschaft be'schUeßien, wenn sich aUe GeschäftsanteHe in der 
Hand der offenen Hande,lsges'ellschaft befinden. In diesem Fal'le 
bedarfes keines besonderen Veräußerungsvertrages. Der Beschluß 
zur Umwandlung muß in ie,iner GeslelIslchafterversammlung und nur 
mit Zustimmung aHelr Gesiellschaft,er g,e~aßt werden (§ t 4). 

Der Beschluß sowie die Zustimmung der ni c h te r s eh i e­
nenen Gesellschafter bedarf einer gerichtlichen 
o de r not arie Il e n Beurkundung. 
Gemäß § 3 !haben die Geschäftsführer die Pflicht, die Um­
wandlung zur Eintragung in das Handelsregister anzu­
melden. 

Der An meld rt1 n ,g s,iDld heizurogen: 
a) Eine Ausfertigung des Protokolls, 
b) die der Umwandlung zugrunde gelegte Bilanz (Um­

w andl ung~biLanz). 

a) Folg,en der Umwandlung. 
Mit der Eintragung geht rechtlich das V,ermögen der G.m\.b.H. 
einschließlich der Schulden auf Grund der Umwandlungsbilanz auf 
di,e oUeue Handellsgiesellschaft über. Die G.m.b.H. gH't damit als 
auf ge löst. 

Einer besonderen Eintragung der Auflösung bedarf es 
nidht. Die riechtlichen Folgen der Auflösung der G.m.b.H. 
bestehen schließlich j,n dem Erlöschen der Firma. Die offene 
Handelsgesellschaft kann allerdings in ihrer Firma dnen 
andeutenden Zusatz über das Nadhfolgeverhältnis anbringen. 

Beispiel: Die Email J e G. m. b. H. überträg,t ihr 
Vermögen auf ,die offene HandelbsgeseUschaH Ruth­
berg & Co. Dann kall'Il die Firma lauten: "Ruthberg 
& Co. vorm. Emaille G. m. b. H." 

b) o,er Gläubig,erschutz. Iln § 6 ist der Gläubig,erschutz näher behandelt. Den Gläubig,ern 
ist 'e i ne F ri s t von sec h s Mon a te n nach ,edolgt'er Ein­
tragung d'es Umwandlungsbeschlusses zugebilligt. Me,lden sie 
sich in dieser Zeit, so ist ihnen Sie her h e i t z u I e ist e n. 

Bei bereits fällig gewesenen Forderungen kann 
,der Glä!Ulbiger naturgemäß Be f r i e d i gun g (und 
nicht Sicherheit) verlangen. 

Zum Zwecke des Gläubigerschutzes bestimmt noch wdter § 7, daß 
die g,eschäftsführenden Gesellschafter der offenen Handelsgesel'l­
schaft das V,ermög,en der G.m.b.H. gletrennt zu verwalten haben. 

60 

Erst nach 6 Monaten 
seit der Bekanntmachung der Eintragung des Umwand­
lungsbeschlusses dürfen die beiden Vermögen verdnigt 



werden und auch nur dann, wenn die alt enG 1 ä u b i ger 
(vgl. oben) Be fr i e d i gun g 0 der S j, c her s tell u n g 
e r hai t e n haben. 

Der bisherige Gerichtsstand der G. m. b. H. bleibt 
währe,nd ,dieser 6 Monate bzw. bis zur Sicherstellung 
und Belfriedigungder GläuMger in der alten Form 
bestehen. 

Bis ZU dems,elben Zeitpunkt (6 Monate bei Befriedigung 
oder Sicherstellung der Gläubiger!) gIlt im Verhältnis der 
Gläubiger der G.m.b.H. zu der offenen Handelsgesellschaft 
und deren übrigen Gläubigern, sowie zu den Privatgläu­
bigern der Gesellschaft das übernommene Vermögen noch 
al's Vermögen der G.m.b.H. 

Zahlungen aus dem übernommenen Vermögen an die Gesellschafter 
ode,r irgendwek'he Entnahmen, die zu Lasten d,es KapitalantciJs 
ode,r des Reingewinns ,erfolg,en oder eine Vert,eilung des Gesell­
schaftsvermögens enthalten, sind bis zu diesem Zeitpunkt unzu­
lässig. Durch diese Vorschriften dürfte der Gläubigerschutz bei 
der Umwandlung hinreichend gesichert sein. 

(2) Die Umwandlung durch Vermög,ensübertragung auf d,en allei­
nigen Gesel1schafter. 
Diese Art der Umwandlmgt kommt für die sogenannte Einmann­
gesellschaft in Betracht. Sämtliche Geschäftsanteile müssen sich 
in ein e r Ha nd befinden. In diesem Falle erfolgt die Ueber­
tragung auf den alleinigen Gesellschafter. Die vorher besprochenen 
Vorschriften finden Anwendung. An die Stelle der offenen Han­
delsgesellschaft und der geschäftsführenden Gesellschafter tritt der 
übernehmende GeseIIsC'hafter. 

Mit -dieser Vonschrift ist -die Gründung von Einzel­
firmen möglich. Entnahmen sind e;benfalls urrzuläiSlSig, 
soLange -die be'1den Vermögen nicht verein~gt sind. 

(3) Umwandlung unter gleichzeitig,elr Errichtungei",e~r offenen 
Handelsgese1Jschaft. 
Gemäß § 9 kann die Gesellschafterversammlung einer G.m.b.H. 
die Errichtung einer offenen Handelsgesellschaft, an der alle 
G.m.b.H.-Gesellschafter auch als Gesellschafter beteiligt sind, 
zwecks Uebertragung des Vermögens der G.m.b.H. auf die offene 
Handelsgesellschaft beschließen. 

Auch hier finden die unter (1) besprochenen VorsdJriften 
der §§ 2-7 Anwendung. Für die Beschlußfassung gilt das­
selbe. Die Firma kann ebenfalls mit einem Zusatz, der· das 
Nachfolgeverhältnis ausdrückt, firmieren. Bei der Anmel­
dung des Umwal1dlungsbeschlusses ist gemäß § 11 noch 
eine Ausfertigung der Zu s tim m 11 11 g S e r k I ä run g der 
nicht erschienenen G.m.b.H.-Gesellschaftcr sowie eine von 
den Anmeldenden 11 nt e r s ehr i e bell e Li s t e beizu-
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fügen, aus der die Gesellschafter der oUenen HandelsgeseH­
schaft mit Namen, Vornamen, Stand und Wohnort lersicht­
lieh sind. 

(4) Umwandlung in eine Kommanditg,eselIscbaft. 
Auch die Umwandlung in eine Kommanditg,esellschaft ist möglich. 
Zu den vom Gesetzgeber g,eforderten Angaben sind noch weitere 
Angaben über die Be~e~kbnung de,r Komlmanditisten und den Be­
trag der Einlage jedes Kommanditis,ten notwendig. 

Die Umwandlung in steuerlicher Hinsicht 

t. Der Gesetzestext mit Durchführungsverotdnung. 
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Gesetz über Steuererleichterungen bei der Umwandlung und 
Auflösung von Kapitalgesellschaften 

Vom 5. Juli 1934. 

Die Re,ichsregierurrg hat ,das folgende Gesetz beschlo.scsen, das hierdurch 
verkündet wiIXI.: 

§ 1. 
WiIXI. eine AktiengeselLschaft, eine Kommanditgesellschaft auf Aktien oder 

eine GeselLsohaH mit belSahränkter Haftung auf Grund des Gesetzes über die 
Umwandlung von KapitalgesetLschaften vom 5. Juli 1934 (Reidh&gesetzbl. I 
S. 569) in eine offene Handelsgesellscha,ft, in eine KommanditgeselLschaH oder 
,in der WeilSe umgewandelt, daß ihr Vel1mögen unter AUJSschluß der Liquidation 
a.uf den aUeiJIügen GeselLschafter übertr'ClJgen wird, so werden Steuererleichte­
rungen bei den folgenden Steuern gewährt: 

1. Gesellschaftsteuer, 
2. Grunderwel1hsteuer einschließlich der Zuschläge, 
3. Wertzuwachssteuer, 
4. Steuer' ,der Gemeinden (Gemeindeverbände) vom Zubehör (Gewerbe-

anschaJEwngssteuer), 
5. UlIllSatzsteuer, 
6. Ei1llkommensteuer, 
7. KörperschCIJftsteuer, 
8. Gewerbesteuer. 

§ 2. 
Die Vorschrift des § I gilt entsprechend, wenn eine AktiengeselLschaft, 

eine Kommanditgesellschaft auf Aktien oder eine Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung auEgeloot und ihr Vermögen im Weg der Liquidation auf die Gesell­
schafter aberhagen wir,d. 

§ 3. 
Die Vorschriften der §§ 1 und 2 sind nur alllzuwenden auf Aktienge.se.I!­

schaften, Kommandit.gesellschaften auf Aktien und Gesellschaften mit be­
schränkter Haftung, die am 1. Juli 1934 bestanden haben und ihre Umwandlung 
oder AuElösung his rum 31. Dezember 1936 beschließen. 

§ 4. 
Die VorlSchdften der Verordnung des Reichspräsidenten vom 8. Dezember 

1931 V,ierter Teil Kapitel I aber ISteuerliche Erleichterungen für die Al\1fteilun~ 
von Gesellschaften ~ReichsgelSetqjbl. I S. 699, 714) und die Veroronull'g z·ur Er-



gänzung der AufteHun~verordnung vom 22. De'zember 1933 (ReichsgesetzbI. I 
S. 1113) treten ·außer Kraft. 

§ 5. 
Der Reichsminister der Finanzen erläßt die zur Durchführung die.ses Gesetzes 

erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvonschl'iiten und, soweit er es zur Er­
reichung des Zwecks ,des Gesetzes für erforderlich hält, allgemeine Vorschrif­
ten erg'änzenden und a!bweichenden Inhalts. 

Erste Durchführungsverordnung zum Gesetz über Steuer­
erleichterungen bei der Umwandlung und Auflösung von 

Kapitalgesellschaften 
Vom 7. Juli 1934. 

Auf Grund des § 5 des Geselz·es ü,ber Steuererle~chterungen bei der Unl­
waJ11dlung und Auflösun.g von KapitaIgesellschaften vom 5. Juli 1934 (Reichs­
gelSet21bl. I S. 572) wil'd folgendes bestimmt: 

§ 1. 
(1) Steuererleichterungen werden gewährt, wenn eine am 1. Juli 1934 = (Stichtag) bes,tehende Kapitalgesdlschaft auf Grund des Gesetzes, über die 

Umwandlung von KapitaLgeseUschaften vom 5. Juli 1934 (Reichg;gesetzbl. I 
S. 569) in eine Pensonalgesellschaft oder in der Weise umgewandelt wiro, daß 
uhr Vermögen unter AUSlSClhluß der Liquidation auf ,den allein~gen Ges,eUschafter 
übertragen wiro. Das gleiche gilt, wenn eine am Stichtag bestehende Kapital­
gesellschaft ,aufgelöst und ~hr Vermögen im Weg der Liquidation awf die Ge­
seUschaJfter übertl'agel1 wird. 

(2) KapitaLgesellschaHen im Sinn dieser Verordnung .sind Aktiengesell­
schaften, KommanditgeseUschaHen auf Aktien und Gesellschaften mit be­
schrän.kter Haftung. 

(3) PersonaLgesellschaften ,im Sinn dieser Verordnung sind offene Handels­
gesellschaHen und Kommanditgesellschdten. 

Gesellschaftsteuer . 
§ 2. 

Wir,d eine Kapitalgesellschaft unter gleichzeitiger Errichtung einer Per­
sonalgesellschaft umgewandelt, so wird die Gesellschaftssteuer für die Er­
richtung der PersonalgeselLiSchaft nicht erhoben. 

Grunderwerbsteuer. 
§ 3. 

(1) Wil'd eine KapitaLgesellschaft unter gleichzeitiger Errichtung einer 
PersonaLgesellsohaft umgewandelt ull/d gehen bei ,der Umwan,dlung Grund­
stücke auf die PersO<llaLgesel1schaft über, so wird die Grunderwerbsteuer n,ur 
erhoben, soweit die einzelnen GeselLiSchafter am Vermögen der Personal­
gese11lSchaft in einem höheren Verhältnis beteiligt sind, als sie am Stichtag an 

- der Kapitalgesellschaft beteiligt waren. 

-

Beispiele zu Absatz 1: 
1. An einer Aktiengesellschaft") sind am 1. Juli 1934 (Stichtag) zwei Gesell­

schafter je zur HäLfte heteiligt. Am 1. Oktober 1934 beschließen sie, eine 
offene HandelsgeseLlschaft 'zu errichten,an deren Vermögen jeder von 
ihnen zur HäLfte beteiligt sein soll, und das Vermögen der Aktiengesell-

*) Beispiele gelten auch analog für die G. m. b. H. 
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schaft auf die offene Handelsgesellschaft Z11 übertra,gen (Umwandlung). 
Am 1. Dezember 1934 wiJ'1d der Umwandlungsbesd1l1uß eingetragen. Mit 
der Eintragung ins Handelsregister geht das Vermögen ,der Akt[engesell­
schaft, zu dem auch ein Grurrdstückgehört, ,auf die offene, Hande,Lsgesell­
schaft über. Für den Grundstücksübergang von der Aktiengesellschaft 
auf die oUene Handelsgesellschaft wird Grunderwerbsteuer nicht erhoben. 

2. An einer Aktiengesellschaft mit 1 MilHon Reichsmark Grundkapital sind 
am 1. J,u1i 1934 (SticMag) A und B mit je 500000 Re,ichsmark Aktien 
betemgt. Am 1. Oktober 1934 verkauft Adern B Aktien im Nennbetrag 
von 400000 Rekhsmark. Am 1. November 1934 beschließen A und B, 
eine offene Handelsgesellschaft zu errichten, an ,deren Vermögen A mit 
10 vom Hundert, B mit 90 vom Hundert beteiHgt se,in soll. Gleichzeitig 
beschließen sie, das Vermögen der Aktiengesellschaft, zu dem auch ein 
Grundstück gehört, auf die of,fene Handelsgesellschaft zu übertra,gerr 
(Umwandlrlmg). Am 1. De,zember 1934 wiJ'1d der Umwandlungsbeschluß 
eingetragen. Mit der Eintra,gung ins Handelsregister geht das Eigentum am 
Grundstück von der Aktiengesellschaft auf die offene Hande'LsgeselLschaft 
über. Für den Grundstückübergang sind 4fto der Grunderwerbsteuer zu 
erheben, da B an der Aktiengesellschaft am Stichtag mit 50 vom Hundert 
beteiligt war, während er an der oUenen Handelsgesellschaft mit 90 vom 
Hundert beteiligt ist. 

(2) Wird ein'e Kapita1,geseUschaH durch U ebertragung ,des Vermögens auf 
eine bestehende Personalgesellschaft umgewanrdelt und gehen bei der Um­
wandlung Grundstücke über, so wird die Grunderwerbsteuer nur erhoben, so­= weit die einzelnen Gesellschafter der PersonalgeselLschaH an deren Vermögen 
im Zeitpunkt der Umwandlung in einem höheren Verhältnis als am Stichtag 
beteiligt sind. 

-
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Beispiele zu Absatz 2: 

1. Alleinige Inhaberin sämtlicher Anteile an einer Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung ist eine offene Han.de1sgeselLschaft. Am Vermögen 
der offenen Handelsge,sellschaH sin,d am 1. Juli 1934 (Stichtag) zwei Ge­
sellschafter je zur Hälfte betei\,i,gt. Am 1. Oktober 1934 wird die U eher­
tragung des Vermögens der Gesellschaft mit beschränkter Haftung, zu dem 
ein Grundstück ,gehört, auf die offene Handelsgesellschaft beschlossen 
(Umwandlung). Die Umwandlung wird am 1. November 1934 eingetragen. 

Mit der Eintragung ins Handelsregister geht das Eigentum am 
Grundstück von der Gesellschaft mit beschränkter Haftung auf die oUene 
Handelsgesellschaft über. Für den Grundstücksübergang wird Grund­
erwerbsteuer nicht erhoben. 

2. Alleinige Inhaberin sämtlicher Anteile an einer Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung ist eine offene Handelsgesellschaft. Am Vermögen 
der offenen Hande1s.gesel1scl:aft sind am 1. Juli 1934 (Stichtag) A und B 
je zur Hälfte beteiligt. Am 1. Oktober 1934 vereinbaren s'ie, daß A ~m 
Vermögen ,der offenen Handel.sgesellschaft nur noch mit 10 vom Hundert, 
B dagegen mit 90 vom Hundert beteiligt sein soll. Am 1. November 
1934 wird die U ebertragung des Vermögens der Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung auf die offene Handels.gese1Lschaft beschlossen (Um­
wandLung). Der Umwandlungsbeschluß wind am 1. Dezember 1934 ein­
getragen. 

Mit der Eintragung ins Handelsregister geht das Vermögen der Ge­
sellschaft mit beschränkter Haftung, zu dem ein Grundstück gehört, auf 
die offene Handelsgesellschaft über. Für den Grundstücksübergang 
werden 4/ 10 der Grunderwerbsteuer erhoben, weil am Stichtag B mit 
50 vom Hundert an der offenen Handelsgesellschaft beteiligt war, wäh­
rend er zur Zeit der Umwandlung mit 90 vom Hundert an ihr beteiligt ist. 

3. Alleinige Inhaberin sämtlicher Antei.le an einer Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung ist eine offene Hande1s,gesellschaft. Am Vermögen der 



offenen HandelsgeselLschaft waren am 1. JuH 1934 (Stichta,g) A und B 
je zur Hälfte beteiligt. Am 1. Oktober 1934 vereinbaren A und Bund C, 
daß A aus der offenen HandelsgeselLschaft ausschei,det, und ,daß an 
.seiner Stelle C in die offene HandeLs,gesclLschafteintritt. Am 1. Novem­
ber 1934 wird die Uebertra,gung des Vermögens der Gesell.schaft mit be­
schränkter Haftung auf die offene Handels,gesellschaft be.schlossen (Um­
wandlung). Die Umwandlung wird am 1. Dezember 1934 ins Handels­
register eingetragen. Mit der Eintragung geht da.s Vermögen der Ge.sell­
schaft mit beschränkter Haftung, zu dem ein Grundstück gehört, auf 
die offene Han,dels,geseILschaft über, Für den Grundstücksübergang von 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung auf die offene Handelsgesell­
schaft werden "ho der Grunderwerbsteuer erhoben, weil zur Zeit der Um­
wandlung C mit 50 vom Hundert an der offenen Handelsgesellschaft be­
teiligt ist, während er am Stichtag noch nicht beteiligt war. 

§ (3) Wird eine Kapitalgesellschaft aufgelöst und werden bei der Liquidation 
§ Grundstücke auf ,die Gesellschafter übertmgen, so wird die Grunderwerbsteuer 
§ nur erhoben, soweit der einzelne Gesellschafter an Grundstücken oder Grund­
§ stücksbruchteilen mehr erhält, als seinem Beteiligungsverhältni.s an der Kapital­
~ gesellschaft am Stichtag entspricht. 

§ Beispiele zu Absatz 3: 
~ 1. An einer Grun:dstücksgesellschaft mit beschränkter Haftung .sind am 
§ 1. Juli 1934 (Stichtag) zwei Gesellschafter je zur Hälfte beteiligt. Bei 
§ der Liquidation übernehmen die Gesellschafter das Gesellschaftsgrund-
§ stück als Miteigentümer je zur Hälfte. Grunderwerbsteuer wird nicht 
~ erhoben. 
-

2. A ist am 1. Juli 1934 alleiniger Inhaber der Anteile an einer Grund­
stücksgesellscha.ft mit beschränkter Haftung, zu deren Vermögen zwei 
gleichwertige Grundstücke gehören. Am 1. Oktober 1934 tritt er die 
Hälfte seiner Anteile an B ab. Bei der Auflösung der Ge.sellschaft im 
Jahre 1935 übernimmt jeder Gesells,chafter ein GruIl!dstück. 

Der Erwerb des Grundstücks durch A ist steuerfrei, für den Erwerb 
des Grundstücks durch B wird Grunderwerbsteuer erhoben. 

Zuschläge zur Grunderwerbsteuer, Wertzuwachssteuer, 
Gewerbeanschaffungsteuer . 

§ 4. 
Soweit nach § 3 die Grunderwerbsteuer nicht erhoben wird, werden auch 

die Zuschläge zur Grunderwerb.steuer und die Wertzuwachssteuer nicht er­
hoben. Entsprechendes gilt für die Steuer der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
vom Zubehör (Gewerbeanschaffungsteuer). 

U msa tzsteuer . 

§ 5. 
Wird bei der Umwandlung oder Auflösung e,iner Kapitalgesellschaft ihr 

Vermögen auf eine Personalgesellschaft oder auf die Gesellschafter über­
hagen, so wird die Umsatz.steuer nicht erhoben. 

Einkommensteuer, Körperschaftsteuer , Gewerbesteuer. 

§ 6. 
(1) Werden bei der Umwandlung oder Auflösung einer Kapitalgesellschaft 

Ge,genstände, die mindestens seit dem Ende des Steuerabschnitts 1933 
(1932/1933) zum Betriebsvermögen der Kapitalges,ellschaft gehört haben, in ,das 
Betriebsvermögen eines Gesellschafters oder einer aus Gesellschaftern der 

_ Kap.italgeselLschaft bestehenden Personalge.sellschaft übernommen, so wird eine 
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durch die Uebertrwgung entstehende Körpersohwftsteu~r, Einkommensteu~r und 
Gewerbesteuer nur ia Höhe eines DritteLs d~r Beträge erhoben, die nach den 
,gesetzlichen Vorschriften geschuldet werden. 

(2) Das gleiche ~ilt, wenn bei der Umwand.lung oder Auf100u.ng einer 
KapitalgeselLschaft Grundstücke auf einen Gesellschafter übertragen, aber nicht 
in ein Betriebsvermögen übernommen wer,den. Bei der künftigen Veran!agung 
des übernehmenden Gesellschafters zur Einkommensteuer ist für di~ Be­
messung der Ahsetzungen für Abnutzung von dem Wert auszugehen, mit dem 
das Grundstück bei der Kapital,gesellschaft nach den Vorschriften des Ein­
kommensteuerges,etzes oder des Körperschaftsteuergesetzes im Zeitpunkt ,der 
Umwandlung oder Auflösung steuerlich anzusetzen war. In den Fällen, in 
denen nach den Vorschriften des Einkommen.steuergesetzes durch die Ueber­
tragung eine Einkommensteuerschul,d nicht entsteht, kann der übernehmende 
Gesellschafter die Ahsetzungen für Abnutzung statt nach Satz 2 nach dem zu­
letzt vor der Uebertragung festgestellten Einheitswert bemessen. 

Einmanngesellschaft. 
§ 7. 

Die Vorschriften der §§ 3 bi.s 6 gelten sinngemäß, wenn eine Kapital,gesell­
schaft, deren Anteile sich in einer Hand befinden, aufgelöst und ihr Vermögen 
mit o,der ohne Liquidation auf den alle,inigen GeselLschaft'er übertragen wird. 

Eintritt anderer Gesellschafter. 
§ 8. 

Die Steuererleichterungen für die Umwan,dlung von Kapita'Lgesellschaften 
in Personalgesellschaften gelten nur für solche Personalgesellschaften, die aus 
natürlichen Personen bestehen. Die Steuerschuld entsteht n,achträglich, wenn 
innerhalb zweier J ,ahre s,eit der Umwandlung die Gesellschaftsrechte eine ... 
Gesellschafters auf eine juristische Person übertra,gen werden, o,der wenn 

§ innerhalb dieser Frist eine juristi.sche PensonaLs GeseILsch,a.fter beitritl In 

i=======_ ,diesen Fällen wird die Steuer mit der En,tstehung der Steuerschuld fällig. 

Geltungsdauer . 
§ 9. 

§ Die Vorschriften der §§ 2 bis 8 sin,dnur anzuwen,den auf Kapitalgesell­
§ schaften, die am 1. Juli 1934 bestanden haben und ihre Umwandlung oder 
= Auflösung bi.sz,um 31. De~ember 1936 beschließen. 

2. Die Steuererleichterung,en imeinzellßren. 

Für die Gewährung von Steuererleichterungen i'st als Stichtag der 
1. Juli 1934 genau wie bei den handelsrechtlichen Bestimmungen 
gewählt worden. 

Die steuerlichen Erleichterungen erstrecken sich zunächst auf die 
Umwandlung ohne Liquidation oder auf die Vermögensübertragung 
auf den alleinigen Gesellschafter. 

Wichtig ist nun, daß die Steuererleichterungen auch' auf di,ejenigen 
Kapitalg'esellschaften (also auch G.m.b.H.'s) ausgedehnt werden, 
di,e in Liquidation tr,eten und i,hr Vermögen auf die Gesellschafter 
übertragen. 
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Auf Grund der e r s t ,e n Dur c 'h f ült run g s ver 0 r d nun g er­
geben sich folgende Steuererleichterungen : 

(1) Fortfall der Gesellschaftssteuer. 

Erfolgt die Umwandlung einer G.m.b.H. unter gleichzei­
tiger Errichtung einer Personalgesellschaft, so wird keine 
Gesellschaftssteuer für deren Errichtung erhoben. 

Wenn früher eine offene HaooeLsge.c;elLschaft von 
den Gesellschaftern gegründet worden. ist, vielleicht 
sogar mit dem Ziele, die G. m. b. H.-Firma später 
aufzunehmen, ISO ist diese o. H.-G. ge.c;elLschaftssteuer­
pflichtig. 

(2) Fortfall der Grunderwerbssteuer bei gl:eichbleibender Betei­
ligung. 

Bei der Grunderwerbssteuer hat der Gesetzgeber eine gerechte 
Staffelreg,elung nach dem Beteiligungsverhältnis getroffen. Grund­
sätzlich wird keine Grunderwerbsstell'ererhoben, wenn ,bei \der 
Umwandlung das o,et1eiligungsverhältnis das gleiche bleibt. 

Beispiel: Wenn Friedrich und Günther die Um­
wandlung ihrer G. m. b. H. 'UIlter ,g,leichzeitiger Er­
l1ichtung einer o~ferren HandelsgeISeiLschaft beschließen 
und ihr altes Beteiligurugsverhältnis von je 50% bei 
der neuen o. H.-G. nicht geändert wird, ISO kommt die 
Erhebung ,der G run der wer b s s t e u ern ich t 
in Betracht. 

Die Grunderwerbssteuer wird lI1ur erhoben, soweit die einzelnen 
Gesellschafter am Vermögen der Personalgesellschaft in einem 
höhleren Verhältnis beteiligt sind, als sie am Stichtag an der 
Kapitalgesellschaft beteHigt waren. Derselbe Grundsatz gilt für 
die Vermögensübertragung auf eine bestehende offene Handels­
g,esellschaft. 

Die ausführlichen Beispiele, die in der Durch­
fühTU1llgsverorcLnung Absatz 2 gen,annt sind, veran· 
schaulichen deutHch diesen Grundsatz. 

Tritt eine G.m.b.H. in Liquidatiol1l, so wird die Grunderwerbs­
steuer grundsätzlich auch ni c h te rho ben. Sie kommt nur zur, 
Erhebung, wenn der einzelne Gesellschafter an Grundstücken (oder 
Orundstücksbruchteilen) me h re rh ä I t, als ihm nach seinem Be· 
tdligungsverhältnis am 1. 7. 1934 zu s te h t. 

Die Zuschläge zur Grund,erwerbssteuer, die Wertzuwachssteuer 
und dIe Gewerbeanschaffungssteuer, sind nach denselben Grund­
sätzen geregelt (vgl. § 4 der O.v.). 
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(3) Fortfall der Umsatzsteuer. 
Nach § 5 wird bei der Umwandlung oder Auflösung einer 
G.m.b.H. im Sinne des Umwandlungsgesetzes keine Um­
satzsteuer 'erhoben. 

(4) Ermäßigung d'e'r Einkommen-, Körp,ench'afts- und Gewe'rbe­
steuer auf ,ein Drittel. 

I Die Körperschafts-, Einkommen- und Gewerbesteuer wird lI1ur 
in Höhe 'eines DriUels der nach den Tarifen geschuldeten Be­
träge erhoben. 

Voraussetzung für diese weitgehende Ermäßigung ist, daß 
die Gegenstände mindestens seit dem Ende des Steuer ab­
schnittes 1933 (1932/1933) zum Betriebsvermögen der 
G.m.b.H. gehört haben und in das Betriebsvermögen dnes 
Gesellschafters oder einer aus Gesellschaftern der G.m.b.H. 
bestehenden Personalgesellschaft übernommen werden. 

Dieselbe Vorschrift findet Anwendung, wenn bei der Umwandlung 
oder Auflösung einer G.m.b.H. Grundstücke auf einen Gesell­
schafter übertrag,en, aber nicht in ein Betriebsvermögen über­
nommen werden. 

Für die künftige Veranlagung und für die Ab­
setzungen für Abnutzung (Abschreibungen) ,gilt B e -
S onrd e r es (vgL § 6 Absatz 2). 

(5) Begrenzung der Steuererleichterungen. 
Die sogenannte Einmanng,es,ellschaft kommt, wie § 7 aus­
drücklieh bestimmt, ,ebenfalls für die Steuer erleichterungen 
in Betracht. Dabei ist es gleichgültig, ob das Vermögen 
auf den alleinigen Gesellschafter mit oder ohne Liquidation 
übertragen wird. 

U eber den Eintritt anderer Gesellschafter bestimmt § 8, daß die 
Steuererleichterungen bei der Umwandlung nur für solche Per­
sonalgesells,chaften gelten sonen, die aus natürlichen Personen be­
stehen. Die Steuerschuld entsteht nachträglich, wenn innerhalb 
zweier Jahre seit der Umwandlung die Gesellschaftsrechteeines 
Gesellschafters auf ein e j u r ist i sc he Per so n übertragen wer­
den (bezw. innerhalb dieser Frist), weil dadurch der Sinn des Ge­
setzes nicht erfüllt würde. 

(6) Geltungsdauer der Steuererleichterungen. 
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Das Rechnungswesen der G. m. b. H. 

1. Das Bilanzscbema. 

Die G.m.b.H. ist berechtigt, die Formvorschriften für di,e Bilanz 
und die Gewinn- und Verlustr,e:chnung, wie sie der Gesetzgeber für 
die Aktiengesellschaft in den §§ 261 a-261 c bestimmt hat, anzu­
wenden. An dieser Stelle ist deshalb das entsprechende Schema 
für die Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung zum pr a k -
ti s ehe n G e b rau c h zusammengestellt worden. 

2. Die Bilanzbewertung. 
§ 261. 

Für den Ansatz der einzelnen Posten der Jahresbilanz gelten folgende 
Vorschriften: 

1. Anlagen und andere Vermögen.sge,genstände, ,die ,dauernd zum Geschäfts­
betriebe der Gesellschaft bestimmt sind, dürfen ohne Rücksicht auf 
einen geringeren Wert zu den An.schaffungs- oder Herstellungskosten 
angesetzt werden, wenn der Anteil an dem etwaigen Wertverlust, der 
sich bei seiner Verteilung auf die mutmaßliche Gesamtdauer der Ver­
wendung oder Nutzung für den einzelnen Bilanz,aoochnitt er,gibt, in Ab­
zug oder in der Form von WertberichHgungskonten in Ans,atz gebracht 
wird. Bei der Berechnung ,der Herstellungskosten dürfen im angemes­
senen Umfang Ab.schreibungen berücksichtigt und angeme.ssene Anteile 
an den Betriebs- und Verwalhmgskosten eingerechnet werden, die auf 
den Zeitraum der Herstellung entJallen; Vertrieookosten gelten hierbei 
nicht als Bestandteile der Betriebs- und Verwaltungskosten. 

Wertpapiere, die dauernd zum Ge.schäftsbetriebe der Gesellschaft 
bestimmt sind, dürfen ohne Rücksicht auf einen geringeren Wert zu den 
Anschaffungskosten angesetzt werden, s,oweil nicht die Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung Abschreibungen auf die Anschaffungs­
kosten erforderlich machen. 

2. Wertpapiere und andere Vermögensgegenstände, die nicht dauernd zum 
Geschäftsbetriebe der Gesellschaft bestimmt .sind, .sowie Waren und 
eigene Aktien der Gesellschaft dürfen höchstens zu den Anschaffungs­
oder Herstellun,gskosten an'gesetzt werden. Bei der Berechnung der 
Her.stellung&kosten findet ,die Vorschrift der N r. 1 Abs. 1 Satz 2 An­
wendung. 

Sind die Anschaffungs- oder Her.steHungskosten höher als der 
Börsen- o,der Marktpreis am Bilanzstichtage, so hst höchstens die.ser 
Börsen- oder Marktpreis anzusetzen, 

U ebersteigen die Anschaffungs- oder Herstellungsko.sten, falls ein 
Börsen- oder Marktprei.s nicht festzustellen i.st, den Wert, ,der den Ge,gen­
ständen am Bilanzstichtage beizulegen ist, so ist höchstens dieser Wert 
anzusetzen. 

3. Die Kosten der Gründung und der Kapitalerhöhung dürfen nicht als 
Aktiven einge.setzt werden. 

4. Für den Ge.schäfts- oder Firmenwert darf ein Po.sten unter die Aktiven 
nicht eingesetzt werden. Uebersteigt jedoch die für die Uebernahme 
eines Unternehmens bewirkte Gegenleistung die Werle der einzelnen 
Vermögensge,genstände ,des Unternehmens im Zeitpunkt der Uebernahme, 
so darf der Unterschied gesondert unter die Aktiven aufgenommen 
werden. Der einge.setzte Aktivpo.sten ist durch angeme.ssene jährliche 
Abschreibungen zu tilgen. 

5. Anleihen der Gesellschaft sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag unter die 
Passiven aufzunehmen. Ist der Rückz,ahlungsbetr,ag höher als der Au.s­
gabepreis, .so darf der Unterschied gesondert unter ,die Aktiven auf­
genommen werden:, Der eingesetzte Aktivposten ist durch jä,hrlic,he Ab-
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Aktiva Bilanzschema 

Rückständige Einlagen auf das Stammkapital • . . • . 

Anlagevermögen: 
Grundstücke ohne Berücksichtigung von Baulichkeiten 
Gebäude: 

Geschäfts- und Wohngebäude ••.••• RM ............ . 
Fabrikgebäude und andere Baulichkeiten. KM. . .......... . 

Maschinen nnd maschinelle Anlagen • • • • • • • . • • 
Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsmventar •••••• 
Konzessionen, Patente, Lizenzen, Marken- u. ähnI. Rechte 
Firmenwert • • • • . . . . . . • . . 

Be t eil i gun gen (Beteiligungswertpapiere) 

Anleihe stock 

Umlaufsvermögenc 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe . . • . . . 
Halbfertige Erzeugnisse (Halbfabrikate) 
Fertige Erzeugnisse, Waren (Fertigfabrikate) 
Wertpapiere (kurzfristige Anlage für Betriebszwecke) 
Hypotheken, Grundschulden und Rentenschulden • • . 
Von uns geleistete Anzahlungen ••••••.•.• 
Forderungen aus Warenlieferungen und Leistungen (Waren-
debitoren .•.••.•.•••..•••..•••.• 
Forderungen an abhängige Gesellschaften und Konzern-
gesellschaften •••••••••..•••..••••. 
Forderungen an Vorstandsmitglieder oder an gesetzliche 
Vertreter der von uns abhängigen Unternehmen bzw. der­
jenigen Unternehmen, von denen wir abhängen 
Wechsel (Besitzwechsel - Rimessen) . • • . . . . . . . 
Schecks .•••.•..••••..•••....••• 
Kassenbestand einschließlich Guthaben bei Notenbanken 
(Reichsbank) und Postscheckguthaben 
Andere Bankguthaben •..••..••...••. 
Sonstige Forderungen •..•..•••..•••• 
Anlagen-Entwertungskonto auf Grund der einmaligen Bi­
lanzierungserleichterung 
Anleihe-Disagio •.•..•....•....... 

Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen (transitorische 
Aktiva) •••••••.••••••.•••..•••.. 

Ver I u s t vor t rag - Unterbilanz (aus früheren Jahren) . 
, .l> 
Ver I u s t im Geschäftsjahre 

Bürgschaften (Avale) . KM. 

1-0 

RM. 



für eine G.m.b.H. 

Stammkapital 

Reservefonds 
Gesetzlicher Reservefonds 
Anderer Reservefonds (freiwillige 

Rückstellungen ..... . 

Reserve) 

(Kostenrückstellung für Prozeß, noch zu zahlende Steuern) 

Wer t b e r ich t i gun g s pOS t e n (Delkredere-Fonds, Kurs­
berichtigung von Auslandsschulden, Anlagenerneuerung) 

Verbindlichkeiten: 
Anleihen ...... . 

hypothekarisch gesichert in Höhe von . . RM.. .......... . 
Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden ..... . 
Anzahlungen von Kunden . . . . . . . . . . . . . . . . 
Verbindlichkeiten aus Warenlieferungen und Leistungen 
(Warenkreditoren) .................. . 
Verbindlichkeiten gegenüber abhängigen Gesellschaften und 
Konzerngesellschaften ................ . 
Verbindlichkeiten aus gezogenen Wechseln und der Aus­
IItellung eigener Wechsel (Akzepte) .... 
Sonstige Verbindlichkeiten . . . . . . . . 

Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen (transitorische 
Posten) ................ . 

Ge w i n n vor t rag (aus früheren Jahren) 

R ein g e w i n n im Geschäftsjahre 

Bürgschaften (Avale) .... RM. 

/ 

Passiva 
RM. 

Nach dem abschließenden Ergebnis meiner! 
unserer pflichtgemäßen Prüfung auf Grund 
der Bücher und Schriften der Gesellschaft, 
sowie der vom Vorstand erteilten Auf­
klärungen und Nachwei.se entsprechen die 
Buchführung, der Jahresabschluß und d~r 
Geschäftsbericht den gesetzlichen V or­
schr~ften. *) / 

_/ (Unterschrift des Bilanzprüfers) 

*) Dies ist der neue Prüfungsvermerk laut Gutachten 
(Nr. 15. 1933) des Fachausschusses des Instituts der 
Wirtschaftsprüfe r. 
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Aufwendungen Schema einer Gewinn-

Löhne und Gehälter 

Soziale Abgaben • • 

Abschreibungen auf Anlagen 

Andere Abschreibungen 

Zinsen •••.•.. 

Besitzsteuern 

Sonstige Aufwendungen 

Gewinnvortrag 

Reingewinn im laufenden Geschäftsjahr 

RM. 

schreibungen zu tilgen, .die auf die ge&amte Laufzeit der Anleihe verteilt 
werden dürfen. 

6. Der Betrag des Grundkapitals ist unter die Passiven zum Nennbetrag 
einzusetzen. 

(1) G.rn.b.H. und Bewertungsvors,chriften. 
Oenau wie die Oliederungsvorschriften der Bilanz, so kann auch 
die O.m.b.H. die Bewertungsvorschriften der Aktiengesellschaft für 
sich in Anspruch nehmen, zumal § 40 des HOB. keine speziellen 
Bestimmungen enthält. 
Die Sondervorschrift des § 42 Abs. 1 zm. 1 des O.m.b.H.-Oesetzes, 
die für das Anlagevermögen die reinen Ans-chaffungs- oder H,er­
stellungspreise als niedersten Wertansatz vorsieht und nur. die Ab­
schreibung für Ab nut z u n g kennt, kann als überholt betrachtet 
werden. Diese Vorschrift lehnte sich an die alte Fassung des § 261 
Abs. 1 liff. 1 des HGB. an. Bekanntlich ist mit der Aenderung der 
aktienrechtlichen Vorschriften das Niederstwertprinzip u. a. durch 
die Einführung der Wer t ver lu s tab s c h r e i b u n g wesentlich 
erweitert worden. Diese neue Einstellung des Gesetzgebers kann 
auch für die Bewertung des Anlagevermögens der O.m.b.H. gel­
tend gemacht werden. In der folgenden Besprechung sind deshalb 
die aktienrechtlichen Bewertungsvorschriften des § 261 HOB. zu­
grunde gelegt worden. Die speziellen Bewertungsvorschriften des 
§ 42 Abs. 1 Ziff. 3 und 4 des O.m.b.H.-Gesetzes müssen naturge­
mäß in vollem Umfange berücksichtigt werden. 

(2) Die Bewertung des Anlag·everrnögens. 
An dem Wertprinzip der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
hält auch der geänderte § 261 HGB. fest. 
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und Verlust-Rechnung 

Ertrag gemäß § 261 c Zift. 1 (Rohgewinn unter Abzug der Auf­
wendungen für Roh-, Bilis- und Betriebsstoffe) • . • • . . . 

Erträge aus Beteiligungen 

Zinsen •.•••... 

Außerordentliche Erträge 
Außerordentliche Zuwendungen 

Verlustvortrag ..••••• 

Verlust im laufenden Geschäftsjahr 

Erträge 
RM. 

I Neu ist die Einfüh~rung der We r t ver I u s ' tab sc h r e i b u n g, 
die gegenüber der alten Abschreibungsform für Abnutzung eine 
wesentliche Erweiterung der Bewertungsmöglichkeit der An~ 
lag'egegenstände darstellt. 

Die Abschreibungen selbst können auf die mutmaßliche Ge­
samtdauer der Verwendung oder Nutzung der Gegenstände 
verteilt werden. - Bei der Berechnung der Herstellungs­
kosten können Abschreibungen vorgenommen werden. 
Dies ist z. B. der Fall bei unzweckmäßigen Umbauten oder 
bei zu hohen Baukosten auf Grund früher gezahlter höherer 
Löhne. 

Wertpapiere, die dauernd zum Geschäftsbetr~ebe der Gesellschaft 
bestimmt sind, sog,enannte Anlage:effekten oder Beteiligungswert­
papiere, dürfen zu den Ans c h a f fun g s k 0 s te n ohne Rücksicht 
aufe,inen geringe,ren Wert bilanziert werden, sofern Abschreibun­
glenerfoI~t sind und die Grunds,ätz,e ordnungsmäßiger Buchführung 
gewahrt bleiben. 

(3) Die Bewertung des Umlaufsv,ermögens. 
Beim Umlaufsvermögen ist das Niederstwertprinzip vollständig 
aufrechterhalten geblieben. I Bewertet wird das Umlaufsvermög1en zu Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten. Liegen die Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten höher als der Börsen- oder Marktpreis, so ist höchstens 
die-ser Börsen- od,e,r Marktp'reis in Ansatz zu bringen. 
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Ist kein Börs'en- oder Marktpreis zu ermitteln, so tritt an dessen 
Stelle der mut maß li c he ger i n ger eWe r t, der den Gegen­
ständen am Bilanzstichtage beizumessen ist. 

Für die Berechnung der Herstellungskosten bei Gegen­
ständen des Umlaufsvermögens gilt dasselbe, wa.s 
beim Anlagevermögen .gesagt wurde. 

Zum Umlaufsvermögen gehören alle beweglichen, dem Be­
triebszweck dienenden Gegenstände, wie sie im Bilanz­
schema katalogisiert sind. 
Nachschüsse der Gesellschafter sind nach § 42 Abs. 1 Ziff.3 
des G.m.b.H.-Gesetzes nur insoweit akHvierungsfähig, als 
die Ein z i"e h u n g b er 'e i t s b e s chi 0 s sen ist und ir­
gendein Befreiungsrecht der Gesellschafter von dem ge­
forderten Nachschuß unmöglich ist. Auf der Passivseite ist 
ein entsprechendes Ge gen k 0 nt 0 zu bilden. 

(4) Gründungskost,en und Firmenwert. 
Gründungs- und KapitaJ,erhöhungskosten sind nach' der klaren, Vor­
schrift des § 261, Absatz 1, Ziffer 3 nicht aktivierungsfähig. 
Dasselbe gilt grundsätzlich für den Geschäfts- oder Firmenwert. 
Hier besteht allerdings 

eine Aus nah m e, 
nämlich bei der U e be r nah m e des Ve r m ö gen s, sofern lein 
höherer Preis als der buchmäßige beim Kauf der Unternehmung 
gezahlt wurde. Die Differenz kann dann aktiviert und durch jäh r­
li ehe Ab s ehr ,e i b u n ge n getilgt werden. 

Beispiel: Der Kaufpreis eines Unternehmens betrage 
810000 RM., das bilanzierte Reinvermö·gen jedoch 
nur 650000 RM. Darm ist der Firme.nwert, nämlich 
,die Differenz von 160000 RM., unter die Aktiven ein­
ISteIloar. Der Firmenwert ist jährlich abzuschreiben. 

Das Bilanzierungsverbot für die Gründungskosten und 
den Firmenwert stimmt mit § 42 Abs. 1 Ziff.2 des G.m.b.H.­
Gesetzes über ein, wonach die Kosten der Organisation und 
Verwaltung nicht aktiviert werden dürfen. 

(5) AnJ.t~jhen und Stammkapital'. 
Anleihen der Gesellschaft sind mit ihr e m tat sä c h I' ich e n 
R ü c k z a h lu n g sb e t rag e unter die Passiven aufzunehmen. Ein 
evtl. auftretendes Disagio wird aktiviert und jährlich durch Ab­
schreibungen getilgt. 
Das im Gesellschaftsvertrage bestimmte Stammkapital ist gemäß 
§ 42 Abs. 1 Ziff. 4 des G.m.b.H.-Gesetzes unter den Passiven aus­
zuweisen. 
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Anhang 

Umgründungsvertrag einer G. m. b. H. 

Umgründungsvertrag der Maschinex G. m. b. H., Berlin 

§ 1. 
Die Firma M a s chi n e x Gesellschaft mit beschränkter Haftung beschließt 

Ihre Umwandlung in eine oHene Handelsgesellschaft unter Wahrnehmung der Er­
leichterungen auf Grund des Gesetzes über die Umwandlung von Kapitalgesell­
schaften vom 5. 7. 34 in Verbindung mit dem Gesetz über Steueredeichterungen 
bei der Umwandlung vom 5. 7. 34. 

§ 2. 
Die Firma wird nach der Umwandlung Fr i e d 0 I f, Sen f &: C o. vor mal s 

M a sc hin e x G. m. b. H., als o. H.-G. firmieren. Der Sitz der Gesellschaft ist 
weiterhin Berlin. 

§3-
Die UmgrüDdung der Maschinex G. m. b. H. soll unter gleichzeitiger Er­

r ich tun gei n e r 0 ff e n e n H a n dei s g e 11 e II s c haft unter der in § 2 an­
geführten Firma erfolgen. Die Gesellschafter Friedoll, Senl und Liebig sollen die 
Inhaber der neu gegründeten o. H.-G. sein, während der Gesellschafter Adolf 
Iollath ausscheidet. (Ueber die Abfindung des Gesellschafters Kollath und die 
Berechnung der Anteile vgl. § 5.) 

§ 4. 
Der Beschluß zur Umwandlung wurde in der am 30.7.34 stattfindenden außer­

ordentlichen Gesellschafterversammlung mit Z u s tim m u n g a ll erG e seil -
s c hai t e r gefaBt. Die Zustimmung des nicht erschienenen Gesellschafters 
Kollath zu diesem Vertrage ist notariell beurkundet worden. Beglaubigte Ab­
schrift vgL Anlage. 

§ 5. 
Der Umwandlung liegt folgende Bilanz zugrunde: 

Aktiva U m w a n d lu n g s b i Ja n z der Maschinex G. m. b. H. Passiva 
Gebäude 
Inventar • 
Gerätschaften 
Debitoren •• 
Waren •••• 
Wechsel •••• 
Kasse, Postscheck 

184 000.- RM. 
27000.- .. 
40000.- " 
79000.- .. 
54000.- " 
12400.- .. 

~--:~4:-:450.- .. 
400 850.- RM. 

Stammkapital 
Reserven 
Delkrederefonds 
Darlehen 
Kreditoren • • 
Akzepte ••• 
Gewinnvortrag 

Die Geschäftsanteile der einzelnen Gesellschafter betragen: 
Ernst Friedoll 30000.- RM. 
Emil Senf .••••••• 40000.- .. 
Walter Liebig ••••• 80000.- " 
Adolf Kollath ••••• 50000.- .. 

200000.- RM. 
25000.- .. 
4500.- " 

44500.- " 
94450.- .. 
30000.- " 
2400.- .. 

400 850.- RM. 

Bei der offenen Handelsgesellschaft scheidet Adolf K 0 11 a t h auf seinen 
Wunsch aus. Den GeschäftsanteU übernimmt Friedolf; beide haben sich über den 
Gegenwert und die Bezahlung des Geschäftsanteils bereits geeinigt. In der o. H.-G. 
partipizieren mithin Friedolf mit 8/20, Senf mit '/20 und Liebig ebenfalls mit 8/20 am 
Gesellschaftsvermögen. 
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§ 6. 
Mit der Eintragung geht das Vermögen einschließlich der Schulden, wie sie in 

der Umwandlungsbilanz ausgewiesen werden, auf die oUene Handelsgesellschaft 
FriedoU, Senf & Co. über. Die Maschinex G. m. b. H. gilt mit diesem Zeitpunkt 
als auf gel ö s t und die alte Firma als erloschen. 

§ 7. 
Zur Auf b e w a h run g der B ü ehe r, Geschäftspapiere etc. der Maschinex 

G. m. b. H. sind alle Gesellschafter anteilig verpflichtet. Sie haben ferner die 
gesetzlichen Bestimmungen für die erleichterte Umwandlung zu beobachten, indem 
das Vermögen der Maschinex G. m. b. H. 6 Monate, gerechnet nach der Bekannt­
machung der Eintragung des Umwandlungsbeschlusses, getrennt verwaltet wird. 
Sollten bis zu diesem Zeitpunkt die alten Gläubiger nicht befriedigt sein, so soll 
die Trennung bis zur gerichtlichen Klärung weiter auirecht erhalten bleiben. 

§ 8. 
Bei der Umwandlung sollen alle s t e u e r li ehe n E r1 eie h t e run gen, 

die auf Grund des Gesetzes über Steuererleichterungen bei der Umwandlung vom 
5. 7. 34 in Betracht kommen, voll in Anspruch genommen werden. Die infolge der 
Erhöhung des Anteils des Gesellschafters Ernst FriedoH entfallende G run d -
e r wer b s s t e u e r soll dieser allein tragen. 

§ 9. 
Mit dem Tage der Eintragung der offenen Handelsgesellschaft soll die T ä t i g­

k e i t der Ge s c h ä f t s f ü h r er FriedoH und Senf erlöschen und mit demselben 
Zeitpunkt auch ihre Bezahlung, deren Schluß abrechnung pro rata temporis er­
folgen soll. Ueber die Vergütung für die geschäftliche Tätigkeit der Gesellschafter 
der o. H.-G. treHen diese eine gesonderte Vereinbarung. 

§ 10. 
In Erfüllung des § 7 Absatz 4 des Umwandlungs gesetzes sind den Gesell­

schaftern P r i v a t e n t nah m e n aus dem übernommenen Vermögen der 
Maschinex G. m. b. H. innerhalb der Sperrfrist (bis zur Beiriedigung oder Sicher­
stellung sämtlicher alten Gläubiger) nicht gestattet. 

§ 11. 
Die Ge w i n n ver t eil u n g bei der o. H.-G. soll in der Weise erfolgen. 

daß, unbeschadet eines Entgeltes für die geschäftliche Tätigkeit der Gesell­
schafter, jeder Gesellschafter vom Jahresgewinn 4% auf seinen Kapitalanteil er­
hält. Reicht der Jahresgewinn dazu nicht aus, so ermäßigt sich der Prozentsatz. 
Ist ein höherer Gewinn erzielt, so wird der durch obigen Prozentsatz nicht auf­
geteilte Gewinn im Verhältnis der Kapitalanteile an die einzelnen Gesellschafter 
ausgeschüttet. Der Verlust eines Geschäftsjahres soll nicht nach Kapitalanteilen, 
sondern nach Köpfen verteilt werden. Für das laufende Geschäftsjahr vom 
1. 1. 34 bis 31. Dezember 34 soll die vorstehende Gewinnverteilung gelten, und 
zwar auch in bezug auf den Gewinn der Maschinex G. m. b. H. 

§ 12. 
Die zur Errichtung der offenen Handelsgesellschaft erforderlichen w e i t e ren 

Maß nah m e n haben die Geschäftsführer der Maschinex G. m. b. H. zu treffen. 
Die Gesellschafter sind damit einverstanden, daß mit der Eintragung der offenen 
Handelsgesellschaft ein spezieller Vertrag über das Rechtsverhältnis der Gesell­
schafter untereinander aufgesetzt werden soll; die hier für die o. H.-G. gegebene. 
Rahmenvorschriften sollen dabei unverändert berücksichtigt werden. 

Berlin, den 30. 7. 1934. 

Ernst F r i e d 0 I f EmU Senf Walter Li e b i g. 
(Notarielle Beurkundung.) 
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